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Geschäftsbereich des Bundeskanzlers und 
des Bundeskanzleramtes 


1. Abgeordneter Ist die Bundesregierung bereit, im Rahmen 
Dr. Althammer ihrer sonstigen Kürzungsmaßnahmen auch das 
Vorhaben zum Neubau eines Kanzleramts 
— Kostenaufwand rund 100 Millionen DM — 
zurückzustellen, bis eine Beruhigung der Kon- 
junkturentwicklung festzustellen ist? 


Antwort des Bundesministers Dr. Ehmke 
vom 20. Juli 1971 

Die Bundesregierung prüft zur Zeit, ob die Konjunkturentwick- 
lung eine Zurückstellung des Neubauvorhabens Bundeskanzler- 
amt notwendig macht. Sie wird über den Baubeginn im Septem- 
ber dieses Jahres entscheiden. 


2. Abgeordneter 

Rollmann 


Billigt die Bundesregierung die Informations- 
politik des Staatssekretärs Ahlers während 
der USA-Reise des Bundeskanzlers? 


Antwort des Staatssekretärs Ahlers 
vom 8. Juli 1971 

Ja 

3. Abgeordneter Hält es die Bundesregierung für vertretbar, 

Rollmann bei der Informationsgebung des Presse- und 

Informationsamts der Bundesregierung Pub- 
likationsorgane zu bevorzugen oder zu be- 
nachteiligen? 


Antwort des Staatssekretärs Ahlers 
vom 8. Juli 1971 

Eine Bevorzugung oder Benachteiligung von Publikationsorga- 
nen durch die Regierungssprecher bzw. durch das Presse- und 
Informationsamt der Bundesregierung hat nicht stattgefunden 
und wird auch nicht stattfinden. Dies würde dem selbstverständ- 
lichen Erfordernis der Gleichbehandlung widersprechen, welches 
auch gegenüber Publikationsorganen gelten muß, die der Bun- 
desregierung kritisch gegenüberstehen. 


4. Abgeordneter Hält es die Bundesregierung für vertretbar, 

Rollmann daß sich der Leiter des Presse- und Informa- 

tionsamts der Bundesregierung in der Öffent- 
lichkeit und zudem noch im Ausland in pole- 
mischer und herabsetzender Weise mit der 
journalistischen Meinung von Pressevertretern 
auseinandersetzt? 
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Antwort des Staatssekretärs Ahlers 
vom 8. Juli 1971 

Polemische oder herabsetzende Auseinandersetzungen mit der 
journalistischen Meinung von Pressevertretern hat es nicht 
gegeben und gehören auch nicht zur Praxis des Leiters des 
Presse- und Informationsamts der Bundesregierung. Sie ver- 
bieten sich von selbst. Dies schließt nicht aus, daß es zuweilen 
unterschiedliche Auffassungen über die publizistische Darstel- 
lung der Regierungspolitik gibt, wodurch zur Meinungsbildung 
beigetragen werden kann. 


5. Abgeordneter Hat die Bundesregierung die Absicht, ähnlich 
Reddemann wie bei der Anzeigenkampagne „Wort gehal- 

ten", auch in Zukunft die Erfüllung der ihr vom 
Gesetzgeber zwingend auferlegten Pflichten 
als Zeichen außergewöhnlicher Vertrauens- 
würdigkeit herauszustellen? 

Antwort des Staatssekretärs Ahlers 
vom 14, Juli 1971 

Die Bundesregierung wird selbstverständlich auch in Zukunft 
die Öffentlichkeit über ihre Vorhaben informieren. Die Erfüllung 
dieser Aufgabe war in dem in Ihrer Anfrage erwähnten Fall 
deshalb wichtig, weil in der Öffentlichkeit Zweifel geäußert 
worden waren, ob die im Gesetz festgelegten Termine für Erhe- 
bung und Rückzahlung des Konjunkturzuschlags tatsächlich ein- 
gehalten oder geändert würden. Es kommt hinzu, daß die in dem 
betreffenden Gesetz genannten Termine auf einer Absprache 
zwischen der Bundesregierung und den Regierungsfraktionen 
beruhen, so daß es durchaus berechtigt war, davon zu sprechen, 
daß die Bundesregierung Wort gehalten habe und auch in Bezug 
auf die Rückzahlung des Konjunkturzuschlags Wort halten wird. 


6. Abgeordneter Welche Bemühungen hat die Bundesregierung 
Dr. Schulze- seit der Beantwortung der Kleinen Anfrage 

Vorberg betreffend Vereinheitlichung der Altersver- 

sorgung für Journalisten am 16. März dieses 
Jahres unternommen, um „den Aufbau einer 
einheitlichen zusätzlichen Versorgungseinrich- 
tung für die Redakteure aller Medien zu er- 
reichen", und welchen Stand haben die Ge- 
spräche, zu denen die Bundesregierung — wie 
sie in ihrer Antwort vom 16. März betont 
hat — einiaden wollte? 

Antwort des Staatssekretärs Ahlers 
vom 30. Juli 1971 

Die Bundesregierung ist weiterhin bemüht, mit Rat und Hilfe an 
der Schaffung einer einheitlichen Altersversorgung für Journa- 
listen mitzuwirken. Im Anschluß an die Antwort der Bundes- 
regierung vom 16. März 1971 auf die Kleine Anfrage der Abge- 
ordneten Raffert u. a. haben eine Reihe von Beratungen statt- 
gefunden sowohl mit den mit kommunikationspolitischen Fragen 
befaßten Abgeordneten der im Deutschen Bundestag vertretenen 
Parteien als auch mit dem Versorgungswerk der deutschen 
Presse und mit dem Bundesverband der Deutschen Zeitschriften- 
verleger. Weitere Gespräche mit den unmittelbar beteiligten 
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Kreisen der Verleger, der öffentlidi-rechtlidien Rundfunkanstal- 
ten und den Journalisten werden vorbereitet. Das Presse- und 
Informationsamt der Bundesregierung ist gerne bereit, mit den 
Abgeordneten des Deutschen Bundestages, die an dieser Frage 
ein besonderes Interesse nehmen, zusammenzuwirken und ge- 
meinsam mit ihnen zu versuchen, die Schwierigkeiten, die einer 
einheitlichen Altersversorgung entgegenstehen, zu überwinden. 


7. Abgeordneter Teilt die Bundesregierung die Auffassung, daß 
Gewandt die Einstellung des deutschsprachigen Dien- 

stes von UPI zum 1. Dezember 1971 eine be- 
dauerliche Verringerung des Nachrichtenan- 
gebots und eine so erhebliche Konzentration 
der Informationsquellen bedeutet, daß man 
diese Maßnahme als den ersten Schritt auf dem 
Weg zur Einheitspresse beklagen muß? 


Antwort des Staatssekretärs Ahlers 
vom 23. Juli 1971 

Die Bundesregierung ist nicht der Auffassung, daß die Einstel- 
lung des deutschsprachigen Dienstes von upi als ein erster 
Schritt auf dem Weg zur Einheitspresse bezeichnet werden 
könnte. Die Vielfalt und die Freiheit der Informationsquellen 
für die Massenmedien in der Bundesrepublik Deutschland wird 
dadurch nicht beeinträchtigt, weil die Deutsche Presse-Agentur 
einen international üblichen Nachrichten-Bezugsvertrag mit upi 
abgeschlossen hat und weil den Redaktionen der Bezug anderer 
Nachrichtenagenturen offen steht. Gleichwohl begrüßt die Bun- 
desregierung — unter dem Gesichtspunkt der Erhaltung der 
Arbeitsplätze für Journalisten — den Versuch von Angehörigen 
des deutschsprachigen Dienstes von UPI, zum 1. Dezember 1971 
eine eigene deutsche Agentur ins Leben zu rufen. 


8. Abgeordneter Ist sich die Bundesregierung der Tatsache be- 
Gewandt wußt, daß die durch die Einstellung des UPI- 

Dienstes bedingte Gefährdung der Informa- 
tionsfreiheit in eklatantem Widerspruch zu 
der erklärten Absicht der Bundesregierung 
steht, die Informationsvielfalt in diesem Land 
zu erhalten, und wie beurteilt die Bundesre- 
gierung in diesem Zusammenhang die Aus- 
wirkungen der von ihr beschlossenen Preis- 
steigerungen auf dem Fernmeldesektor, die 
diese Konzentration in erheblichem Umfang 
mitbestimmt haben? 


Antwort des Staatssekretärs Ahlers 
vom 23. Juli 1971 

Wie schon in der Antwort zu 7 gesagt, ist eine Gefährdung der 
Informationsfreiheit in der Bundesrepublik Deutschland nicht 
gegeben. Im übrigen ist festzustellen, daß die Preiserhöhung auf 
dem Fernmeldesektor keinen Einfluß auf die Einstellung des 
deutschsprachigen Dienstes von UPI gehabt hat. Die Verhand- 
lungen zwischen der Deutschen Presse-Agentur und UPI fanden 
aus anderen Gründen statt. 
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9. Abgeordneter Wie hoch belaufen sich die Kosten für das 
Dr. Fuchs Inserat, in dem die Bundesregierung darauf 

hinweist, daß ab 1. Juli 1971 der Konjunktur- 
zuschlag nicht mehr erhoben wird? 

Antwort des Staatssekretärs Ahlers 
vom 30. Juli 1971 

Die Kosten der Anzeige „Wort gehalten“ belaufen sich etwa auf 
100 000 DM. Der genaue Betrag kann erst festgehalten werden, 
wenn die Schlußabrechnungen der Verlage vorliegen. 


10. Abgeordneter Hält es die Bundesregierung für angebracht, 
Dr. Fuchs bei jedem Gesetz, das sie einhält, eine An- 

zeige in Zeitungen und Zeitschriften aufzu- 
geben? 

Antwort des Staatssekretärs Ahlers 
vom 30. Juli 1971 

Die Bundesregierung muß von Fall zu Fall entscheiden, bei wei- 
chen Vorgängen Maßnahmen der Öffentlichkeitsarbeit zweck- 
mäßig sind. Diese Anzeige war deshalb angebracht, weil in der 
Öffentlichkeit Zweifel geäußert worden waren, ob die im Gesetz 
festgelegten Termine für Erhebung und Rückzahlung des Kon- 
junkturzuschlages eingehalten oder geändert würden. 


11. Abgeordneter Kann die Bundesregierung Auskunft geben, 
Dr. Aigner ob sie tatsächlich plant, durch Beilagen in 

illustrierten Blättern einen Halbzeit-Rechen- 
schaftsbericht propagandistisch aufgemacht zu 
veröffentlichen? 

Antwort des Staatssekretärs Ahlers 
vom 23. Juli 1971 

Die Bundesregierung beabsichtigt, im Herbst anläßlich der Halb- 
zeit dieser Legislaturperiode die Bevölkerung über die bisher 
geleistete Arbeit sowie über ihre weiteren politischen Zielset- 
zungen zu informieren. Dies soll geschehen durch eine Beilage 
in einigen Illustrierten und Programmzeitschriften sowie durch 
Anzeigen in der Wochenendpresse, in den Straßenverkaufs- 
zeitungen sowie in Organen der meinungsbildenden V/ochen- 
zeitungen. 


12. Abgeordneter Warum wird hier nicht der Weg über eine 

Dr. Aigner Beilage in Tageszeitungen gewählt, was von 

der Sache her angebrachter wäre, und welche 
Kosten entstehen bei dieser geplanten Aktion? 

Antwort des Staatssekretärs Ahlers 
vom 23. Juli 1971 

Die Streuung der Aktion ist von Werbefachleuten nach den Prin- 
zipien der Reichweite und der Sparsamkeit erarbeitet worden. 
Die Illustrierten-Beilage kostet bei einer Reichweite von 23 Mil- 
lionen, einem Umfang von 12 Seiten im Illustriertenformat im 
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Vierfarbdruck etwa 1,4 Millionen DM. Eine Beilage in Tageszei- 
tungen würde bei einer Auflage von 13 Millionen, aber nur 
8 Seiten Umfang, im DIN-A-4-Format schwarz/weiß etwa den 
gleichen Betrag kosten. Der Vorteil der Illustrierten-Beilage liegt 
also im größeren Format und größeren Umfang bei Vierfarb- 
Gestaltung, während die Tageszeitungs-Beilage wegen der kür- 
zeren Produktionszeit der Schwarz/Weiß-Gestaltung für die 
Darstellung aktueller Fragen vorteilhafter ist. In diesem Fall 
einer Zwischenbilanz ist folglich die Illustrierten-Beilage vorzu- 
ziehen. Die unter in der Antwort zu Frage 11 aufgeführte Ge- 
samtaktion wird Kosten von etwa 2 Millionen DM verursachen. 


Trifft die Meldung zu, daß der Chef des 
Presse- und Informationsamtes der Bundes- 
regierung anläßlich eines Diskussionsabends 
in Geldern eine bedeutende Einschränkung 
der Bundespräsenz im Land Berlin für zweck- 
mäßig erklärt und die Ansicht geäußert hat, 
Bonn solle zur schnelleren Regelung der Pro- 
bleme Westberlins aufhören, Kabinettssitzun- 
gen, Plenartagungen des Bundestages und des 
Bundesrates sowie andere Treffen in dieser 
Stadt zu veranstalten, und hat er damit die 
Ansicht der Bundesregierung wiedergegeben? 

Antwort des Staatssekretärs Ahlers 
vom 23. Juli 1971 

Die Meldung trifft nicht zu. Ich habe nur erläutert, daß und 
warum bestimmte Aspekte der „Bundespräsenz" in West-Berlin 
Gegenstand der Verhandlungen der Botschafter der Vier Mächte 
sind. 


13. Abgeordneter 

Röhner 


14. Abgeordneter 

Dr. Lenz 
(Bergstraße) 


Ist die Bundesregierung bereit, das gesamte 
Ergebnis der Umfrage des Aliensbacher In- 
stituts für Demoskopie über die Einstellung 
der Bevölkerung zur Einführung des reinen 
Zerrüttungsprinzips in das Ehescheidungs- 
recht, die nach einer Pressemeldung der 
„Welt" vom 17. Juni 1971 im Sonderauftrag 
der Bundesregierung durchgeführt worden ist, 
zu veröffentlichen? 


Antwort des Staatssekretärs Ahlers 
vom 30. Juli 1971 

Die in Ihrer Anfrage erwähnte Umfrage ist nicht im „Sonderauf- 
trag der Bundesregierung", sondern von dem in Frage stehen- 
den Meinungsforschungsinstitut im Rahmen der normalen ver- 
traglichen Zusammenarbeit mit dem Presse- und Informations- 
amt der Bundesregierung durchgeführt worden. Die Ergebnisse 
dieser laufenden Umfragen dienen der Information der Bundes- 
regierung. Sie sind nicht zur Veröffentlichung durch die Bundes- 
regierung bestimmt. 

Das Presse- und Informationsamt ist aber selbstverständlich 
bereit. Ihnen zu Ihrer freien Verwendung das gesamte Ergebnis 
der Umfrage zur Verfügung zu stellen. Es ist, zusammen mit dem 
Ergebnis einer anderen Umfrage, die das gleiche Thema zum 
Inhalt hatte, unter dem heutigen Datum an Sie abgegangen. 
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Geschäftsbereich des Auswärtigen Amts 


15. Abgeordneter Sind Presseverlautbarungen zutreffend, daß 
Meinike die Einrichtung eines Informationsbüros der 

(Oberhausen) provisorischen revolutionären Regierung von 

Südvietnam in der Bundesrepublik Deutsch- 
land bisher am Widerspruch der Bundesregie- 
rung gescheitert ist? 

Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Moersch 
vom 19. Juli 1971 

Ein Antrag der Provisorischen Revolutionsregierung Südviet- 
nams auf Einrichtung eines Informationsbüros in der Bundes- 
republik Deutschland liegt nicht vor. 

Ein vorliegendes Schreiben einer privaten Organisation in 
Deutschland, nämlich des Solidaritätsverbandes — Soziale 
Sicherheit, Völkerverständigung, Freiheit und Frieden — , Frank- 
furt/M., der die Einrichtung eines Informationsbüros der Provi- 
sorischen Revolutionsregierung Südvietnams befürwortet, kann 
nicht als Antrag einer aktiv legitimierten Stelle angesehen wer- 
den. 


16. Abgeordneter Treffen Pressemitteilungen zu, daß die Schweiz 
Dr. Riedl die DDR anerkennt, sobald sie ihre Verhand- 

(München) lungen mit der EWG erfolgreich abgeschlos- 

sen haben wird, und sieht die Bundesregie- 
rung in einer künftigen Anerkennung der 
DDR durch die Schweiz die Folge ihres Aner- 
kenntnisses der DDR als zweiten deutschen 
Staat, das sie in ihrer Regierungserklärung 
vom 28. Oktober 1969 aussprach, obwohl ihr 
bekannt war, daß es ein Grundsatz schweize- 
rischer Außenpolitik ist, zu möglichst allen 
Staaten diplomatische Beziehungen zu unter- 
halten? 

Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Moersch 
vom 26. Juli 1971 

Behauptungen, daß die Schweiz die DDR anerkennen werde, so- 
bald sie ihre Verhandlungen mit der EWG abgeschlossen haben 
wird, entbehren jeder Grundlage. Erst am 6. Juli 1971 hat das 
Eidgenössische Politische Departement in Bern ausdrücklich 
erklärt, daß der schweizerische Bundesrat nicht beabsichtige, 
den Status quo in den Beziehungen der Schweiz zur DDR zu 
ändern. Auch in dem Gespräch des Bundesaußenministers mit 
seinem schweizerischen Kollegen am 26. Mai 1971 in der Schweiz 
wurde deutlich, daß die Herstellung diplomatischer Beziehungen 
zwischen der Schweiz und der DDR nicht zur Diskussion stehe. 
Die Bundesregierung vermag keinen Zusammenhang zwischen 
ihrer Erklärung vom 28. Oktober 1969 und der Anwendung der 
Grundsätze der schweizerischen Außenpolitik zu erkennen. 


17. Abgeordneter Treffen Presseberichte zu, wonach organisa- 

Wagner torische Fehlplanungen den Ablauf der Hilfs- 

(Günzburg) maßnahmen für die Flüchtlinge aus Ostpaki- 

stan stark behindern? 
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18. Abgeordneter Welche Maßnahmen beabsichtigt die Bundes- 
Wagner regierung zu ergreifen, um die von deutscher 

(Günzburg) Seite gewährte Hilfe in optimaler Weise ein- 

zusetzen? 

Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Moersdi 
vom 29. Juli 1971 

Der Bundesregierung sind die Presseberichte bekannt, wonach 
es bei der Durchführung von Hilfsmaßnahmen zu organisatori- 
schen Fehlplanungen gekommen sein soll. Die Bundesregierung 
weiß auf Grund ständiger Verbindung mit der Botschaft in New 
Delhi und dem Generalkonsulat Kalkutta von den Schwierig- 
keiten, die einer wirksamen Durchführung der Hilfsmaßnahmen 
entgegenstehen. Fehlplanungen sind ihr bisher nicht bekannt 
geworden. Jedoch lassen sich Schwierigkeiten bei den großen 
organisatorischen Problemen, vor die sowohl der Hohe Flücht- 
lingskommissar, die indische Verwaltung sowie die zahlreichen 
in- und ausländischen Hilfsorganisationen bei der Versorgung 
von 6 bis 7 Millionen Flüchtlingen unter ungünstigen Bedingun- 
gen gestellt sind, nicht vermeiden. Die Bundesrepublik Deutsch- 
land als eine von vielen Gebernationen ist in enger Zusammen- 
arbeit mit anderen, insbesondere aber mit dem Hohen Flücht- 
lingskommissar ständig unter Ausschöpfung der ihr zur Ver- 
fügung stehenden Mittel darum bemüht, zu einer Minderung 
der täglichen organisatorischen Schwierigkeiten beizutragen, um 
eine noch bessere Durchführung der Hilfsmaßnahmen zu erzielen. 
Die Koordinierung der Hilfsmaßnahmen der Bundesrepublik 
Deutschland und der Hilfsorganisationen durch den Katastro- 
phenstab im Bundesinnenministerium hat sich bewährt und wird 
fortgesetzt. Die Bemühungen des Generalkonsulats Kalkutta um 
eine reibungslose administrative Abwicklung sind allgemein 
anerkannt worden. 

Im großen und ganzen kann die Wirksamkeit der bisher zur 
Verfügung gestellten internationalen Hilfe als zufriedenstellend 
bezeichnet werden. 


19. Abgeordneter 

Riedel 

(Frankfurt) 


Wie erklärt die Bundesregierung die Ver- 
schiedenartigkeit der Maßstäbe, wenn sie 
einerseits durch ihre Zustimmung zum EWG- 
Nahost-Papier im Hinblick auf Israel der An- 
sicht ist, daß Gebietsaneignung durch Krieg 
unzulässig ist und den Rückzug der israeli- 
schen Streitkräfte aus den Gebieten, die wäh- 
rend des letzten Konflikts besetzt wurden, for- 
dert, sie aber andererseits der Sowjetunion 
die durch Krieg angeeigneten Gebiete zuge- 
steht, indem sie sich im Moskauer Vertrag 
vom 12. August 1970 verpflichtet, die territo- 
riale Integrität aller Staaten in Europa in 
ihren heutigen Grenzen uneingeschränkt zu 
achten und verspricht, heute und künftig die 
Grenzen aller Staaten in Europa als unver- 
letzlich zu betrachten? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Moersch 
vom 29. Juli 1971 

1. Die gegenwärtigen territorialen Verhältnisse im Osten Euro- 
pas, die eine Folge des Zweiten Weltkrieges sind, beruhen 
nicht lediglich auf einer Annexion dieser Gebiete durch 
Polen und die Sowjetunion, sondern gehen auf Beschlüsse der 
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großen Siegermächte zurück, durch welche die deutschen Ost- 
gebiete der Verwaltung der Sowjetunion und Polens unter- 
stellt wurden. Diese Maßnahme galt nicht einer treuhände- 
rischen Wahrung der Interessen Deutschlands, sondern der 
Vorbereitung einer endgültigen Regelung der territorialen 
Fragen im Rahmen einer Friedensregelung. Wenn sich die 
Bundesrepublik Deutschland nunmehr dazu verpflichtet, die 
von Polen und der Sowjetunion in diesen Gebieten ausge- 
übte Gebietshoheit nach einem Inkrafttreten des Vertrages 
von Moskau zu respektieren, so geschieht das in Ansehung 
der seit 25 Jahren in diesen Gebieten bestehenden Lage und 
im Interesse einer gesamteuropäischen Entspannung im Sinne 
eines modus vivendi und vorbehaltlich einer friedensvertrag- 
lichen Regelung. Bundeskanzler Brandt hat in der Presse- 
konferenz vom 14. August 1970 nach Unterzeichnung des 
Moskauer Vertrages erklärt, daß die Grenzen der Staaten 
in Europa, so wie sie heute verlaufen — unabhängig davon, 
ob sie uns gefallen oder nicht oder auf welcher rechtlichen 
Basis sie ruhen — unter Gewalt nicht verändert werden dür- 
fen. 

2. In Übereinstimmung mit den anerkannten Grundsätzen des 
heute geltenden Völkerrechts erkennt die Bundesregierung 
eine gewaltsame Annexion grundsätzlich nicht als rechts- 
gültigen Titel für einen Gebietserwerb an. 

3. Was die Lage im Nahen Osten angeht, so unterstützt die 
Bundesregierung bekanntlich die Resolution Nr. 242 des 
Sicherheitsrats vom 22. November 1967. 

Wird sich die Bundesregierung im Rat der 
Westeuropäischen Union dafür einsetzen, daß 
entsprechend der Empfehlung 204 der Ver- 
sammlung der Westeuropäischen Union vom 
16. Juni 1971 so bald wie möglich eine Kon- 
ferenz auf hoher Ebene einberufen und eine 
Sachverständigenkommission eingesetzt wird, 
um zu prüfen, welche Möglichkeiten der WEU- 
Vertrag angesichts der Erweiterung und Ver- 
stärkung der EWG für eine aktivere und um- 
fassendere europäische Einigungspolitik 
bietet? 

Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Moersdi 
vom 29. Juli 1971 

Die Bundesregierung ist sich bewußt, daß mit der Erweiterung 
der Europäischen Gemeinschaften, sobald alle Phasen dieses 
Prozesses mit Erfolg abgeschlossen sein werden, auch in den 
anderen Bereichen der Europapolitik eine veränderte Lage ge- 
schaffen wird. Die sich daraus ergebenden komplexen Fragen 
bedürfen sorgfältiger und umfassender Untersuchungen. Für 
diese Untersuchungen, die seit einiger Zeit im Gange sind und 
die im übrigen nicht auf Teilbereiche beschränkt bleiben sollten, 
ist die Empfehlung 204 der Versammlung der Westeuropäischen 
Union von Bedeutung. Der Ständige Rat hat inzwischen die Aus- 
arbeitung eines Antwortentwurfs in die Wege geleitet. Er wird 
sich voraussichtlich im September erneut mit der Sache befassen. 
Die Bundesregierung kann dem nicht vorgreifen. Sie sieht sich 
deshalb auch nicht in der Lage, sich schon jetzt im einzelnen 
dazu zu äußern, in welchem organisatorischen Rahmen die Be- 
ratungen über die zukünftige Rolle der WEU geführt werden 
sollten. 


20. Abgeordneter 

Dr. Schulz 
(Berlin) 
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Geschäftsbereich des Bundesministers des Innern 


Welche Maßnahmen hat die Bundesregierung 
zur Vereinheitlichung des Versorgungsrechts 
getroffen, nachdem die Gesetzgebungszustän- 
digkeit auf dem Gebiet des Versorgungsrechts 
gemäß Artikel 74 a GG in den Bereich der 
konkurrierenden Gesetzgebung übergegangen 
ist? 

Antwort des Bundesministers Genscher 
vom 8. Juli 1971 

Der Bundesregierung liegt daran, daß das Versorgungsrecht in 
Bund und Ländern im Hinblick auf Artikel 74 a des Grundge- 
setzes vereinheitlicht wird. Hierzu bietet, auch nach Auffassung 
des Innenausschusses des Deutschen Bundestages (zu Druck- 
sache VI/1885, Seite 5), das 1. BesVNG eine geeignete Grund- 
lage. 

Ein erster Schritt in dieser Richtung ist bereits in Artikel IV Ab- 
schnitt 5 und in Artikel V Abschnitt 2 des 1. BesVNG selbst getan 
worden. Eine weitere Maßnahme sieht der Entwurf eines 2. Ge- 
setzes zur Änderung des Bundespolizeibeamtengesetzes (Druck- 
sache VI/2180, Seiten 13, 14 Artikel 3 a) vor. Es ist zu erwarten, 
daß bei weiteren Verbesserungen des Versorgungsrechts ent- 
sprechende Schritte für den Bereich der Länder folgen werden. 

Eine darüber hinausgehende Vereinheitlichung des Versorgungs- 
rechts in Bund und Ländern kann nicht in einem Zuge erfolgen. 
Es wird sich vielmehr um einen längerdauernden Prozeß han- 
deln, bei dem unter Berücksichtigung der finanziellen Belange 
von Bund und Ländern nur ein schrittweises Vorgehen möglich 
sein wird. In meinem Hause wird z, Z. eine Übersicht des Lan- 
desrechts, soweit es gegenüber dem Bundesversorgungsrecht 
günstiger ist, erarbeitet. Die Übersicht soll mit den Ländern ab- 
gestimmt werden und eine der Grundlagen für zu treffende Ent- 
scheidungen bilden. Ich bin gerne bereit. Ihnen eine Übersicht 
nach deren Fertigstellung zu übersenden. 


21. Abgeordneter 

Pensky 


22. Abgeordneter Ist von seiten der Bundesregierung vorge- 
Pensky sehen, im Rahmen der Vereinheitlichung des 

Versorgungsrechts in Bund und Ländern be- 
züglich der sogenannten nachgeheirateten 
Witwen eine Regelung zu treffen, wie sie das 
Landesbeamtengesetz des Saarlandes (§ 142), 
oder aber des Landes Baden-Württemberg 
(§ 140) vorsieht? 

Antwort des Bundesministers Genscher 
vom 8. Juli 1971 

Ich bitte um Verständnis dafür, daß ich derzeit zu bestimmten 
Einzelmaßnahmen künftiger Vereinheitlichung des Versorgungs- 
rechts in Bund und Ländern noch nicht Stellung nehmen und da- 
her eine Vereinheitlichung des Versorgungsrechts der sog. nach- 
geheirateten Witwen auf der Grundlage des Landesbeamten- 
gesetzes des Saarlandes (§ 142) oder aber des Landes Baden- 
Württemberg (§ 140 Nr. 2) noch nicht in Aussicht stellen kann. 
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Eine Verbesserung der in den Richtlinien zu § 125 des Bundes- 
beamtengesetzes enthaltenen Bestimmungen über die Anrech- 
nung von Einkünften der sog. nachgeheirateten Witwen kann 
z. Z. leider nicht vorgenommen werden, weil die Haushaltsan- 
sätze durch die Verbesserungen im Personalbereich erschöpft 
sind. Ich bleibe aber weiterhin um eine günstigere Regelung 
bemüht. 


23. Abgeordneter Wann wird die zur Vorbereitung der Redits- 

Pensky Verordnungen nach dem Gesetz zum Schutze 

gegen Fluglärm eingesetzte Expertenkommis- 
sion (Antwort vom 9. Juni 1971 auf meine 
Frage A. 27 — Stenografischer Bericht, Seite 
7289) ihre Arbeiten abgeschlossen haben, bzw. 
wann kann mit dem Erlaß der entsprechenden 
Rechtsverordnungen gerechnet werden? 

Antwort des Bundesministers Genscher 
vom 13. Juli 1971 

Wie ihnen die Bundesregierung in ihrer Antwort vom 9. Juni 
1971 — Stenografischer Bericht, Seite 7289 — mitgeteilt hat, hat 
die Expertengruppe, die mit der Ermittlung der für die Festset- 
zung der Lärmschutzbereiche maßgebenden äquivalenten Dauer- 
schallpegel beauftragt ist, mit ihrer Arbeit begonnen. Die Bundes- 
regierung steht in engem Kontakt mit dem Expertengremium und 
läßt sich laufend über den Fortgang der Arbeiten unterrichten. 
Angesichts der besonderen und im einzelnen noch nicht voll zu 
übersehenden Schwierigkeiten, die sich beim Vollzug des Flug- 
lärmgesetzes ergeben, ist die Bundesregierung derzeit noch nicht 
in der Lage, einen Zeitpunkt für den Abschluß der Arbeiten des 
Expertengremiums und den Erlaß der Rechtsverordnungen, durch 
die die Lärmschutzbereiche festgelegt werden, zu nennen. Ich darf 
Ihnen aber versichern, daß die Bundesregierung so rasdi wie 
möglich die Rechtsverordnungen erlassen wird. 


24. Abgeordneter Welche Maßnahmen hat die Bundesregierung 
Pensky bisher zum Erlaß der Rechtsverordnung gemäß 

§ 36 a des Bundesbesoldungsgesetzes (Mehr- 
arbeitsentschädigung für Beamte) getroffen, 
bzw. wann ist mit deren Verkündung und 
Inkrafttreten zu rechnen? 

Antwort des Bundesministers Genscher 
vom 8. Juli 1971 

Die gesetzliche Ermächtigung zum Erlaß einer Rechtsverordnung 
über Mehrarbeitsentschädigung für Beamte nach § 36 a des Bun- 
desbesoldungsgesetzes i.d.F. des Ersten Besoldungsvereinheit- 
lichungs- und Neuregelungsgesetz vom 18. März 1971 (BGBl. I 
S. 208) ist am 1, Juli 1971 in Kraft getreten. 

Mein Haus hat zur Vorbereitung einer entsprechenden Regelung 
vorbereitende Gespräche mit den Spitzenorganisationen der 
zuständigen Gewerkschaften geführt. Hierbei wurden den Ver- 
tretern der Spitzenorganisationen die Motive des Gesetzgebers 
erläutert. Sie hatten Gelegenheit, ihre Vorstellungen über den 
in eine Mehrarbeitsabgeltung einzubeziehenden Personenkreis, 
die Höhe und Ausgestaltung der Entschädigung darzulegen. 
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In einem Rundschreiben wurden die obersten Bundesbehörden 
und die für Besoldungsfragen zuständigen Minister und Sena- 
toren der Länder gebeten, diejenigen Bereiche mitzuteilen, 
welche die gesetzlichen Voraussetzungen zur Gewährung einer 
Mehrarbeitsentschädigung erfüllen. Die Ermittlungen konnten 
noch nicht abgeschlossen werden. Gewisse Schwierigkeiten be- 
reitet dabei die Forderung des Gesetzes, daß die Mehrarbeit nach 
der Art der Dienstverrichtung meßbar sein muß. 

Die vorgesehene Regelung ist schließlich am 25. Juni d. J. im 
Arbeitskreis Besoldung der Länder erörtert worden; dabei haben 
die Länder hinsichtlich der Einbeziehung von Bereichen Forde- 
rungen gestellt, die von den Vorstellungen des Bundesgesetz- 
gebers abweichen. Eine Einigung mit den Ländern wird dadurch 
voraussichtlich sehr erschwert. Die Regelung bedarf andererseits 
der Zustimmung des Bundesrates; eine sorgfältige Abstimmung 
mit den Bundesländern ist daher unabdingbar. 

Vom Abschluß dieses Verfahrens hängt der Zeitpunkt des Er- 
lasses der Verordnung ab. Ein gesicherter Termin läßt sich gegen- 
wärtig leider noch nicht nennen. Ich bin Jedoch bemüht, die An- 
gelegenheit mit allem Nachdruck zu beschleunigen. 


25. Abgeordneter 

Dr. Schmitt- 
Vockenhausen 


Wie beurteilt die Bundesregierung die in der 
Öffentlichkeit innerhalb des letzten halben 
Jahres erhobenen Vorwürfe von Stipendiaten 
der Villa Massimo über ihren Studienaufent- 
halt in Rom? 


Antwort des Bundesministers Genscher 
vom 13. Juli 1971 

Die Deutsche Akademie Villa Massimo in Rom, früher Eigentum 
des Preußischen Staates, wird seit 1956 treuhänderisch von der 
Bundesregierung, vertreten durch den Bundesminister des Innern, 
verwaltet und unterhalten. In ihr finden alljährlich insgesamt 
zehn jüngere Künstler (Maler, Bildhauer, Architekten, Schrift- 
steller, Komponisten) Aufnahme, die ein Barstipendium ihres 
Kultusministeriums erhalten. 

Seit einiger Zeit verstärkt sich, der allgemeinen Entwicklung 
folgend, auch die Tendenz, das in der Villa Massimo verkörperte 
System einer Förderung junger Künstler durch den Staat nicht 
ohne weiteres mehr hinzunehmen, sondern auf Veränderungen 
hinzuwirken. Zur Publizierung der Forderungen bedient man 
sich dabei u. a. auch der Massenmedien. 

Nun besteht kein Zweifel, daß eine Einrichtung wie die Villa 
Massimo einer kontinuierlichen Fortentwicklung und einer stän- 
digen Anpassung an die sich wandelnden Gegebenheiten bedarf. 
Ich begrüße es daher, daß die Künstler ein lebhaftes Interesse 
an dieser Einrichtung nehmen und bereit sind, an der Lösung 
von hier auftretenden Problemen mitzuwirken. Oft werden dabei 
allerdings die Aufgaben der Villa Massimo und die begrenzten 
finanziellen Möglichkeiten des Bundes verkannt. 

Um festzustellen, was als sachliche Kritik ernsthaft aufzugreifen 
ist und welche Folgerungen daraus zu ziehen sind, erfolgte im 
Mai dieses Jahres eine Überprüfung der Situation an Ort und 
Stelle. Sie wurde in meiner Vertretung von meinem Parlamen- 
tarischen Staatssekretär Dorn vorgenommen, der hierbei vom 
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Vorsitzenden des zuständigen Ausschusses der Ständigen Kon- 
ferenz der Kultusminister der Länder und vom zuständigen Refe- 
renten meines Hauses unterstützt wurde. Dabei wurden die für 
eine Reform maßgeblichen Vorstellungen unter Beteiligung der 
Leiterin der Villa Massimo mit den Stipendiaten abgestimmt. 


26. Abgeordneter 

Dr. Sdimilt- 
Vockenhausen 


Welche Maßnahmen wurden gegebenenfalls 
getroffen, um die Ursachen dieser Vorwürfe 
zu beseitigen? 


Antwort des Bundesministers Genscher 
vom 13. Juli 1971 

Unter Auswertung der bisherigen öffentlichen Kritik und unter 
Berücksichtigung der bei der örtlichen Prüfung gewonnenen Er- 
kenntnisse, beabsichtige ich, die Verhältnisse in der Villa Mas- 
simo so schnell wie möglich den gegenwärtigen Erfordernissen 
anzupassen. Die darauf abzielenden Maßnahmen sind bereits 
nach Absprache mit den Kultusministerien der Länder einge- 
leitet worden. 

Demnach werden zunächst Statut und Hausordnung für die Villa 
Massimo neu gefaßt. Dadurch sollen die Stipendiaten künftig 
den Status von Gästen erhalten, die in angemessenem Umfang 
an der Gestaltung der Lebensverhältnisse in der Villa Massimo 
mitwirken können. Ihnen soll auch stärker als bisher geholfen 
werden, mit den Vertretern des geistigen und kulturellen Le- 
bens in Rom in Kontakt zu kommen. Die Vorarbeiten an der Neu- 
fassung von Statut und Hausordnung sind soweit gediehen, daß 
sie bei Eintreffen der neuen Stipendiaten in Rom vorliegen 
dürften. 

Sodann soll eine Reihe von baulichen Veränderungen vorgenom- 
men werden. Dabei gilt es vor allem, einige Atelierwohnungen 
so umzugestalten, daß sie den Bedürfnissen von Komponisten, 
Schriftstellern und Familien mit mehreren Kindern gerecht wer- 
den, sowie das Haupthaus mehr als bisher gemeinsamen Zwecken 
aller Stipendiaten dienlich zu machen. Diese Baumaßnahmen 
können leider nicht kurzfristig durchgeführt werden, da sie mit 
nicht unerheblichen Kosten verbunden sind. Nach Herstellung der 
entsprechenden haushaltsreifen Bauunterlagen soll aber im Rah- 
men der Gestaltungsmöglichkeiten des Bundeshaushalts zügig 
an ihre Verwirklichung herangegangen werden. 

Schließlich beabsichtigen die Kultusministerien der Länder, sich 
zu bemühen, die Stipendien großzügiger auszustatten, als es 
ihnen bisher möglich war. Auch hier dürfte aber die angespannte 
Haushaltstage öffentlicher Haushalte eine schnelle Verwirk- 
lichung aller vertretbaren Wünsche erschweren. 


27. Abgeordneter Ist die Bundesregierung bereit, die Verord- 
Glombig nung über den Sonderurlaub für Bundesbe- 

amte und Richter des Bundes vom 18. August 
1965 (BGBl. I S. 902) in der Fassung der 
Anderungsverordnung vom 14. August 1969 
(BGBl. I S. 1305), nach der u. a. Dienstbe- 
freiung für fachliche, staatspolitische, kirch- 
liche und sportliche Zwecke gewährt wird. 
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auszuweiten auf den Personenkreis der Beam- 
ten, die dem Bundes- oder Landesvorstand 
einer Selbsthilfeorganisation Behinderter oder 
deren Eltern angehören oder selbst zum Per- 
sonenkreis der Betroffenen oder deren Eltern 
gehören oder eine sonstige ehrenamtliche 
Tätigkeit für Behinderte wahrnehmen? 


Antwort des Bundesministers Genscher 
vom 8. Juli 1971 

Die Bundesregierung strebte beim Erlaß der Verordnung über 
Sonderurlaub für Bundesbeamte und Richter im Bundesdienst 
eine Regelung an, die förderungswürdige Veranstaltungen er- 
faßt, soweit dies personalwirtschaftlich vertretbar erscheint. Das 
zwang zu einer Beschränkung des Katalogs der Anlässe, aus 
denen bezahlter Sonderurlaub neben dem Erholungsurlaub vor- 
gesehen werden kann; dabei mußten auch die Wünsche verschie- 
dener Organisationen mit förderungswürdigen Zielen unberück- 
sichtigt bleiben. Aus den gleichen Gründen sah sich die Bun- 
desregierung — abgesehen von der im wesentlichen auf einem 
Entschließungsantrag des Deutschen Bundestages beruhenden 
Änderung im Jahre 1969 — nicht zu einer Erweiterung der Son- 
derurlaubsverordnung in der Lage. Eine solche Erweiterung 
ließe sich, wie zahlreiche andere Änderungsvorschläge zeigen, 
nicht auf die Ziele einer Organisation beschränken. 

Ich bin aber dennoch bereit, im Benehmen mit den Bundesres- 
sorts zu prüfen, ob eine Erweiterung der Verordnung u. a. aus 
den von Ihnen genannten Anlässen in Betracht gezogen werden 
kann. Im Hinblick auf das in Vorbereitung befindliche Bildungs- 
urlaubsgesetz halte ich es allerdings für zweckmäßig, diese Prü- 
fung zurückzustellen, bis erkennbar ist, welche Auswirkungen 
dieses Gesetz auf die Sonderurlaubsvorschriften für die Ange- 
hörigen des öffentlichen Dienstes des Bundes haben wird. 


28. Abgeordneter Ist die Bundesregierung bereit, die Bemühun- 
Sdhirmer gen des Deutschen Curling- Verbands und der 

Gemeinde Garmisch-Partenkirchen zu fördern, 
die für das Jahr 1972 vorgesehene Welt- 
meisterschaft und Europameisterschaft im Cur- 
ling in Garmisch-Partenkirchen durchzuführen, 
und in welcher Weise ist das vorgesehen? 


Antwort des Bundesministers Genscher 
vom 16. Juli 1971 

Die Bundesregierung ist bei gegebenen haushaltsmäßigen Vor- 
aussetzungen bereit, die im März 1972 in Garmisch-Partenkir- 
chen stattfindenden Welt- und Europameisterschaften im Curling 
finanziell zu fördern. 

Nach dem Kostenvoranschlag ist mit Aufwendungen in Höhe von 
130 000 DM zu rechnen. Angaben über die zu erwartenden Ein- 
nahmen liegen noch nicht vor. 

Die Gesamtfinanzierung sollte außer durch Zuwendungen des 
Bundes auch durch Zuschüsse des Freistaats Bayern und der 
Marktgemeinde Garmisch-Partenkirchen sichergestellt werden. 
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29. Abgeordneter Ist die Bundesregierung bemüht, darauf hin- 
Köster zuwirken, daß die Bundesbürger im ganzen 

Bundesgebiet ein Anrecht auf gleiche Ver- 
waltungsleistungen und gleiche Verwaltungs- 
dienste haben, wie es in Artikel 72 Abs. 2 
Nr. 3 und Artikel 106 Abs. 3 Nr. 2 des Grund- 
gesetzes gefordert wird? 


30. Abgeordneter Welche Maßnahmen hat die Bundesregierung 
Köster eingeleitet oder beabsichtigt sie einzuleiten, 

um diese einheitlichen Grundsätze für die Ver- 
waltungsreform in den Ländern sicherzu- 
stellen? 

Antwort des Bundesministers Genscher 
vom 16. Juli 1971 

Ihrem wesentlichen Inhalte nach waren diese Fragen bereits 
Gegenstand der Großen Anfrage der Fraktionen der CDU/CSU 
und SPD vom 20. Dezember 1967 — Drucksache V/2414 — und 
der Antwort der Bundesregierung darauf vom 4. September 1968 
- — Drucksache V/3248 — sowie der Kleinen Anfrage der Abge- 
ordneten Diebäcker, Dr. Stecker, Josten, Lampersbach, Dr. Rin- 
sche und Genossen vom 5. September 1968 — Drucksache 
V/3239 — und der Antwort der Bundesregierung hierauf vom 
19. September 1968 — Drucksache V/3275. 

In diesen Antworten, auf die ich Bezug nehme, ist dargelegt 
worden, daß die Bundesregierung nach der Zuständigkeitsrege- 
lung des Grundgesetzes nur sehr beschränkte Möglichkeiten hat, 
auf die Reformbestrebungen in den Ländern Einfluß zu nehmen. 
Die Bundesregierung hat es jedoch nicht an Versuchen fehlen 
lassen, die Länder zu bewegen, ihre Reformbestrebungen mög- 
lichst weitgehend zu koordinieren. Sie wird auch weiterhin be- 
müht sein, auf die Länder mit dem Ziel möglichst einheitlicher 
Reformmaßnahmen einzuwirken. Dabei wird sich die Bundes- 
regierung insbesondere von dem Streben nach Wahrung der 
Einheitlichkeit der Lebensverhältnisse für alle Bürger der Bun- 
desrepublik Deutschland (Artikel 72 Abs. 2 Nr. 3 und Artikel 106 
Abs. 3 Nr. 2 GG) leiten lassen. 


31. Abgeordneter Welche Aussagen erwartet die Biologische 
Metzger Bundesanstalt (Bundesoberbehörde) über die 

Arbeitskraft eines Bewerbers, wenn in den 
Bewerbungsbögen folgende Fragen enthalten 
sind: Religiöses Bekenntnis, landsmannschaft- 
liche Zugehörigkeit, Titel, Orden und Ehren- 
zeichen, Adoptiv-, Stief-, Pflegekinder und 
uneheliche Kinder sowie sämtliche Strafen 
(ohne Einschränkung)? 

Antwort des Bundesministers Genscher 
vom 20. Juli 1971 

Wie die meisten anderen Bundesbehörden verlangt auch die 
Biologische Bundesanstalt für Land- und Forstwirtschaft (BBA) 
in Braunschweig von den Bewerbern nicht die Ausfüllung eines 
Bewerbungsbogens. Die Bewerbungen werden formlos entgegen- 
genommen. Angaben eines Bewerbers zu Einzelfragen, wie Sie 
sie angeführt haben, sind bei der Entscheidung über die Einstel- 
lung — Angaben über Strafen ausgenommen — ohne Bedeutung. 
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Nach der Entscheidung über die Einstellung füllen die Bedienste- 
ten Personalbögen aus, die bei der BBA auch die von Ihnen 
genannten Einzelfragen enthalten. 

Im einzelnen ergibt sich nach meinen Feststellungen folgendes 
Bild: 

Fragen nach dem religiösen Bekenntnis und nach der lands- 
mannschafllichen Zugehörigkeit werden in den Personal- 
bögen der BBA künftig nicht mehr enthalten sein. 

Die Angabe von Titeln, Orden und Ehrenzeichen kann, auch 
in Behörden mit vorwiegend wissenschaftlichen Aufgaben, 
von Bedeutung sein. So können z. B. der Titel eines Hono- 
rarprofessors oder die Ehrendoktorwürde das Bild von der 
Persönlichkeit des Mitarbeiters in Beziehung zu seiner be- 
ruflichen Verwendung mitbestimmen, ebenso wie etwa in- 
und ausländische Auszeichnungen und Ehrenzeichen. Solche 
Angaben sollen daher auch künftig erbeten werden. 

Die BBA nimmt die Angaben über Adoptiv-, Stief-, Pflege- 
kinder und nichteheliche Kinder zum Anlaß, die mit den 
Enzelheiten des öffentlichen Dienstrechts oft nicht vertrau- 
ten Mitarbeiter über ihre besoldungsrechtlichen Ansprüche, 
vor allem in bezug auf Kinder- und Ortszuschläge, zu be- 
raten. Sie betrachtet dies als eine ihr im Rahmen der Für- 
sorgepflicht obliegende Aufgabe. 

Die Entscheidung darüber, ob straffällig gewordene Bewer- 
ber bei der BBA eingestellt werden können, kann nur im 
Einzelfall getroffen werden. Hierfür sind Art und Schwere 
der Strafe ebenso von Bedeutung wie die Funktionen, die 
der Bewerber anstrebt. Ein Verzicht auf die Angabe der 
Strafen im Personalbogen ist daher nicht möglich. Angaben 
dieser Art können auch der Resozialisierung dienlich sein 
und damit im Interesse der dienstlichen Fürsorge für diese 
Bediensteten liegen. 


32. Abgeordneter Ist die Bundesregierung für ihre Ministerien 
Metzger und nachgeordneten Behörden bereit, solche 

Fragen aus Bewerbungsbögen zu entfernen, 
die die Privatsphäre des Bewerbers betreffen 
und keinen Bezug zu dem späteren Arbeits- 
verhältnis haben? 


Antwort des Bundesministers Genscher 
vom 20. Juli 1971 

Fernmündliche Anfragen bei mehreren Ministerien mit großem 
Personalbestand haben ergeben, daß in den Personalbögen Ein- 
zelfragen, wie Sie sie angeführt haben, teils enthalten sind, teils 
nidit gestellt werden. 

Angaben zum religiösen Bekenntnis sind durchweg freigestellt. 
Nach der landsmannschaftlichen Zugehörigkeit wird im Hinblick 
auf das Gebot des Artikels 36 Abs. 1 Satz 1 des Grundgesetzes 
im allgemeinen nur bei obersten Bundesbehörden gefragt. Einige 
Behörden verzichten auch auf Angaben über Titel, Orden und 
Ehrenzeichen. Die Zahl der Kinder und ihr verwandtschaftliches 
Verhältnis zum Bewerber spielen bei der Entscheidung über die 
Einstellung keine Rolle. Angaben hierzu in den Personalbögen 
dienen der besseren personellen Betreuung der Mitarbeiter bei 
ihren Ansprüchen auf Entlohnung, Vergütung und Besoldung. 
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Dagegen ist die Frage nach Strafen in allen Personalbögen ent- 
halten. Ein Verzicht auf entsprechende Angaben erscheint den 
beteiligten obersten Bundesbehörden nicht möglich. Die Fragen 
sind auch für die Resozialisierung straffällig gewordener Men- 
schen bei ihrem Werdegang im öffentlichen Dienst von Bedeu- 
tung. 

In der zum Teil unterschiedlichen Gestaltung der Personalbögen 
bei den Bundesbehörden kommen die vielfältigen Unterschiede 
der Aufgaben- und Personalstruktur in den einzelnen Bereichen 
der Bundesverwaltung zum Ausdruck. Die Bundesregierung hält 
daher einheitliche Personalbögen nicht für zweckmäßig. Sie ist 
jedoch in überenstimmung mit Ihrem Anliegen bereit, nach 
näherer Prüfung auf solche Fragen zu verzichten, die ausschließ- 
lich der Privatsphäre der Bewerber oder der Bediensteten zuzu- 
rechnen sind oder bei Abwägung der dienstlichen Belange und 
des Schutzes der Individualsphäre zurückstehen müssen. 


33. Abgeordneter 

Dr. Schmitt- 
Vockenhausen 


Ist der Bundesregierung bekannt, daß örtlich 
immer wieder geklagt wird, daß für die Helfer 
des technischen Hilfswerks nicht genügend 
Uniformen in normalen Größen und vor allem 
auch in uneinheitlicher Ausführung geliefert 
werden? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Dorn 
vom 28. Juli 1971 

Der Bundesregierung ist bekannt, daß die Dienstbekleidung des 
Technischen Hilfswerks (THW) noch nicht ausreicht, alle Helfer 
mit einheitlichen Dienstanzügen auszustatten. Die Bundesregie- 
rung ist seit langem bemüht, Abhilfe zu schaffen. Dies hat sie 
schon in ihrer Antwort auf die Kleine Anfrage der Abgeordneten 
Dr. Riedl, Stücklen, Strauß u. a. betr. Ausstattung des THW mit 
Fahrzeugen und Gerätschaften (vom 21. August 1970 — Druck- 
sache VI/H13) betont. In der Zwischenzeit konnte die Dienst- 
kleidung des THW weiter verbessert und ergänzt werden. 

Die noch vorhandenen Schwierigkeiten bei den Ortsverbänden, 
insbesondere in der Einheitlichkeit und im Größenschlüssel der 
Dienstkleidung haben hauptsächlich zwei Ursachen: 

1. Infolge der angespannten Haushaltslage des Bundes stehen 
für die Beschaffung von Dienstkleidung im THW nur be- 
grenzte Haushaltsmittel zur Verfügung. Neubeschaffungen, 
bei denen auf Einheitlichkeit in der Ausführung und auf ent- 
sprechende Größen besonders geachtet wird, werden im Vor- 
dergrund der Einkleidung stehen. 

2. Infolge der Mittelknappheit müssen die bestehenden Lücken 
weitgehend aus Beständen des Luftschutzhilfsdienstes und 
der Bundeswehr aufgefüllt werden. Dabei ist die Einheitlich- 
keit in der Ausführung nur schwer zu verwirklichen; die er- 
forderlichen Größen sind nicht immer erhältlich. Gewisse 
Abweichungen müssen bei diesen Maßnahmen aber in Kauf 
genommen werden, um überhaupt Verbesserungen zu errei- 
chen. 

Die Bundesregierung wird sich auch weiterhin bemühen, die seit 
vielen Jahren bestehenden Mängel abzustellen. 
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34. Abgeordneter Hält die Bundesregierung die in Bund und 

Dr. Jahn Ländern bestehenden Forschungseinrichtungen 

(Braunsciiweig) für Umweltschutz für ausreichend, um alle 

Arbeiten für diesen Wissenschaftsbereich 
übernehmen zu können? 

Antwort des Parlamentarisdien Staatssekretärs Dom 
vom 28. Juli 1971 

Die Bundesregierung hält die in Bund und Ländern bestehenden 
Forschungseinrichtungen für Umweltschutz nicht für ausreichend, 
um alle Arbeiten für diesen Wissenschaftsbereich übernehmen 
zu können. Sie hat schon in ihrem Sofortprogramm Umweltschutz 
vom 17. September 1970 darauf hingewiesen, daß die Errichtung 
neuer und der Ausbau bestehender Forschungseinrichtungen 
erforderlich ist, um der Bundesregierung die notwendigen wis- 
senschaftlichen und technischen Grundlagen für Gesetzesvorla- 
gen, Verordnungen und administrativen Entscheidungen zu lie- 
fern. Dies gilt insbesondere für die Gebiete des Immissions- 
schutzes, der Wasserversorgungstechnik, der Abwasserreinigung 
und der Abfallbeseitigung. 

Notwendig ist vor allem auch eine bessere Koordinierung und 
Zusammenarbeit der bestehenden und neu zu errichtender For- 
schungseinrichtungen des Bundes und der Länder. Der Bundes- 
minister des Innern hat deshalb eine Kommission von vier Wis- 
senschaftlern unter Vorsitz von Herrn Prof. Dr. Georg Picht, 
Heidelberg, beauftragt, ihm Vorschläge für geeignete Formen 
der wissenschaftlichen Beratung der Bundesregierung in Fragen 
der Umweltgestaltung und des Umweltschutzes zu erarbeiten. 
Nach Vorlage dieses Gutachtens wird die Bundesregierung Vor- 
schläge zur Erweiterung und Verbesserung der Forschungs- 
kapazitäten vorlegen. 


35. Abgeordneter Ist die Bundesregierung bereit, bevor weitere 
Dr. Jahn Forschungseinrichtungen für diesen Zweck ge- 

(Braunsdiweig) schaffen werden, mit den Partnern der EWG 
eine Abstimmung vorzunehmen, damit die 
wissenschaftliche Arbeit auf diesem Sektor 
koordiniert wird? 

Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Dom 
vom 28. Juli 1971 

Schon jetzt steht die Bundesregierung in regem Meinungsaus- 
tausch mit den derzeitigen und zukünftigen Partnern der Euro- 
päischen Gemeinschaften, aber auch mit anderen Staaten in und 
außerhalb Europas, um die wissenschaftliche Arbeit auf diesem 
Gebiet zu koordinieren. Der Bundesminister des Innern hat in 
verschiedenen Gesprächen mit den zuständigen französischen 
und britischen Ministern und dem Vorsitzenden des Rates für 
Umweltschutz beim Büro des Präsidenten der Vereinigten Staa- 
ten von Amerika Möglichkeiten einer Abstimmung von For- 
schungsvorhaben auf wichtigen Gebieten des Umweltschutzes 
erörtert. 

Wie die Bundesregierung in der Antwort vom 4. Dezember 1970 
auf die Große Anfrage der Fraktionen der SPD und FDP (Druck- 
sache VI/1519) schon mitgeteilt hat, bemüht sie sich, durch inter- 
nationale Arbeitsteilung die nationale Forschungskapazität zu 
erhöhen, finanzielle Aufwendungen zu vermindern und bestimm- 
te Forschungsziele zu erreichen. 
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Ist die Bundesregierung bereit, mit den Län- 
dern der Europäischen Gemeinschaft eine Ver- 
einbarung anzustreben, die es ermöglicht, daß 
Volks- und Betriebszählungen zu gleichen 
Konditionen und am gleichen Tag in allen 
Ländern der Gemeinschaft durchgeführt wer- 
den, um auf diesem Weg zur Auswertung ver- 
gleichbarer Statistiken beizutragen, und wel- 
che Maßnahmen gedenkt sie zu ergreifen? 

Antwort des Staatssekretärs Dr. Hartkopf 

vom 22. Juli 1971 

1. Von seiten der Bundesregierung werden seit langem Schritte 
unternommen, um eine stärkere Harmonisierung der Volks-, 
Berufs- und Arbeitsstättenzählungen in den Mitgliedsländern 
der Europäischen Gemeinschaften zu erreichen. Das stößt 
jedoch auf Schwierigkeiten, da in einigen Mitgliedsstaaten 
gesetzlich festgelegte periodische Termine bestehen. 

2. Für die Bundesrepublik Deutschland sind nach der mit Stich- 
tag vom 27. Mai 1970 durchgeführten Volks-, Berufs- und 
Arbeitsstättenzählung noch keine Vorentscheidungen hin- 
sichtlich des Termins für die nächste Zählung getroffen wor- 
den. Die Festlegung eines solchen Termins erfolgt durch ein 
Bundesgesetz. Im Rahmen der Vorbereitungen dazu wird die 
Frage einer Harmonisierung des Zahlungstermins in den 
Mitgliedsländern der Europäischen Gemeinschaften neu ge- 
prüft werden. Neben der Harmonisierung des Zählungster- 
mins wird auch die Harmonisierung der der Zählung zu- 
grunde liegenden Definitionen und Merkmalskategorien an- 
gestrebt. 

3. Es ist das Bestreben der Bundesregierung, eine stärkere 
Harmonisierung der Statistiken nicht auf die Volks-, Berufs- 
und Arbeitsstättenzählung zu beschränken. 

Die Bundesregierung ist in Zusammenarbeit mit den zuständi- 
gen Stellen der Kommission des Statistischen Amtes der 
Europäischen Gemeinschaften und den anderen Mitglieds- 
staaten bemüht, auch auf allen anderen Gebieten die Ver- 
gleichbarkeit der statistischen Informationen laufend zu ver- 
bessern. 


36. Abgeordneter 

Dr. Jahn 
(Braunschweig) 


37. Abgeordneter Hält die Bundesregierung die Höhe des Be- 
Storm grüßungsgeldes für Spätaussiedler in Höhe 

von 100 DM noch für zeitgemäß, oder ist sie 
bereit, meinem Vorschlag zu folgen, wonach 
des Begrüßungsgeld für Spätaussiedler auf 
mindestens 200 DM pro erwachsene Person 
erhöht werden sollte? 

Antwort des Staatssekretärs Dr. Hartkopf 
vom 27. Juli 1971 

Eine angemessene Erhöhung der einmaligen Unterstützung der 
Bundesregierung wird auch von mir angestrebt. Es sind daher 
schon seit geraumer Zeit Überlegungen im Gange, ob und in 
welcher Weise eine Erhöhung dieser sogenannten Begrüßungs- 
gabe schon im Rahmen der für das laufende Haushaltsjahr ver- 
fügbaren Mittel möglich ist. 
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38. Abgeordneter Ist die Bundesregierung bereit, analog den 
Storm Richtlinien für die Ersetzung von Rückfüh- 

rungskosten für Spätaussiedler auch denjeni- 
gen Personen eine Unterstützung zukommen 
zu lassen, die illegal in die Bundesrepublik 
Deutschland einreisen und um Daueraufent- 
halt nachsuchen (für Fahrkosten oder ähn- 
liches)? 

Antwort des Staatssekretärs Dr. Hartkopf 
vom 27. Juli 1971 

Alle Deutschen, welche die Vertreibungsgebiete mit der Absicht 
verlassen, ihren ständigen Aufenthalt in der Bundesrepublik 
Deutschland zu nehmen, erhalten die Kosten ihrer Einreise 
unter den gleichen Voraussetzungen erstattet, wie die im Wege 
der Famlienzusammenführung eintreffenden Aussiedler. 


39. Abgeordneter 
Baron 

von Wrangel 


Treffen Pressemeldungen zu, denenzufolge 
Akten des Verfassungsschutzes, die dem Köl- 
ner „Klingelpütz" in Ossendorf zur Vernich- 
tung übergeben worden waren, aus dem Ge- 
fängnis geschmuggelt wurden? 


Antwort des Staatssekretärs Dr. Rutschke 
vom 27. Juli 1971 

Zwischen dem 12. August 1969 und dem 30. Juni 1971 wurden 
zur Vernichtung bestimmte Unterlagen des Bundesamtes für 
Verfassungsschutz in der Müllverbrennungsanlage der Justiz- 
vollzugsanstalt Köln-Ossendorf unter Beteiligung von Gefange- 
nen verbrannt. Dabei gelang es einem Gefangenen, sich einiges 
Material anzueignen. Er verkaufte es nach seiner Entlassung an 
die Zeitung „Express", die es an die Polizei weiterleitete. 


40. Abgeordneter Was gedenkt die Bundesregierung zu tun, um 
Baron solche die innere Sicherheit gefährdende Vor- 

von Wrangel gänge zukünftig zu verhindern? 

Antwort des Staatssekretärs Dr. Rutschke 
vom 27. Juli 1971 

Sofort nach Bekanntwerden des Vorfalls habe ich angeordnet, 
daß die Vernichtung von Unterlagen des BfV in der Justizvoll- 
zugsanstalt Ossendorf eingestellt wird. Ferner habe ich einen 
leitenden Beamten meines Hauses beauftragt, den Sachverhalt 
zu untersuchen. Die Untersuchung ergab, daß die Aktenvernich- 
tung im Gefängnis unter Beteiligung behördenfremder Personen 
gegen Vorschriften der VS-Anweisung verstieß. Darüber habe 
ich am 19. Juli 1971 den Innenausschuß des Deutschen Bundes- 
tages eingehend unterrichtet. Ich habe diesen Fall zum Anlaß 
genommen, alle Dienststellen an die Notwendigkeit zu erinnern, 
die Vorschriften der Verschlußsachenanweisung uneingeschränkt 
zu beachten. Gegen die für die vorschriftswidrige Aktenvernich- 
tung verantwortlichen Angehörigen des Bundesamtes für Ver- 
fassungsschutz sind dienstrechtliche Maßnahmen eingeleitet wor- 
den. 
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Geschäftsbereich des Bundesministers der Justiz 


41, Abgeordneter Ist die Bundesregierung bereit, gesetzliche 
Meister Voraussetzungen zu schaffen, um zu verhin- 

dern, daß die Hauptversammlungen von Kapi- 
talgesellschaften für politische Demonstratio- 
nen mißbraucht werden? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Bayerl 
vom 7, Juli 1971 

Im Rahmen der ordentlichen Hauptversammlung kann zum 
Tagesordnungspunkt „Entlastung des Vorstandes und des Auf- 
sichtsrates" von einem Aktionär die Verweigerung der Ent- 
lastung mit der Begründung beantragt werden, daß im Geschäfts- 
jahr Geschäfte getätigt worden sind, die seiner Ansicht nadi 
nicht hätten vorgenommen werden sollen. Soweit solche Aus- 
führungen eines Aktionärs zu einer politischen Demonstration 
benutzt werden sollten, dürfte das geltende Recht, dem Leiter 
der Hauptversammlung ausreichende Möglichkeiten geben, um 
einen Mißbrauch der Hauptversammlung zu sachfremden Zwek- 
ken zu verhindern. Die Bundesregierung sieht daher im gegen- 
wärtigen Zeitpunkt keine Veranlassung, zum Schutz der Haupt- 
versammlungen von Kapitalgesellschaften gegen politische De- 
monstrationen gesetzgeberische Maßnahmen in Erwägung zu 
ziehen. 


Geschäftsbereich des Bundesministers für 
Wirtschaft und Finanzen 


42. Abgeordneter Trifft es zu, daß in Bundesbehörden Beamte 
Meister befördert wurden, obwohl keine Planstellen 

ausgewiesen waren und diese erst nachträg- 
lich geschaffen wurden? 


Antwort des Staatssekretärs Dr. Emde 
vom 5. Juli 1971 

Nach § 49 Abs. 1 der Bundeshaushaltsordnung darf ein Amt nur 
im Zusammenhang mit der Einweisung in eine besetzbare Plan- 
stelle verliehen werden. Fälle, in denen bei Bundesbehörden 
Beamte unter Nichtbeachtung dieser haushaltsrechtlichen Vor- 
schrift befördert wurden, sind mir bisher nicht bekannt gewor- 
den. Sofern Sie Hinweise auf solche Fälle erhalten sollten, wäre 
ich für nähere Unterrichtung dankbar, damit ich das Erforderliche 
veranlassen kann. 

Bei der Überprüfung der Fälle wird zu berücksichtigen sein, daß 
zwar im allgemeinen eine Beförderung mit der Aushändigung 
der Ernennungsurkunde wirksam wird, daß jedoch § 10 Abs. 2 
des Bundesbeamtengesetzes die Möglichkeit gibt, in der Ernen- 
nungsurkunde ausdrücklich einen späteren Tag für das Wirksam- 
werden der Beförderung zu bestimmen. Hiervon wird bisweilen 
Gebrauch gemacht, z. B. wenn der zu befördernde Beamte eine 
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längere Auslandsdienstreise antritt. Die dienstrechtlidien An- 
sprüche aus der Beförderung, insbesondere auf die höhere Besol- 
dung und Versorgung erwachsen dann erst mit dem in der Er- 
nennungsurkunde bestimmten Tag. Gegen ein solches Verfahren 
können aus haushaltsrechtlicher und beamtenrechtlicher Sicht 
keine Einwendungen erhoben werden. 


43. Abgeordneter Ist die Bundesregierung bereit, bei der bevor- 
Meister stehenden Steuerreform die Vermögens- und 

Grundsteuer so zu gestalten, daß dieselben 
nur vom Ertrag erhoben werden? 


44. Abgeordneter Was gedenkt die Bundesregierung ansonsten 
Meister zu tun, um den enteignenden Charakter dieser 

Steuern zu vermeiden, wenn sie von Ver- 
mögens- oder Grundbesitz erhoben werden, 
das keinen Ertrag bringt? 


Antwort des Paralmentarischen Staatssekretärs Hennsdorf 
vom 8. Juli 1971 

Vermögenserträge — dazu gehören auch solche aus Grundbe- 
sitz — unterliegen bereits der Einkommensteuer. Mit der Ver- 
mögensteuer dagegen soll die im Besitz von Vermögen als sol- 
chem — “ ob ertragbringend oder nicht — > zum Ausdruck: kommen- 
de gesteigerte wirtschaftliche und steuerliche Leistungsfähig- 
keit erfaßt werden. Diese Konzeption soll auch durch die Steuer- 
reform nicht geändert werden. Ihre Anregung würde darauf 
hinauslaufen, die Vermögensteuer in der bisherigen Form zu 
beseitigen und lediglich als Sonderform der Einkommensbe- 
steuerung bestehen zu lassen. Diese Anregung erschiene nur 
sinnvoll, wenn die Erträge neben der herkömmlichen Einkom- 
mensbesteuerung einer zusätzlichen, erhöhten Ertragsbesteue- 
rung unterworfen würden. Abgesehen davon, daß eine solche 
Regelung als Rückfall in das überholte Schedulensystem zu 
werten wäre, ist sie aber auch schon aus haushaltsmäßigen Er- 
wägungen nicht vertretbar. Aus diesen Gründen hat auch die 
Steuerreformkommission auf ähnliche Pläne verzichtet. 

Es wäre auch kaum zu rechtfertigen, wenn ertragslose Vermö- 
gensgegenstände wie Edelsteine, Gold, wertvolle Gemälde, 
eigengenutzte Einfamilienhäuser in luxuriöser Ausführung, un- 
bebaute Grundstücke usw. von der Besteuerung freigestellt 
würden, nur weil sie objektiv keinen Ertrag abwerfen. 

Ähnliche Erwägungen gelten für die Grundsteuer. Zwischen der 
Belegenheitsgemeinde und dem Grundbesitz besteht eine enge 
räumliche und sachliche Beziehung, die sich nicht in der Zahlung 
direkter Beiträge für Wasserversorgung, Müllabfuhr usw. er- 
schöpft, sondern in darüber hinausgehenden Leistungen der 
Gemeinde z. B. zur Verbesserung der kommunalen Infrastruktur, 
der Errichtung von Schulen, kulturellen Einrichtungen usw. zum 
Ausdruck kommt. Ein Anknüpfen an den Ertrag würde bedeuten, 
daß ertragslose Grundstücke zwar an diesen Leistungen parti- 
zipierten, dafür aber keine Grundsteuer zu entrichten hätten. 
Es würde schließlich dazu führen, daß die Mieter schlechter ge- 
stellt wären; denn der Vermieter wälzt die von ihm zu zahlende 
Grundsteuer auf sie über. 
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Die Bundesregierung beabsichtigt daher nicht, die bestehende 
Konzeption der Vermögensteuer und der Grundsteuer in dem 
von Ihnen vorgesdilagenen Sinn zu ändern. 

Angesichts der maßvollen Besteuerung vermag die Bundesregie- 
rung auch nicht die Auffassung zu teilen, beide Steuern hätten 
— soweit sie von ertraglosem Vermögen bzw. Grundbesitz er- 
hoben werden — enteignenden Charakter. Jeder Steuerpflichtige 
kann selbst wählen, ob er sein Vermögen ertragbringend oder 
ertraglos anlegt. Mancher verzichtet auf einen Ertrag in der 
Erwartung lohnender — und meist steuerfreier — Wertsteige- 
rungen. 

45. Abgeordneter Sieht die Bundesregierung bei Genehmigung 
Riedel von Gründungen sog. Rationalisierungsgrup- 

(Frankfurt) pen deutscher Stahlerzeuger durdi die Kom- 

mission der Europäisdien Gemeinschaft die 
Gefahr, daß schon nach den Vertragstexten 
mittelständische Stahlverarbeiter, die auf Ma- 
terialbezug bei den Vertragspartnern ange- 
wiesen sind, diskriminiert werden können? 

Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Rosenthal 
vom 18. Juli 1971 

Nach einer Mitteilung der Kommission der Europäischen Ge- 
meinschaften haben die Unternehmen der deutschen Stahlindu- 
strie die Verträge über die Gründung der sog. Rationalisierungs- 
gruppen mit den Dienststellen der Kommission erörtert. Auf 
Grund dieser Gespräche haben die beteiligten Unternehmen ihre 
Verträge so geändert, daß diese nunmehr nach Auffassung der 
Dienststellen der Kommission, insbesondere unter Berücksichti- 
gung der Wettbewerbsvorschriften des Artikels 65 des Montan- 
Vertrages, genehmigt werden können. Bei dieser Sachlage geht 
die Bundesregierung davon aus, daß Diskriminierungen mittel- 
ständischer Stahlverarbeiter ausgeschlossen sind. 

Hinzu kommt, daß die Vergrößerung der Zahl der Anbieter nach 
Beendigung der Tätigkeit der Walzstahlkontore und der hohe 
Einfuhranteil an der Versorgung des deutschen Stahlmarktes 
den Wettbewerb auf dem Stahlmarkt positiv beeinflussen 
werden. 


46. Abgeordneter Wie schätzt die Bundesregierung die Situation 
Riedel solcher Betriebe ein, die mit keinem der Ver- 

(Frankfurt) tragspartner konzernverbunden sind — oder 

auf Grund besonderer Abmachungen als kon- 
zernverbunden gelten — , und was hat die Bun- 
desregierung gegebenenfalls zum Ausschluß 
dieser Gefahr in Beachtung ihrer eigenen wett- 
bewerbspolitischen Grundsätze unternommen? 

Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Rosenthal 
vom 18. Juli 1971 

Auf Grund der geänderten Verträge, die, wie in der Antwort zu 
Frage 45 ausgeführt, die Zustimmung der Dienststellen der 
Kommission gefunden haben, geht die Bundesregierung davon 
aus, daß die Situation der konzernfreien Unternehmen nicht 
beeinträchtigt wird. 


23 



Drudtsadie VI/2492 


Deutsdier Bundestag — 6. Wahlperiode 


47. Abgeordneter 
Meinike 
(Ob er hausen) 


Aus welchen Gründen ist die Bundesregierung 
bislang den Vorschlägen der Industrie-Ge- 
werkschaft Bau-Steine-Erden, den Beruf des 
Baumaschinenpersonals einschließlich Kraft- 
fahrer „staatlich" anzuerkennen und in das 
Verzeichnis der anerkannten Ausbildungsbe- 
rufe gemäß § 30 des Berufsbildungsgesetzes 
aufzunehmen, nicht gefolgt? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Rosenthal 
vom 19. Juli 1971 


1. Anerkennung eines Ausbildungsberufes für das Baumaschi- 
nenpersonal 

Ein Antrag der Industriegewerkschaft Bau-Steine-Erde auf 
staatliche Anerkennung eines Ausbildungsberufes für das 
Baumaschinenpersonal liegt hier nicht vor. Nach meinen 
Informationen hat jedoch der Hauptverband der Deutschen 
Bau-Industrie mit Unterstützung der Industriegewerkschaft 
Bau-Steine-Erden bereits im Jahre 1961 bei der damaligen 
„Arbeitsstelle für Betriebliche Berufsausbildung" (ABB) die 
Anerkennung eines Ausbildungsberufs „Baumaschinenfüh- 
rer" oder ersatzweise „Baumaschinenschlosser" beantragt. 

Mehrjährige Beratungen mit diesen und weiteren Organisa- 
tionen sowie Arbeitsplatzuntersuchungen in einschlägigen 
Betrieben haben nach Auffassung der ABB zu dem Ergebnis 
geführt, daß 

— die Bediennung von Baumaschinen und die Ausbildung 
daran für Jugendliche nicht geeignet ist, 

— der ersatzweise vorgeschlagene Ausbildungsberuf „Bau- 
maschinenschlosser" sich weitgehend an den bereits be- 
stehenden Ausbildungsberuf „Betriebsschlosser" anlehnt; 
der „Betriebsschlosser" ist in kurzer Zeit in der Lage, sich 
in seiner beruflichen Tätigkeit branchenspezifische Fertig- 
keiten und Kenntnisse anzueignen. 

Aus diesen Gründen hat sich die ABB 1965 gegen die Aner- 
kennung des Antrages ausgesprochen und diese Angelegen- 
heit nicht weiter verfolgt. 

Der Beratende Ausschuß für Berufsbildung bei der Kommis- 
sion der Europäischen Gemeinschaften hat sich im Jahre 1968 
mit der Erstellung eines „Gemeinschaftsverzeichnisses" von 
Kenntnissen und Fertigkeiten für den „Baumaschinenführer" 
befaßt. Eine Expertengruppe, in der die Industriegewerk- 
schaft Bau-Steine-Erden vertreten war, ist zu dem Ergebnis 
gekommen, daß es schwierig oder gar unmöglich sei, ein 
Gemeinschaftsverzeichnis zu erstellen. Der Sammelbegriff 
„Baumaschinen" umfasse eine große Anzahl von Maschinen 
und Geräten, die in bezug auf Konstruktion, Verwendungs- 
zweck und Größe nicht miteinander vergleichbar seien und 
deren Bedienung und Wartung sehr unterschiedliche Kennt- 
nisse und Fertigkeiten erfordere. Ein Gemeinschaftsverzeich- 
nis der Kenntnisse und Fertigkeiten als Grundlage für die 
eventuelle Anerkennung eines Ausbildungsberufes und die 
Vorbereitung einer Ausbildungsordnung wurde bisher nicht 
erstellt. 
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Das Bundesinstitut für Berufsbildungsforschung bereitet eine 
Neuordnung der Ausbildung in schlosserischen Berufen vor. 
Dabei ist an eine Stufenausbildung gedacht, die auf der 
Grundlage einer breiten Grundausbildung zu den erforder- 
lichen fachlichen Spezialisierungen führt. Ich werde veranlas- 
sen, daß hierbei geprüft wird, in welcher Weise dem Anliegen 
der Industriegewerkschaft Bau-Steine-Erden entsprochen wer- 
den kann. 


2. Anerkennung der „Kraftfahrer" als Ausbildungsberuf 

Die beteiligten Bundesressorts — BMWF, BMA, BMV — 
bemühen sich seit längerer Zeit, eine Rechts Verordnung zur 
Anerkennung der „Berufskraftfahrer" als Ausbildungsberuf 
vorzubereiten. 

Bei den bisherigen Beratungen haben sich insbesondere 
Schwierigkeiten ergeben durch 

— personelle Probleme der Arbeitsstelle für Betriebliche Be- 
rufsausbildung infolge deren Überleitung in das Bundes- 
institut für Berufsbildungsforschung, 

— Sonderprobleme, die im Zusammenhang mit Bestimmun- 
gen der Straßen- Verkehrs-Zulassungsordnung auftreten, 

— Prüfungsanforderungen in der Fahrtechnik (Fahrfertig- 
keitsprüfung), die über die Bestimmungen der Straßen- 
V erkehrs-Zulassungsordnung hinausgehen, 

— Vielzahl der beteiligten Organisationen, die zum Teil 
unterschiedliche Auffassungen vertreten. 

Der Rohentwurf einer Ausbildungsordnung ist inzwischen 
erarbeitet Weitere Beratungen sind notwendig, um u. a. 

— die Prüfungsanforderungen festzulegen, 

— Ausbildungsberufsbilder (Gegenstand der Berufsausbil- 
dung) und Ausbildungsrahmenpläne (sachliche und zeit- 
liche Gliederung der Berufsausbildung) zu konzipieren. 

Hinsichtlich der Anerkennung der Berufskraftfahrer als Aus- 
bildungsberuf sind bisher mehrere Kleine Anfragen im Bun- 
destag beantwortet worden. 


3, Aufnahme der „Baumaschinenführer" und der „Kraftfahrer" 
in das Verzeichnis der anerkannten Ausbildungsberufe 

Nach § 30 Berufsbildungsgesetz hat der BMA jährlich das 
„Verzeichnis der anerkannten Ausbildungsberufe" zu ver- 
öffentlichen. Da es sich bei dem „Baumaschinenführer" und 
dem „Kraftfahrer" nicht um anerkannte Ausbildungsberufe 
handelt, war ihre Aufnahme in dieses Verzeichnis nicht 
möglich. 


48. Abgeordneter Was gedenkt die Bundesregierung zu tun, um 
Strohmayr zur wirksamen Stärkung der Verbraucherver- 

tretung in Brüssel im Interesse des deutschen 
Verbraucherschutzes beizutragen? 
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Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Rosenthal 
vom 19. Juli 1971 

Der Kontaktausschuß der Verbraucher bei den Europäischen Ge- 
meinschaften setzt sich aus je zwei Vertretern der Europäischen 
Büros der Verbraucherverbände, der Europäischen Gemeinschaft 
der Verbrauchergenossenschaften, der Europäisdien Organisa- 
tion des internationalen Bundes christlicher Gewerksdiaften, 
des Europäischen Gewerkschaftssekretariats des Internationalen 
Bundes freier Gewerkschaften und des Europäischen Aktions- 
komitees der Internationalen Union der Familienorganisationen 
zusammen. Die Bundesregierung ist durchaus an einer starken 
Verbrauchervertretung in Brüssel interessiert. Das Kontaktbüro 
ist eine Einrichtung der Verbände, auf die eine staatliche Ein- 
flußnahme nicht möglich ist. Eine Stärkung des Kontaktbüros 
wäre Sache der in den Trägerverbänden des Kontaktbüros ver- 
tretenen deutschen Verbände - — vor allem der Arbeitsgemein- 
schaft der Verbraucherverbände — deren Angelegenheit es 
wäre, sich wegen einer etwaigen Unterstützung an die zustän- 
digen Stellen des Bundes und der Länder zu wenden. Der Aus- 
bau des Kontaktbüros würde sicherlich auch den Interessen des 
deutschen Verbraucherschutzes dienen, wobei allerdings zu be- 
rücksichtigen ist, daß entsprechend dem Modus der Meinungs- 
bildung im Kontaktbüro spezielle Anliegen des deutschen Ver- 
braucherschutzes nur im Zusammenhang mit den Interessen des 
Verbraucherschutzes auf europäischer Ebene zur Geltung ge- 
bracht werden können. 


49. Abgeordneter Teilt die Bundesregierung die Auffassung, daß 
Strohmayr die zentrale Industrie- und Wirtschaftsvertre- 

tung, die UNICE, bei der EWG-Kommission 
in Brüssel ein erheblich- größeres Gewicht als 
die zentrale Vertretung der Verbraucherinter- 
essen besitzt? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Rosenthal 
vom 19. Juli 1971 

Die Bundesregierung teilt diese Auffassung. 


50. Abgeordneter Teilt die Bundesregierung die Auffassung, daß 
Strohmayr durch ständig zugeteilte Fachkräfte das Brüs- 

seler Verbraucherkontaktbüro eine sachkun- 
dige Verstärkung auch zur Unterstützung der 
deutschen Regierungsvertretung bei den Ver- 
handlungen zur Harmonisierung des Lebens- 
mittelrechts bieten könnte, damit der in 
Deutschland schon erreichte Stand des Ver- 
braucherschutzes nicht gemindert wird? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Rosenthal 
vom 19. Juli 1971 

Eine Zuteilung von ständig für das Kontaktbüro tätigen Fach- 
kräften wäre zu begrüßen. Diese Maßnahme würde selbst in 
Verbindung mit einer anderweitigen Stärkung des Kontaktbüros 
jedoch zu einer wirkungsvollen Unterstützung der deutschen 
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Regierungsvertretung, z. B. bei den Verhandlungen zur Harmo- 
nisierung des Lebensmittelrechts, nicht ausreichen. Die Bundes- 
regierung würde es daher begrüßen, wenn der bei der Kommis- 
sion der Europäischen Gemeinschaften bestehende Sonderdienst 
für Verbraucherfragen stärker als bisher an den Arbeiten zur 
Angleichung des Lebensmittelrechts beteiligt würde, wie dies 
auch schon in mehreren Entschließungen des Europäischen Par- 
laments gefordert worden ist. 


51. Abgeordneter Könnte sich die Bundesregierung unter diesen 
Strohmayr Umständen entschließen, entsprechende Bei- 

hilfen aus dem Haushaltsplan zu gewähren? 

Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Rosenthal 
vom 19. Juli 1971 

Die Bundesregierung ist grundsätzlich bereit, bei entsprechenden 
Anträgen der deutschen Verbände zu prüfen, ob und in welchem 
Umfang sie ihnen eine Förderung zuteil werden lassen köimen. 


52. Abgeordneter Ist der Bundesregierung bekannt, daß inner- 
Meinike halb der Beschäftigten der Ruhrkohle AG im 

(Oberhausen) Hinblick auf zu erwartende weitere Zechen- 
stillegungen erhebliche Unruhe entstanden ist, 
und welche Möglichkeiten hat die Bundesre- 
gierung, ihren Einfluß bei den Anpassungs- 
maßnahmen geltend zu machen? 

Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Rosenthal 
vom 15. Juli 1971 

Am 30. Juni 1971 hat der Vorstand der Ruhrkohle AG seinem 
Aufsichtsrat ein langfristiges Anpassungsprogramm zur Be- 
schlußfassung vorgelegt. Der Aufsichtsrat hat dieses Programm 
gebilligt. Es ist anschließend bekannt gemacht und damit der 
interessierten Öffentlichkeit zugänglich geworden. 

Es ist richtig, daß für alle von einer Stillegung betroffenen Berg- 
leute die Ankündigung der Zechenschließung eine schwerwie- 
gende Entscheidung darstellt. Die Bundesregierung ist jedoch 
davon unterrichtet, daß die sich daraus vor allem im Hinblick 
auf die sozialen Probleme ergebenden Fragen in durchaus sach- 
licher Atmosphäre zwischen Betriebsrat und zuständiger Be- 
triebsführungsgesellschaft geregelt werden. Im übrigen ist die 
Vorlage des Gesamtanpassungsplans und seine geordnete 
Durchführung eine entscheidende Voraussetzung für die weitere 
Gesundung des Steinkohlenbergbaus an der Ruhr und damit für 
die nachhaltige Sicherung der Arbeitsplätze im Steinkohlen- 
bergbau insgesamt. 

Die Bundesregierung räumt den in diesem Zusammenhang in den 
letzten Wochen zwischen den Beteiligten erörterten Maßnahmen 
zur sozialen Flankierung des Anpassungsprozesses eine hohe 
Priorität ein, da insbesondere der ältere im Bergbau tätige Ar- 
beitnehmer vor unvertretbaren Folgen des Anpassungsvor- 
ganges geschützt werden muß. Außerdem ist das Gesamtanpas- 
sungsprogramm der Ruhrkohle AG vom Bundesbeauftragten 
für den Steinkohlenbergbau und die Steinkohlenbergbaugebiete 
zu prüfen. 

Damit besteht berechtigter Anlaß zu der Annahme, daß die 
Durchführung des Gesamtanpassungsplans in geordneter Weise 
vor sich gehen kann. 
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53. Abgeordneter Wann und in welchem Verfahren wird die 
Storm Bundesregierung die durch den Konjunktur- 

zuschlag zur Lohn- und Einkommensteuer er- 
sparten Beträge auszahlen? 

Antwort des Parlamentarischen Staatssekretär Rosenthal 
vom 28. Juli 1971 

Die Bundesregierung hat in letzter Zeit bereits mehrfach erklärt, 
daß der Zeitpunkt der Rückzahlung des Konjunkturzuschlages 
— spätester Termin ist bekanntlich der 31. März 1973 — von der 
weiteren Entwicklung der Konjunktur abhängig ist. Die immer 
noch vorhandenen deutlichen konjunkturellen Spannungen und 
das weiterhin hohe Expansionstempo der Verbrauchsnachfrage 
lassen derzeit eine Rückzahlung des Konjunkturzuschlags jeden- 
falls in allernächster Zukunft als konjunkturpolitisch noch nicht 
zweckmäßig erscheinen, über die Rückzahlungsmodalitäten, so- 
weit sie sich nicht aus § 3 des Gesetzes über die Erhebung eines 
rückzahlbaren Konjunkturzuschlages zur Einkommensteuer und 
Körperschaftsteuer (BGBl. 1970 I, S. 1125 ff.) ergeben, wird die 
Bundesregierung zu gegebener Zeit entscheiden. Dies gilt ins- 
besondere für die Frage, ob die Auszahlung in Raten vorge- 
nommen wird oder nicht 


54. Abgeordneter Liegt der Bundesregierung das Ergebnis der 
Fellermaier Untersuchung des Bundeskartellamts wegen 

der Preissteigerungen bei Kraftfahrzeugen vor, 
wie sie in der 81. Sitzung des Deutschen Bun- 
destages am 2. Dezember 1970 angekündigt 
hatte? 


55. Abgeordneter Wie beurteilt die Bundesregierung in diesem 
Fellermaier Zusammenhang öffentliche Ankündigungen 

aus der Automobilindustrie über weitere Preis- 
erhöhungen in naher Zukunft? 

Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Rosenthal 
vom 29. Juli 1971 

Die Untersuchungen des Bundeskartellamtes über Preiserhöhun- 
gen bei Automobilen laufen noch. Bisher haben sie keine An- 
haltspunkte dafür ergeben, daß Preisbindungen der Kraftfahr- 
zeugindustrie mißbräuchlich praktiziert würden. Eine entschei- 
dende Rolle spielt dabei die allgemeine Marktlage. Die starke 
Nachfrage und verhältnismäßig lange Lieferzeiten haben dazu 
geführt, daß der Markt die letzten Preiserhöhungen ohne An- 
passungsschwierigkeiten aufgenommen hat. 

Die Verlautbarungen der Automobilindustrie über weitere 
Preiserhöhungen, die aus preispolitischer Sicht zu bedauern 
sind, werden vom Bundeskartellamt aufmerksam beobachtet. 
Derartige Ankündigungen könnten gegen das Empfehlungsver- 
bot des Gesetzes gegen Wettbewerbsbeschränkungen (§ 38 
Abs. 2 Satz 2) verstoßen. Die bisher bekannt gewordenen Fälle, 
besonders die Äußerungen im Rahmen eines Pressekolloqiums 
des Verbandes der Automobilindustrie in Travemünde, halten 
sich jedoch in den Grenzen einer allgemeinen Vorausschau. Sie 
sind vor dem Hintergrund der Lohn- und Materialkostensteige- 
rungen und des laufend steigenden Mitteleinsatzes im Bereich 
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der Forschung und Entwicklung zu sehen. Die Automobilindu- 
strie befürchtet, weitere Kostenbelastungen durch die im Herbst 
bevorstehenden Tarifverhandlungen ohne Preiserhöhung nicht 
tragen zu können, zumal nach Feststellung des Verbandes der 
Automobilindustrie der Anteil der Personalkosten an den Ge- 
samtkosten inzwischen auf durchschnittlich 25^/o gestiegen sein 
soll. Hinzu kommt, daß die Jahresabsdilüsse der Automobil- 
industrie mit ihren Vorlieferanten 1971 um ca. 8 bis 9Vo über 
dem Niveau des Vorjahres liegen sollen. Derartige Hinweise 
auf die angespannte Ertragslage und auf mögliche Folgen für 
die Preisentwicklung im Zusammenhang mit den bevorstehenden 
Tarifverhandlungen sind kartellrechtlich nidit zu beanstanden. 

Die stabilitätsorientierten Maßnahmen der Bundesregierung und 
der Wettbewerb auf dem inländischen Automobilmarkt, der 
durch einen ständig steigenden Zulassungsanteil für ausländische 
Kraftfahrzeuge gekennzeichnet ist, werden im übrigen einer 
Realisierung der Preisvorstellungen der deutschen Automobil- 
industrie gewisse Grenzen setzen. 


56. Abgeordneter Wird die Bundesregierung aus der Ankündi- 

Weigl gung von Massenentlassungen durch Firmen 

des Fernstraßenbaus in Ostbayern, z. B. durch 
die Firma Kassecker, Waldsassen, Folgerungen 
ziehen? 

Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Rosenthal 
vom 28. Juli 1971 

Im Bundesministerium für Wirtschaft und Finanzen wird die 
Situation der Straßenbauwirtschaft aufmerksam verfolgt. Wie 
bereits mehrfach erklärt, ist der Bundesminister für Wirtschaft 
und Finanzen bereit, die für den Bundeshaushalt ursprünglich 
beschlossenen generellen Verfügungsbeschränkungen flexibel 
zu handhaben. Am 23. Juni 1971 hat er anstelle der auf der 
Grundlage des Kabinettsbeschlusses vom 9. Mai 1971 angeord- 
neten prozentualen Verfügungsbeschränkungen bei den einzel- 
nen Haushaltsansätzen eine betragsmäßig für jeden Einzelplan 
festgelegte Verfügungsbeschränkung zugelassen. Mit dieser 
Neuregelung sind die Vergaberessorts in die Lage versetzt wor- 
den, in dringenden Fällen elastisch den Bedürfnissen Redinung 
zu tragen. 

Wenn ein ins Gewicht fallender Kapazitätsabbau der Straßen- 
bauwirtschaft aus Mangel an Aufträgen zu befürchten ist, wird 
mein Haus gegebenenfalls auch bei den Verpflichtungsermäch- 
tigungen seine Einwilligung zur Überschreitung des Verfügungs- 
rahmens erteilen. Grundsätzlich ist jedoch darauf hinzuweisen, 
daß es sehr problematisch ist, in Einzelfällen Ausnahmen von 
den stabilitätspolitischen Beschlüssen zu machen. Dieses Pro- 
gramm liegt im Interesse der gesamten Wirtschaft und wird auch 
von der Wirtschaft so angesehen. 


57. Abgeordneter Kann die Bundesregierung darüber Auskunft 
Dr. Schwörer geben, warum der Rat bisher zu keiner Ent- 
scheidung über die von der Kommission der 
Europäischen Gemeinschaften bereits am 17. 
Dezember 1969 dem Rat vorgelegten zwei Ver- 
ordnungsvorschläge, die auf dem Gebiet der 
Energiepolitik der Kommission eine bessere 
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Information ermöglichen und so eine gemein- 
same Politik im Energiebereich entsprechend 
dem Protokoll vom 21. April 1964 möglich 
machen sollen, gekommen ist? 


58, Abgeordneter Hat sie selbst den Verordnungvorschlägen zu- 
Dr. Schwöre! gestimmt, und falls nein, welches sind die 
Gründe für die Ablehnung? 

Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Rosenthal 
vom 28. Juli 1971 

Die Verordnungsvorschläge der Kommission über die Mittei- 
lung von Investitionsvorhaben und Einfuhren im Energiebereich 
sind seit Anfang 1970 in der vom Rat eingesetzten Gruppe 
Energie sowie im Ausschuß der Ständigen Vertreter eingehend 
beraten worden. Dabei konnte über die Verordnungsvorschläge 
im wesentlichen Einvernehmen erzielt werden. Meinungsver- 
schiedenheiten bestehen noch im Rahmen der Einfuhrverordnung 
hinsichtlich des Meldeverfahrens für die Einfuhrprogramme der 
Unternehmen. Die von der Kommission vorgeschlagene unter- 
nehmensweise Meldung der Einfuhrpläne stößt bei einem Mit- 
gliedsland auf grundsätzliche Bedenken. Nach Auffassung dieses 
Mitgliedslandes sind zusammengefaßte länderweise Einfuhrmel- 
dungen für die Arbeiten der Kommission im Rahmen der ge- 
meinsamen Energiepolitik ausreichend. In der Gruppe Energie 
sowie im Ausschuß der Ständigen Vertreter ausgearbeitete 
Kompromißlösungen fanden ebenfalls nicht die Zustimmung 
aller Mitgliedsländer. 

Beide Verordnungsentwürfe sind auf der Ministerrats-Tagung 
am 26. Juli 1971 behandelt worden. Im Hinblick auf die noch 
offene Frage des Meldesystems hat der Rat auf eine materielle 
Diskussion vernichtet und die Behandlung der Entwürfe für die 
Ratstagung im Oktober in Aussicht genommen. 

Die Bundesregierung hat bei allen Beratungen in Brüssel zum 
Ausdruck gebracht, daß sie einer baldigen Verabschiedung der 
Verordnungen größte Bedeutung beimißt Andererseits sollten 
die Verordnungen als ein wichtiger Ausgangspunkt der gemein- 
samen Energiepolitik möglichst von allen Mitgliedsländern ge- 
tragen werden können. Die Bundesregierung hat sich daher in 
den bisherigen Beratungen dafür eingesetzt, in den offenen 
Fragen einen Kompromiß zu erreichen, der die Zustimmung aller 
Mitgliedstaaten findet In der Sache selbst wäre die Bundes- 
regierung bereit, sowohl dem Vorschlag der Kommission als 
auch den zur Zeit diskutierten Kompromißlösungen zuzustimmen. 


) 


59. Abgeordneter Kann die Bundesregierung mitteilen, welche 
Dr. Schulze- geeigneten „Maßnahmen gegen eine Konzen- 

Vorberg tration im Pressewesen“ sie ergriffen hat oder 

ergreifen wird entsprechend ihrer eigenen 
Ankündigung vom 27. April 1970 an den Deut- 
schen Bundestag im Zwischenbericht zur Lage 
der Presse und des Rundfunks, „eine freie 
Presse in einer freiheitlichen Demokratie setzt 
eine gewisse Mindestzahl selbständiger redak- 
tioneller Einheiten in einzelnen Bereichen des 
Pressewesens voraus, eine solche Vielfalt muß 
notfalls sichergestellt werden. Die Prüfung 
geeigneter Maßnahmen ist im Gange", und 
welchen Wert sie in diesem Zusammenhang 
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der Verdoppelung — und mehr — der Ge- 
bühren für Fernschreibstandleitungen beimißt, 
die vor allem die wohl kleinste „gewisse Min- 
destzahl selbständiger redaktioneller Einhei- 
ten", nämlich die Nachrichtenagenturen, emp- 
findlich getroffen hat? 

Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Rosenthal 
vom 3. August 1971 

Der erste Teil Ihrer Frage gilt der Realisierung der Maßnahmen 
gegen eine Konzentration im Pressewesen, die die Bundesregie- 
rung in ihrem Zwischenbericht über die Lage von Presse und 
Rundfunk angekündigt hat. Die in Ihrer Frage zusammen mit 
einer Überschrift zitierte Passage aus dem Zwischenbericht der 
Bundesregierung (Drucksache VI/692 S. 6 Ziffer 15) enthält 
allerdings keine Ankündigung, sondern drei Feststellungen, die 
unter dem Subtitel „Fusionskontrolle" getroffen werden. Unter 
der Überschrift „Maßnahmen gegen eine Konzentration im 
Pressewesen" werden im Zwischenbericht die Themen „a) Fu- 
sionskontrolle" und „b) Kredithilfen" behandelt. Dazu kann die 
Bundesregierung heute mitteilen, daß sie a) entsprechend ihrer 
Erklärung vom 28. Oktober 1969 die Einführung einer „Fusions- 
kontrolle", die auch für die Presse gilt, betreibt und b) über ihre 
Ankündigung im Zwischenbericht hindusgehend das ERP-Kredit- 
programm für kleine und mittlere Presseunternehmen auch im 
Rechnungsjahr 1971 fortgesetzt hat. Sie beabsichtigt, dieses 
Programm weiterhin beizubehalten. 

Welche Bedeutung der Gebührenerhöhung für Fernschreibstand- 
leitungen unter den Aspekten „Bedrohung der Informations- 
freiheit" und „Verstärkung der Pressekonzentration" nach ihrer 
Meinung zukommt, hat die Bundesregierung bereits in der 
Fragestunde am 24. Juni 1971 in Beantwortung Ihrer Dringlichen 
Mündliche Anfrage durch den Bundesminister für Verkehr und 
für das Post- und Fernmeldewesen dargelegt (Stenografischer 
Bericht S. 7652 ff). Wie sich schon aus dieser Antwort ergibt, ist 
die Bundesregierung der Meinung, daß die in einzelnen Berei- 
chen des Pressewesens vorauszusetzende Mindestzahl selbstän- 
diger redaktioneller Einheiten durch die Gebührenerhöhung ge- 
fährdet wird. 

60. Abgeordneter Wann wird die Bundesregierung mit der baye- 
Weigl rischen Staatsregierung über die sich aus der 

Gebietsreform ergebende Neuabgrenzung der 
Zonenrandförderung verhandeln, z. B. über die 
Frage, ob bei einem Zusammenschluß der 
Landkreise Kemnath und Eschenbach der ge- 
samte neue Landkreis in das Zonenrandförde- 
rungsgesetz einbezogen werden kann? 

Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Rosenthal 
vom 29. Juli 1971 

Das am 17. Juni 1971 vom Deutschen Bundestag einstimmig be- 
schlossene Gesetz zur Förderung des Zonenrandgebietes sieht 
im § 9 vor, daß als Zonenrandgebiet die Gebiete gelten, die am 
1. Januar 1971 zu den in der Anlage zum Gesetz genannten 
Stadt- und Landkreisen gehörten. Demgemäß bleibt das Zonen- 
randgebiet von Landkreisänderungen im Rahmen einer Gebiets- 
reform unberührt. Es ist daher nicht notwendig, Verhandlungen 
mit der bayerischen Staatsregierung aufzunehmen. 
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61. Abgeordneter Trifft es zu, daß die Konkurrenzfähigkeit der 
Weigl Bauwirtschaft im Zonenrandgebiet durch den 

Einsatz rumänischer Bauarbeiter gefährdet ist, 
da diese Arbeiter nach Angaben der Bauwirt- 
schaft für Stundenlöhne zwischen 2,28 DM und 
3,50 DM arbeiten müssen? 

Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Rosenthal 
vom 4. August 1971 

Als Grundlage für die Arbeitserlaubnis für ausländische Arbeit- 
nehmer verlangen und erhalten die Arbeitsämter von den aus- 
ländischen Firmen die Zusicherung, daß die Bezahlung ihrer 
Arbeitnehmer den deutschen Tariflöhnen entspricht. 

Diese Zusicherung schließt allerdings nicht die Verpflichtung 
ein, auch die meist wesentlich über den Tariflöhnen liegenden 
Effektivlöhne zu bezahlen. 

Nach meiner Unterrichtung erhalten die rumänischen Arbeit- 
nehmer eine Auslösung von 26 DM bis 29 DM pro Kalendertag 
und einen in Rumänien gezahlten Monatslohn von 3600 Lei. Für 
die Frage der Vergleichbarkeit mit dem deutschen Lohnniveau 
dürfte der verwendete Umrechnungskurs wichtig sein. Der Kurs 
für kommerzielle Leistungen weicht von dem sogenannten Touri- 
stenkurs erheblich ab. Die hiermit zusammenhängenden Fragen 
werden zur Zeit vom zuständigen Referat meines Ministeriums 
gemeinsam mit dem Hauptverband der Deutschen Bauwirtschaft 
geprüft. 


62. Abgeordneter 

Wolfram 


Aus welchem Grund gilt für Schallplatten nicht 
der gleiche Mehrwertsteuersatz wie für Druck- 
erzeugnisse? 


63. Abgeordneter Beabsichtigt die Bundesregierung, den Mehr- 
Wolfram Wertsteuersatz für Schallplatten auf 5,5Vo zu 

senken? 

Antwort des Staatssekretärs Dr. Emde 
vom 6. Juli 1971 

Bereits nach altem Umsatzsteuerrecht waren Bücher begünstigt, 
Schallplatten dagegen normal zu versteuern. Diese unterschied- 
liche steuerliche Behandlung hat der Gesetzgeber im Umsatz- 
steuergesetz 1967 fortgeführt. Die Präferenzierung für Bücher 
wurde beibehalten, um eine wesentliche Verteuerung, die sonst 
eingetreten wäre, zu vermeiden. Die Anwendung des allge- 
meinen Mehrwertsteuersatzes auf Schallplattenlieferungen hat 
demgegenüber — wenn überhaupt — nur eine ganz unbedeu- 
tende Mehrbelastung zur Folge gehabt. 

Die Bundesregierung beabsichtigt nicht, die Umsatzsteuer für 
Schallplatten zu senken. Eine derartige Maßnahme, die einen 
nicht unerheblichen Steuerausfall verursachen würde, ist weder 
aus rechtlichen noch aus wirtschaftlichen Gründen geboten. 

Das Umsatzsteuergesetz 1967 kennt keine allgemeine Kulturprä- 
ferenz. Aus der Tatsache, daß Schallplatten zu den Kulturgütern 
rechnen, folgt deshalb nicht, daß sie steuerlich zu begünstigen 
sind. Eine Steuerermäßigung besteht im Bereich der Kultur außer 
für Konzerte, Theater, Filmvorführungen und den Rundfunk im 
wesentlichen nur für das gedruckte Wort in Buch und Presse, für 
Gegenstände der bildenden Kunst und für Sammlungsstücke. 
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Tonträger (insbesondere Sdiallplatten und bespielte Tonbänder), 
aber audi Bildträger (Kunstkalender, Bilddrucke, Fotografien, 
belichtete Filme und Diapositive, Kassettenfernsehen und dergl. 
mehr) und Erzeugnisse des Kunsthandwerks unterliegen sämt- 
lich dem allgemeinen Steuersatz. Eine Erweiterung der Steuer- 
ermäßigung auf Schallplatten würde daher zu mannigfachen Be- 
rufungen führen. 

Auch der Grundsatz der Mehrwertsteuer, miteinander konkur- 
rierende Verbrauchsgüter steuerlich gleich zu behandeln, ge- 
bietet keine Präferenzierung der Schallplatte. Zu Büchern stehen 
Schallplatten im allgemeinen nicht in unmittelbarem Wettbe- 
werb. Es besteht daher keine Gefahr, daß der Verbraucher auf 
Grund der Steuerermäßigung das Buch gegenüber der Schall- 
platte bevorzugt. 

Schließlich kann auch von einer Existenzgefährdung, wie sie von 
anderen Antragstellern für eine Steuerermäßigung angeführt 
wird, in der Sdiallplattenindustrie und im Schallplattenhandel 
nicht gesprochen werden. 


Ist der Bundesregierung bekannt, daß bei 
sogenannten „Exporten über den Ladentisch" 
von einigen Oberfinanzdirektionen in Grenz- 
gebieten immer noch verlangt wird, daß in die 
Ausfuhrbescheinigung neben dem Namen und 
dem Wohnort des ausländischen Käufers zu- 
sätzlich auch die Nummer des Personalaus- 
weises oder des Passes des Ausländers und 
die ausstellende Behörde eingetragen wird, 
obwohl es hierfür keine ausreichende Rechts- 
grundlage gibt, und das Finanzgericht Baden- 
Württemberg mit rechtskräftigem Urteil vom 
29. April 1970 II 77/69 eine derartige Praxis 
als nicht erforderlich bezeichnet hat? 

Antwort des Parlamentarisdien Staatssekretärs Hermsdorf 
vom 3. August 1971 

Der Bundesregierung sind die Probleme des umsatzsteuerrecht- 
lichen Buchnachweises bei den sogenannten „Exporten über den 
Ladentisch" bekannt. Nach dem Umsatzsteuergesetz werden die 
Ausfuhren an ausländische Abnehmer von der inländischen Um- 
satzsteuer entlastet. Dies gilt grundsätzlich auch für den „Export 
über den Ladentisch", d. h. für die Fälle, in denen ausländische 
Reisende in inländischen Einzelhandelsgeschäften Waren ein- 
kaufen und selbst ins Ausland mitnehmen. Bei den Exporten 
über den Ladentisch ist die Entlastung jedoch ausgeschlossen, 
wenn der ausländische Abnehmer seinen Wohnort in einem zur 
EWG gehörenden Gebiet hat und das Entgelt für den einzelnen 
Liefergegenstand 300 DM nicht übersteigt. 

Die Verwaltungspraxis hat gezeigt, daß gerade beim Export über 
den Ladentisch die Gefahr der mißbräuchlichen Inanspruchnahme 
der Ausfuhrbegünstigungen besteht, und zwar durch Angabe 
eines unrichtigen Wohnorts, z. B. Wohnort in einem Drittland 
statt in einem zur EWG gehörenden Gebiet. Um diese Miß- 
bräuche möglichst zu verhindern, sind das Bundesministerium 
für Wirtschaft und Finanzen sowie die Finanzministerien der 
Länder in einer gemeinsamen Besprechung zu dem Ergebnis ge- 
kommen, daß der Ausfuhrlieferer beim Export über den Laden- 
tisch vom ausländischen Abnehmer die Vorlage des Passes oder 


64. Abgeordneter 

Dr. Evers 


33 


Drudcsadie VI/2492 


Deutsdier Bundestag — 6. Wahlperiode 


Personalausweises verlangen und hiernach den Namen und die 
Anschrift sowie die Nummer des Ausweises und der Ausstel- 
lungsbehörde aufzeichnen solle. Das von Ihnen zitierte zu einem 
Einzelfall ergangene Finanzgerichtsurteil solle insoweit nicht 
angewandt werden. Rechtsgrundlage für die verlangte zusätz- 
liche Aufzeichnung ist § 2 Abs. 1 der Zweiten Umsatzsteuer- 
Durchführungsverordnung, nach der die buchmäßig nachzuwei- 
senden Voraussetzungen, insbesondere der Wohnort des Ab- 
nehmers, eindeutig und leicht nachprüfbar aus der Buchführung 
zu ersehen sein müssen. 

Ist die Bundesregierung bereit, durch ent- 
sprechende Anweisungen an die Oberfinanz- 
direktionen dafür Sorge zu tragen, daß die 
„Exporte über den Ladentisch“, die in grenz- 
nahen Gebieten eine erhebliche wirtschaftliche 
Bedeutung haben, in Zukunft nicht mehr durch 
Forderungen der Oberfinanzdirektionen er- 
schwert werden, die rechtlich nicht ausreichend 
begründet sind und vielfach von den expor- - 
tierenden Einzelhändlern gegenüber ihren aus- 
ländischen Käufern auch nicht durchgesetzt 
werden können? 

Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Hermsdorf 
vom 3. August 1971 ^ ^ ^ 

Die Bundesregierung ist der Auffassung, daß die Finanzverwal- 
tung die Umsatzsteuerentlastung bei Exporten über den Laden- 
tisch nach der bestehenden Rechtslage davon abhängig machen 
kann, daß der ausländische Reisende dem inländischen Unter- 
nehmer seinen Ausweis vorlegt und dieser hiernach die erforder- 
lichen Angaben zum Buchnachweis aufzeichnet. Da die Umsatz- 
steuerentlastung regelmäßig 11 v. H. des Entgelts beträgt, kann 
die Vorlage des Ausweises dem ausländischen Abnehmer auch 
zugemutet werden. 

Es ist jedoch beabsichtigt, in nächster Zeit die Frage des umsatz- 
steuerrechtlichen Buchnachweises bei den Exporten über den 
Ladentisch nochmals mit den Finanzministerien der Länder zu 
erörtern. Hierbei soll insbesondere geprüft werden, ob für die 
Aufzeichnung der Nummer des Ausweises des ausländischen 
Abnehmers und der Ausstellungsbehörde eine spezielle Rechts- 
grundlage durch Ergänzung des § 2 Abs. 3 der Zweiten Umsatz- 
steuer-Durchführungsverordnung geschaffen werden soll. 

66. Abgeordneter Wird die Bundesregierung aus ihrem Beschluß 
Leicht vom 11. Juni 1971, im Rahmen der Steuerre- 

form die steuerliche Abzugsfähigkeit von Auf- 
wendungen für die Bewirtung von Geschäfts- 
freunden voll zu beseitigen, Folgerungen 
(ggf. welche) auch für ihr eigenes Verhalten, 
d. h. für die Inanspruchnahme und die künftige 
Höhe der Haushaltsansätze für die Öffent- 
lichkeitsarbeit, soweit daraus Bewirtungsko- 
sten bestritten werden, und für den Repräsen- 
tationsaufwand (Titel 529) ziehen? 

Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Hermsdorf 
vom 3. August 1971 

Die Bundesregierung sieht keinen Anlaß, aus der im Rahmen der 
Steuerreform vorgesehenen Beseitigung der steuerlichen Abzugs- 
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fähigkeit von Aufwendungen für die Bewirtung von Geschäfts- 
freunden Folgerungen für die im Bundeshaushaltsplan veran- 
schlagten Aufwendungen für außergewöhnlichen Aufwand aus 
dienstlicher Veranlassung in besonderen Fällen zu ziehen. Diese 
Aufwendungen stehen in keinem Zusammenhang mit den be- 
absichtigten Maßnahmen der Steuerreform. 

Die bei der Gruppe 529 veranschlagten Ausgaben werden für den 
unvermeidbaren Repräsentationsaufwand der Bundesregierung, 
der Auslandsvertretungen und bestimmter Behördenchefs be- 
nötigt, Audi die im Rahmen der Öffentlichkeitsarbeit in gerin- 
gem Umfange anfallenden Bewirtungskosten sind aus dienst- 
lichen Gründen unvermeidbar. Die Repräsentationsaufwendun- 
gen des Bundes werden auf das unbedingt notwendige Maß be- 
schränkt. Alle Ausgaben sind einzeln zu belegen; eine pauschale 
Auszahlung ist nicht zulässig. Im Entwurf des Bundeshaushalts- 
plans 1972 und im Finanzplan bis 1975 sind nennenswerte Er- 
höhungen dieser Ausgaben nicht vorgesehen. 


Wie rechtfertigt die Bundesregierung die Tat- 
sache, daß im Rahmen der von ihr angeord- 
neten globalen Ausgabensperre die Haushalte, 
die besonders hohe Sozialinvestitionen aus- 
weisen, wie z. B. der des Bundesministers für 
Wissenschaft und Bildung, empfindlich betrof- 
fen sind, während die Haushalte, die beson- 
ders hohen Sozialkonsum ausweisen, wie z. B. 
der des Bundesministers für Arbeit und Sozial- 
ordnung, weit glimpflicher behandelt wurden? 

Antwort des Staatssekretärs Dr. Emde 
vom 23. Juli 1971 

Die Bundesregierung hat bei ihrem am 9. Mai 1971 beschlosse- 
nen binnenwirtschaftlichen Stabilitätsprogramm berücksichtigt, 
daß sie Verfügungsbeschränkungen beim Vollzug des Bundes- 
haushalts nur bei solchen Ausgaben anordnen kann, die nicht 
auf Grund bestehender rechtlicher, insbesondere gesetzlicher 
Verpflichtungen geleistet werden müssen. Von der Verfügungs- 
beschränkung bei den Ausgaben des Bundeshaushaltsplans 1971 
sind daher alle rechtlichen und internationalen Verpflichtungen 
ausgenommen. 

Da die Ausgaben des Einzelplans 1 1 (Bundesminister für Arbeit 
und Sozialordnung) nahezu hundertprozentig durch rechtliche 
Verpflichtungen (überwiegend durch Gesetze) gebunden sind, 
konnte der Anteil dieses Einzelplans an der zu erwirtschaftenden 
Minderausgaben von 1 Milliarde DM naturgemäß nur gering 
sein. In diesem Einzelplan waren nach dem Stand vom 10. Mai 
1971 nur 22 Millionen DM rechtlich nicht gebunden. Die festge- 
legte Minderausgabe von 5 Millionen DM ist daher gerechtfer- 
tigt. 

In den Einzelplänen des Bundeshaushalts mit relativ hohen 
Investitionsausgaben, wie Wirtschaft und Finanzen, Ernährung, 
Verkehr, Verteidigung sowie Bildung und Wissenschaft, ist der 
Anteil der rechtlich nicht gebundenen Ausgaben zu Beginn eines 
Haushaltsjahres naturgemäß erheblich höher. Verfügungsbe- 
schränkungen — Ihrer Frage entnehme ich, daß sie auch von 
Ihnen dem Grunde nach für den Vollzug des Bundeshaushalts 
1971 bejaht werden — wirken sich daher in diesen Einzelplänen 
stärker aus. 


67. Abgeordneter 
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68. Abgeordneter Trifft es zu, daß verschiedene Verwaltungen 

Weigl des Bundes, z. B. die Zoll- und Arbeitsver- 

waltung, Büro- und sonstige Geräte auch für 
ihre Dienststellen im Zonen'-andgebiet zentral 
einkaufen, also die im Zonenrandförderungs- 
gesetz vorgesehene Bevorzugung der einhei- 
mischen Betriebe bei der Vergabe öffentlicher 
Aufträge nur theoretisch besteht? 

Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Hermsdorf 
vom 30. Juli 1971 

Es trifft zu, daß verschiedene Bundesverwaltungen, darunter 
auch die Bundeszollverwaltung und die Arbeitsverwaltung, 
einen Teil ihres Geräts aus verwaltungsökonomischen Gründen 
zentral beschaffen. Daraus kann jedoch nicht der Schluß gezogen 
werden, daß die im Zonenrandförderungsgesetz vorgesehene 
Bevorzugung bei der Vergabe öffentlicher Aufträge nur theore- 
tisch bestehe. Die Richtlinien für die bevorzugte Berücksichti- 
gung von Personen und Unternehmen aus dem Zonenrandge- 
biet und Berlin (West) bei der Vergabe öffentlicher Aufträge, 
bekanntgemacht im Bundesanzeiger Nr. 138 vom 27. Juli 1968, 
die § 2 Nr. 3 des Gesetzes zur Förderung des Zonenrandgebiets 
inhaltlich vorweggenommen haben, 3ind ohne Rücksicht darauf 
verbindlich, auf welcher Ebene die Beschaffungen erfolgen. Sie 
werden, wie ich für die Bundeszollverwaltung und die Arbeits- 
verwaltung erklären kann, auch tatsächlich beachtet. Bewerber 
aus dem Zonenrandgebiet werden also auch bei zentraler Ver- 
gabe Öffentlicher Aufträge bevorzugt berücksichtigt. 


69. Abgeordneter Ist es der Bundesregierung bekannt, daß bei 
Hansing der Versorgungsanstalt des Bundes und der 

Länder (VBL) noch immer keine paritätische 
Besetzung der Organe und keine echte Selbst- 
verwaltung eingeführt worden ist? 


70. Abgeordneter Hat die Bundesregierung die Absicht, bei der 
Hansing Novellierung des Selbstverwaltungsgesetzes 

auch die VBL sowie die sonstigen Zusatzver- 
sorgungskassen in das Selbstverwaltungsge- 
setz mit einzubeziehen? 


Wenn die Bundesregierung die VBL und die 
sonstigen Zusatzversorgungskassen nicht in 
das Selbstverwaltungsgesetz einbeziehen will, 
welche Absichten bestehen dann, um auch für 
die VBL und die sonstigen Zusatzversorgungs- 
kassen eine echte Selbstverwaltung zu ver- 
wirklichen? 

Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Hermsdorf 
vom 30. Juli 1971 

1. Die Organe der Versorgungsanstalt des Bundes und der Län- 
der (VBL), die der Aufsicht des Bundesministers für Wirt- 
schaft und Finanzen unterstehen, sind der Vorstand und der 
Verwaltungsrat. Die ordentlichen und stellvertretenden Mit- 
glieder der Organe werden teils von der Aufsichtsbehörde 


71. Abgeordneter 
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im Einvernehmen mit der Mehrzahl der an der Anstalt be- 
teiligten Länder bzw. nach dem Vorschlag der Gewerkschaf- 
ten, teils vom Verwaltungsrat nach dem Vorschlag der Ge- 
werkschaften ernannt. In beiden Gremien übersteigt die Zahl 
der im Einvernehmen mit den Ländern zu ernennenden or- 
dentlichen Mitglieder die Zahl der auf Vorschlag der Gewerk- 
schaften zu ernennenden Mitglieder jeweils um die Person 
des Vorsitzenden. Während bei Beschlüssen des Vorstandes 
die Stimme des Vorsitzenden im Fall der Stimmengleichheit 
entscheidet, gilt bei Beschlüssen des Verwaltungsrats, dem 
die Beschlußfassung in allen wesentlichen Angelegenheiten 
der Anstalt obliegt, ein Antrag im Fall der Stimmengleich- 
heit als abgelehnt. 

Das Begriffsmerkmal der Selbstverwaltung der VBL, die 
lediglich aufsichtsmäßig meinem Hause untersteht, besteht 
in dem Recht, unabhängig von staatlichen Eingriffen Auf- 
gaben im Rahmen ihrer Zweckbestimmung unter eigener 
Verantwortung wahrzunehmen. 

2. Mit Rücksicht auf die privatrechtliche Natur (BGHZ 48, 35) 
der Rechtsbeziehungen zwischen der VBL und den sonstigen 
vergleichbaren Zusatzversorgungsanstalten des öffentlichen 
Dienstes einerseits und ihren Versicherten andererseits strebt 
die Bundesregierung nicht die Einbeziehung dieser Einrich- 
tungen in das für das Gebiet der Sozialversicherung gelten- 
de Selbstverwaltungsgesetz an. Maßgebend für die Gestal- 
tung der Rechtsbeziehungen zwischen Anstalt und Versicher- 
ten sind nicht vorwiegend gesetzliche Vorschriften, sondern 
die Bestimmungen der Anstaltssatzung, die, soweit es sich 
um die Satzung der VBL handelt, nach der Rechtsprechung 
des Oberschiedsgerichts der VBL einer Tarifnorm gleichzu- 
zusetzen ist. 

3. Die am 1. Januar 1967 in Kraft getretene Reform der Alters- 
versorgung der Arbeitnehmer des öffentlichen Dienstes ist 
das Ergebnis jahrelanger Verhandlungen der Tarifvertrags- 
partner des öffentlichen Dienstes. Verwirklicht wurde diese 
Reform durch tarifvertragliche Vereinbarungen, die die 
Rechtsbeziehungen zwischen öffentlichen Arbeitgebern und 
ihren Arbeitnehmern regeln, sowie durch die sie ergänzenden 
Reformsatzungen der Zusatzversorgungsanstalten. Ziel der 
langwierigen und schwierigen Verhandlungen war in erster 
Linie eine Reform des Beitrags- und Leistungsrechts der Zu- 
satzversicherung. Nach dessen Konsolidierung wird es eine 
weitere Aufgabe der Tarifpartner des öffentlichen Dienstes 
sein, auch den die Verfassung der Zusatzversorgungsanstalten 
betreffenden Teil der Anstaltssatzungen neu zu gestalten. 
Bei diesen ergänzenden Reformarbeiten wird es das Bestre- 
ben des Bundesministers für Wirtschaft und Finanzen sein, 
im Rahmen seiner aufsichtsrechtlichen Befugnisse gegenüber 
der VBL auf eine angemessene Berücksichtigung der Belange 
der zusatzversicherten Arbeitnehmer ebenso wie der der 
öffentlichen Arbeitgeber hinzuwirken. 


72. Abgeordneter Ist die Bundesregierung bereit, Auskunft da- 
Dr. Frerichs rüber zu erteilen, in welcher Höhe Exporter- 

stattungen für Agrarerzeugnisse nach einzel- 
nen Produktgruppen im Jahre 1970 für Exporte 
aus der Bundesrepublik Deutschland und aus 
der EWG insgesamt gezahlt worden sind? 
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73. Abgeordneter Besteht bei der Bundesregierung bereits eine 
Dr. Frericks Übersicht, in welcher Höhe Exporterstattungen 

für Agrarerzeugnisse nach einzelnen Produkt- 
gruppen für Exporte aus der Bundesrepublik 
Deutschland und aus der EWG im ersten Halb- 
jahr 1971 gezahlt worden sind? 


Antwort des Staatssekretärs Prof. Dr. Haller 
vom 28. Juli 1971 

Die in Ihren Fragen an die Bundesregierung erbetenen Angaben 
bitte ich, der beigefügten Aufstellung zu entnehmen. 

Ich darf Sie besonders darauf hinweisen, daß es sich wegen der 
noch ausstehenden Endabrechnungen auf Gemeinschaftsebene 
und der erst teilweise durchgeführten Jahresabgrenzungen nur 
um vorläufige Zahlen handelt Außerdem liegen die im 1. Halb- 
jahr 1971 von den übrigen Mitgliedstaaten gezahlten Ausfuhr- 
erstattungen noch nicht vollständig vor. 


Exporterstattungen — in Millionen DM — 


Marktordnungssektor 

1. Halbjahr 
1970 1) 

BRD EG 

2. Halbjahr 
1970 1) 

BRD EG 

1. Halbjahr 1971 

BRD 

Januar — April 
1971 2) 

EG 

1 

Getreide 

364,3 

976,7 

^ 206,6 

i 

796,3 

107,8 

201,3 

Milch und Milcherzeugnisse 

71.1 

418,9 

190,1 

1007,9 

212,2 

452,5 

Schweinefleisch 

1,9 

63,3 

4,2 

90,3 

7,3 

37,9 

Eier 

0,8 

6,8 

2,4 

12,7 

0,7 

2.4 

Geflügel 

2,3 

15,7 

1,4 

20,9 

1,0 

10,6 

Rindfleisch 

9,9 

20,0 

10,9 

55,2 

5,3 

14,3 

Reis 

1,1 

79,4 

1.1 

84,6 

1.3 

2,7 

Fette 

— 

4,2 

0,3 

4,5 


4,4 

Obst und Gemüse 

— 

— 

0,2 

36,8 

— 1 

0,2 

Zucker 

9,5 

118,8 

11,2 

192,2 

0,1 1 

49,1 

Nicht Anhang Il-Waren 

2,9 

20,9 

8,5 

62,0 

2,5 

12,5 

V erarbei tungserzeugnisse 

Obst und Gemüse 

— 

— 

— 

3,9 


0,3 


463,8 

1724,7 

436,9 

2367,9 

338,2 

788,2 


Die Beiträge entsprechen den Angaben der EG-Kommission in ihren, im Zusammenhang mit Abrechnungen des 
EAGFL herausgegebenen Dokumenten; wegen der noch nicht voll durdigeführten Abgrenzung der Haushaltsjahre 
1969 zu 1970 und 1970 zu 1971 und der noch ausstehenden Endabrechnungen handelt es sich um vorläufige Zahlen, 
Ausfuhrerstattungen, die nach dem 1. Januar 1971 für Ausfuhrgeschäfte im Jahre 1970 zu zahlen sind, werden für 
die BRD auf 5,0 Millionen DM und für die EG auf 300,0 Millionen DM geschätzt. 

Es handelt sich um die Ausfuhrerstattungen der EG von Januar bis April 1971. Die Ausgaben der übrigen Mit- 
gliedstaaten für Mai und Juni 1971 liegen dem BMWF noch nicht vor. 
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74. Abgeordneter Teilt die Bundesregierung meine Auffassung, 
Baeuchle daß bei einer etwa kommenden Neuregelung 

der Kraftfahrzeugsteuer eine Lösung gefunden 
werden sollte, die die bisherigen Vergünsti- 
gungen für behinderte Personen, insbesondere 
Kriegsbeschädigte, in angemessenem, also 
etwa bisherigem Umfang, gewährleistet? 

Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Hermsdorf 
vom 3, August 1971 

Der Bundesregierung liegen zahlreiche Anregungen vor, die 
inhaltlich weitgehend auf das Jahr 1935 zurückgehenden Vor- 
schriften über den Kraftfahrzeugsteuererlaß für die von Körper- 
behinderten gehaltenen Kraftfahrzeuge den veränderten Ver- 
hältnissen anzupassen. Diesen Anregungen soll im Rahmen der 
Kraftfahrzeugsteuerreform entsprochen werden, jedoch sind die 
erforderlichen Untersuchungen noch nicht abgeschlossen. 

Ich bitte Sie darum um Verständnis dafür, daß sich die Bundes- 
regierung zur Zeit nicht in der Lage sieht, Erklärungen über den 
künftigen Umfang der Steuervergünstigung abzugebeii. 


75. Abgeordneter Beabsichtigt die Bundesregierung, die Ver- 
Dr. Hauff wendung prämienbegünstigter Bauspargut- 

haben von Mietern in Zukunft auch dann für 
die Modernisierung von Altbauwohnungen 
zu ermöglichen, wenn dabei der Mieter nicht 
das Ziel verfolgt, durch Finanzierung dieser 
Modernisierung die Überlassung einer Woh- 
nung zu erreichen, sondern lediglich den 
Wohnwert der von ihm gemieteten Wohnung 
erhöhen will? 

Antwort des Staatssekretärs Dr. Emde 
vom 19, Juli 1971 

Wie ich bereits in meiner schriftlichen Antwort auf Ihre Frage 
für die Fragestunde des Deutschen Bundestages am 13. Mai 1971 
(Drucksache VI/2166 Frage A 29) ausgeführt habe, wird die 
Modernisierung von Altbauten schon nach geltendem Recht 
weitgehend als begünstigte wohnwirtschaftliche Maßnahmen im 
Sinne der einkommensteuerlichen und prämienrechtlichen Vor- 
schriften angesehen. Hiernach sind Bausparbeiträge jedoch nur 
begünstigt, wenn sie „zur Erlangung von Baudarlehen“ geleistet 
werden (vgl. § 10 Abs. 1 Ziffer 3 des Einkommensteuergesetzes 
und § 2 Abs. 1 Nr. 2 des Wohnungsbau-Prämiengesetzes), d. h. 
zur Durchführung einer eigenen wohnwirtschaftlichen Maßnahme 
des Bausparers (Erwerb von Bauland, Erwerb, Herstellung oder 
Verbesserung eines Wohngebäudes oder einer Eigentumswoh- 
nung, Erwerb eines eigentumsähnlichen Dauerwohnrechts oder 
Ablösung einer Verpflichtung, die der Bausparer im Zusammen- 
hang mit einer solchen Maßnahme eingegangen ist). Eine Aus- 
nahme von diesem Grundsatz gilt nur für die Beteiligung an der 
Finanzierung des Baues oder Erwerbs eines Gebäudes gegen 
Überlassung einer Wohnung (vgl. Abschnitt 92 Abs. 2 Nr. 1 der 
Einkommensteuerrichtlinien). Der Bundesfinanzhof hat im Urteil 
vom 19. Februar 1965 (BStBl. 1965 III S. 371, 372) diese an sich 
schon weitgehende Auslegung des Gesetzes durch die Richtlinien 
insbesondere deshalb als vertretbar bezeichnet, weil dadurch 
auch wirtschaftlich schwächeren Bausparern ermöglicht werde, 
sich mit Hilfe eines Bausparvertrages eine Wohnung zu beschaf- 
fen. 
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Ob die Bausparbegünstigung auch auf Fälle ausgedehnt werden 
sollte, in denen ein Mieter Verbesserungen einer Wohnung 
finanziert, die er schon innehat, muß nach meinem Dafürhalten 
einer Prüfung im Rahmen der Steuerreform Vorbehalten bleiben. 
Eine solche Ausdehnung, die erhebliche Breitenwirkung haben 
würde, wäre sicherlich nicht unproblematisch. Abgesehen davon, 
daß durch eine derartige Erweiterung der begünstigten Maßnah- 
men auch die Bausparkassen betroffen würden (Frage der Siche- 
rung des Darlehens an den Mieter), ist zu bedenken, daß in 
Fällen dieser Art die Aufwendungen des Mieters, durch die der 
Mietwert der Wohnung steigt, wohl regelmäßig mit einer ent- 
sprechenden Mieterhöhung verrechnet werden. Die Ausdehnung 
der Ausnahmeregelung würde also im Ergebnis dazu führen, daß 
entgegen den eigentlichen Zielen der Bausparförderung weit- 
gehend die Zahlung der laufenden Miete in den Bereich der 
begünstigten Maßnahmen einbezogen würde. 


Geschäftsbereidi des Bundesministers für Ernährung, 
Landwirtschaft und Forsten 


Welche Möglichkeiten sieht die Bundesregie- 
rung, trotz der von der EG-Kommission in 
ihrem Bericht SEK (71) 1641 endg. auf gezeig- 
ten und begründeten Schwierigkeiten der Ein- 
führung wirksamer Schutzmaßnahmen einen 
liberalisierten Wettbewerb mit Drittländern 
für die deutsche Obst- und Gemüseverwer- 
tungsindustrie zumutbar zu machen? 

Antwort des Bundesministers Ertl 
vom 5. Juli 1971 

Der Ministerrat hat am 1. Juli 1971 Regelungen für Verarbei- 
tungserzeugnisse aus Obst und Gemüse gegenüber dritten Län- 
dern verabschiedet. Diese umfassen die Einführung einer Schutz- 
klausel mit einer auf ein Jahr begrenzten Geltungsdauer für 
deren Anwendung sowie Erstattungsregelungen. Da die Einfuh- 
ren aus dritten Ländern während dieser Zeit nicht liberalisiert 
sind, hat die Bundesregierung auch weiterhin die Möglichkeit, 
die Wettbewerbsfähgkeit der deutschen Obst- und Gemüsever- 
wertungsindustrie durch eine behutsame Handelspolitik beson- 
ders zu berücksichtigen. 


76. Abgeordneter 
Lensing 


77. Abgeordneter Welche Maßnahmen wird sie selbst ergreifen, 
Lensing um die inländische Obst- und Gemüsever- 

wertungsindustrie als bedeutender Absatz- 
bereich der inländischen Erzeuger zu erhalten 
und auszubauen und zwar unter Berücksichti- 
gung der für die inländische Verwertungs- 
industrie gegebenen Produktionskosten und 
der Notwendigkeit angemessener Preise für 
die inländischen Erzeuger als Rohwarenliefe- 
ranten? 
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Antwort des Bundesministers Ertl 
vom 5. Juli 1971 

Die Bundesregierung hat bereits früher darauf hingewiesen, daß 
Sdiwierigkeiten der Obst- und Gemüseverwertungsindustrie in 
der gesamten EWG entstanden sind. Deshalb werden diese im 
wesentlidien nur gemeinsdiaftlidi zu lösen sein. Die Bundes- 
regierung wird sich aber im Rahmen ihrer Möglidikeiten dafür 
einsetzen, daß die Förderungsmaßnahmen zur Rationalisierung 
der Konservenindustrie, die bisher vor allem mit Bundes- und 
Landesmitteln bezuschußt wurden, audi in Zukunft fortgesetzt 
werden können. Soweit dies zulässig und möglidi ist, wird die 
Bundesregierung darüber hinaus die Förderung des Vertrags- 
anbaues zwischen der Konservenindustrie und den Erzeugern 
audi weiterhin im Auge behalten. 


78. Abgeordneter Wieviel Haushaltsmittel stehen nach den 
Höcherl Haushaltskürzungen noch für die nationale 

Agrarstrukturpolitik — insbesondere für das 
einzelbetrieblidie Förderungsprogramm — zur 
Verfügung? 


Antwort des Bundesministers Ertl 
vom 27. Juli 1971 

Im Kapitel 10 02 des Einzelplans 10 stehen für die Verbesserung 
der Agrarstruktur einsdiließlidi des Küstensdiutzes und der 
Modernisierung der betrieblichen Ausstattung 1245 Millionen 
DM zur Verfügung. 

Von der Haushaltssperre sind auf meinen Wunsdi das Einzel- 
betriebliche Förderungsprogramm, die ländlidie Siedlung, der 
Küstenschutz sowie im Rahmen der Flurbereinigung die agrar- 
strukturelle Vorplanung und der freiwillige Landtausch aus- 
geschlossen. Für die anderen Maßnahmen ergibt sich eine relativ 
geringfügige Sperre. 

Unbesdiadet davon, daß das Einzelbetriebliche Förderungspro- 
gramm von der Sperre nidit betroffen ist, müssen jedodi nodi 
Fälle nach den Richtlinien von 1966 neben den Fällen nach den 
neuen Richtlinien bedient werden. Eine genaue Aussage über 
Finanzvolumen des neuen Programms ist somit nicht möglich. 
Insgesamt wurden zum Zeitpunkt der Anwendung des neuen 
Programms (1. Juli 1971) 50 Millionen DM Beihilfe, 160 Millio- 
nen DM Darlehen und 196 Millionen DM zinsverbilligte Kapital- 
marktmittel den Ländern zur Verfügung gestellt. 


79. Abgeordneter Bis zu welchem Zeitpunkt beabsichtigt die 
Dasch Bundesregierung, im Bundeshaushalt Mittel 

vorzusehen, um insbesondere in den wenig 
ertragreidien Grünland- und Mittelgebirgs- 
lagen, die infolge der hohen Preissteigerungs- 
rate und Inflationsquote sich rapid verschlech- 
ternde Einkommenslage der bäuerlichen Be- 
triebe durch Bewirtschaftungszuschüsse zu ver- 
bessern, um dadurch sicherzustellen, daß diese 
Flächen von den Bauern weiter bewirtschaftet 
und als Kulturland erhalten bleiben? 
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Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Logemann 
vom 2. August 1971 

Nach meiner Auffassung sollten Bewirtschaftungszuschüsse kein 
Instrument der agrarpolitischen Einkommenspolitik, sondern le- 
diglich ein Mittel zur Erhaltung der Kulturlandschaft sein. In den 
Fällen, in denen keine ausreichende Zahl landwirtschaftlicher 
Betriebe vorhanden ist und aus Gründen der Landschaftserhal- 
tung eine Pflegefunktion notwendig wird, könnte an Bewirt- 
schaftungszuschüsse gedacht werden. Träger derartiger Bewirt- 
schaftungszuschüsse wird jedoch in erster Linie nur derjenige 
sein können, in dessen unmittelbarem Interesse die Erhaltung 
der Kulturlandschaft betrieben wird. 

Die laufenden zusätzlichen Förderungsmaßnahmen für die von 
Natur benachteiligten Gebiete, das einzelbetriebliche Förde- 
rungsprogramm sowde die vorgesehenen agrarstrukturellen Maß- 
nahmen nach dem Gesetz über die Gemeinschaftsaufgabe „Ver- 
besserung der Agrarstruktur und des Küstenschutzes“ tragen 
durch die Unterstützung der Landwirtschaft zur Erhaltung und 
Sicherung der Kulturlandschaft bei. 

Im übrigen verweise ich darauf, daß im Rahmen des Aufwer- 
tungsausgleichs und der Liquiditätshilfe für die Landwirtschaft 
die Almflächen, Heimweiden und die Hutungen voll berücksich- 
tigt werden. Die Landwirte haben mir versichert, daß dies eine 
wirkungsvolle Hilfe für die Sicherung der Höhenwirtschaft dar- 
stellt 


80. Abgeordneter Wieviel Anträge über Maßnahmen auf Grund 
Peters des einzelbetrieblicheii Förderungsprogramms 

(Poppenbüll) der Bundesregierung lagen bei den Ländern 

am 1. Juli 1971 etwa vor, und in welcher Höhe 
hat die Bundesregierung Mittel für diese 
Zwecke zur Verfügung gestellt? 

Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Logemann 
vom 2. August 1971 

Genaue Daten über die Zahl der Anträge, die aufgrund des 
Einzelbetrieblichen Förderungsprogramms bei den Ländern am 
1. Juli 1971 Vorlagen, sind nicht bekannt. Bei den Bewilligungs- 
stellen der Länder liegen sowohl Anträge nach den neuen Richt- 
linien vom 1. Januar 1971 als auch noch alte Anträge nach den 
Richtlinien vom 8. Dezember 1966 vor. Für die Abwicklung alter 
und die Bewilligung neuer Anträge sind am 1. Juli 1971 

50 Millionen DM Beihilfen 
160 Millionen DM Darlehen 

196 Millionen DM zinsverbilligte Kapitalmarktmittel 
zur Verfügung gestellt. 


81. Abgeordneter 

Peters 

(Poppenbüll) 


Sind der Bundesregierung Fragen darüber be- 
kannt, daß deutsche Bauern gegenüber ihren 
niederländischen Kollegen z. B. auch durch 
unser viel strengeres Baurecht benachteiligt 
sind, und was kann hier zu einer Harmoni- 
sierung der Kostenbelastung getan werden? 
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Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Logemann 
vom 2. August 1971 


Durch die Bauordnungen der Bundesländer werden verschieden- 
artige Anforderungen an Bauwerke gestellt Zu den besonders 
kostenbeeinfiussenden Anforderungen sind diejenigen zu zählen, 
die mit der Standsicherheit der Bauten und der damit verbunde- 
nen Sicherheit für den Menschen in Verbindung stehen. Diese 
Bestimmungen gelten für das landwirtschaftliche Bauwesen ge- 
nauso wie für andere Bausparten, grundsätzliche Ausnahmen 
sind nicht möglich. Soweit überalterte Anforderungen bestanden, 
was z. B. für den Brandschutz zutraf, sind diese auf Initiative des 
BML bereits geändert worden. 

Es ist nicht einwandfrei erwiesen, daß sehr gravierende Kosten- 
unterschiede zwischen landwirtschaftlichen Bauten in der Bun- 
desrepublik Deutschland und solchen in den Niederlanden in- 
folge bauaufsichtlicher oder baurechtlicher Bestimmungen beste- 
hen. Die Untersuchungen auf diesem Gebiet sind noch nicht ab- 
geschlossen, denn die Schaffung einwandfreier Vergleichsbasen 
ist außerordentlich schwierig. Nachweisbar ist jedoch die hohe 
bauliche Qualität der deutschen landwirtschaftlichen Gebäude 
und ihrer Inneneinrichtungen. Der hohe Gebäudewert und die 
gute Funktionsfähigkeit gewährleisten größere Wirtschaftlich- 
keit nicht allein durch längere Lebensdauer und geringeren 
Unterhaltungsaufwand. Der Ersteilungspreis eines landwirt- 
schaftlichen Gebäudes ist für seine Wirtschaftlichkeit nicht allein 
ausschlaggebend. 

Vereinzelt ist zu beobachten, daß von deutschen landwirtschaft- 
lichen Bauherren sehr hohe Anforderungen an die Qualität und 
das Volumen der Bauten sowie an die nicht immer erforderliche 
perfektionistische Komplettierung der Inneneinrichtungen ge- 
stellt werden. Derartige Einzelfälle, die vielfach auf Prestige- 
gedanken basieren, sollten nicht zu Vergleichen herangezogen 
werden. Den deutschen Bauherren stehen ausreichend erprobte 
preiswerte bautechnische Neuentwicklungen landwirtschaftlicher 
Wohn- und Betriebsgebäude zur Verfügung, von denen jedoch 
nur sehr zögernd Gebrauch gemacht wird. 

Seitens der Bundesregierung wird durch Rationalisierungsmaß- 
nahmen, die erst in großer Breite voll wirksam werden, eine 
Baukostensenkung angestrebt. Es ist beabsichtigt, in den Ratio- 
nalisierungskatalog des Bundesministers für Städtebau und 
Wohnungswesen zunächst die landwirtschaftlichen Wohngebäu- 
de einzubeziehen. Für landwirtschaftliche Betriebsgebäude ist 
die Herausgabe eines ähnlichen Rationalisierungskataloges nach 
den gleichen Grundsätzen vorgesehen. Der landwirtschaftliche 
Bauherr wird jedoch prinzipiell frei in seinen Entscheidungen 
bleiben, die ihm zuteil werdende bauliche Spezialberatung wird 
durch ständige Schaffung neuen bautechnischen Beratungsmate- 
rials laufend weiter verbessert werden. 


82. Abqeordneter Wie haben sich die Bundesausgaben auf dem 
Geldner Gebiet der Agrarsozialpolitik in den letzten 

Jahren entwickelt, und welche Leistungen für 
die Landwirtschaft wurden damit ermöglicht? 
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Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Logemann 
vom 29. Juli 1971 


Ausgaben für landwirtschaftliche Sozialpolitik im Epl. 10^) 
— in Millionen DM — 


Jahr 

Alters- 
hilfe für 

Land- 

wirte 

Landwirt- 
schaft- 
liche Un- 
fallver- 
sicherung 

Landab- 

gabe- 

rente 

Zuschuß 

für Nach- 
entrich- 
tung 

Ins- 

gesamt 

1965 

383,6 

200,0 



583,60 

1966 

500,0 

230,0 

. 


730,00 

1967 

502,4 

210,0 


! * 

712,40 

1968 

528,5 

199,7 

. 


728,20 

1969 

635,2 

206,4 

0,18 


841,78 

1970 

639,0 

215,0 

6,0 


860,00 

1971 2) 

695,0 ä) 

260,0 

25,0 

13,2 

993,20 


Altershilfe 

Das landwirtschaftliche Altersgeld wurde im Jahre 1965 von 
100 DM auf 150 DM für Verheiratete und von 65 DM auf 100 DM 
für Alleinstehende erhöht und im Jahre 1969 auf 175 DM für 
Verheiratete sowie 115 DM für Alleinstehende angehoben. 

1965 wurden Rehabilitationsmaßnahmen und die Gestellung 
einer Ersatzkraft bei Teilnahme an Rehabilitationsmaßnahmen 
sowie die Gewährung von Einzelmaßnahmen eingeführt. 

Die Zahl der Altersgeldempfänger ist von 398 838 Ende 1965 
auf 540 011 Ende 1970 angestiegen. 

Landwirtschaftliche Unfallversicherung 

Die Bemessungsgrundlage für Unfallrenten an Landwirte und 
deren Ehegatten — die durchschnittlichen Jahresarbeitsverdien- 
ste — wurden zum 1. Januar 1969 um 13% auf rd. 5130 DM, zum 
1. Januar 1971 um weitere 20% auf rd. 6200 DM angehoben. 
Die Vollrente hieraus beträgt 340 DM monatlich. Seit dem zwei- 
ten Halbjahr 1969 werden Zulagen für Schwerverletzte gewährt, 
die die Unfallrenten bei Minderung der Erwerbsfähigkeit von 
50% bis unter 75% um ein Viertel, bei 75% und mehr um die 
Hälfte erhöhen. 

Landabgaberente 

Die Landabgaberente wurde zum 1. August 1969 eingeführt. Am 
1. Januar 1971 wurde die Rente von 275 DM auf 350 DM für 
Verheiratete und von 180 DM auf 230 DM für Alleinstehende 
angehoben. Der begünstigte Betriebsgrößenbereich wurde von 
der zweifachen auf die fünffache Mindesthöhe nach dem Gesetz 
über eine Altershilfe für Landwirte erweitert (Bundesdurchschnitt 
20 bis 25 ha) sowie die Erstaufforstung der strukturverbessern- 
den Abgabe unter bestimmten Voraussetzungen gleichgestellt. 


im jeweiligen Kalenderjahr tatsächlich verbrauchte Bundesmittel 
Haushaltsansätze 1971 

Haushaltsansatz 1971 = 675,0 zuzüglich 20,0 Verstärkungsmittel 
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Seit Inkrafttreten der gesetzlichen Vorschriften bis zum 31. De- 
zember 1970 wurden von insgesamt 2353 ehemaligen landwirt- 
schaftlichen Unternehmern Landabgaberenten in Anspruch ge- 
nommen. 

Nachentrichtung von Beiträgen zur gesetzlichen Rentenversiche- 
rung 

Diese Maßnahme wurde mit dem Gesetz zur Verbesserung und 
Ergänzung sozialer Maßnahmen in der Landwirtschaft zum 
1. Januar 1971 neu eingeführt. Landwirtschaftliche Unternehmer, 
die ihren Betrieb aufgegeben und eine rentenversicherungs- 
pflichtige Beschäftigung oder Tätigkeit aufgenommen haben, 
können Beiträge zur gesetzlichen Rentenversicherung nachent- 
richten. Das Recht auf Nachentrichtung besteht für nicht mit 
Beiträgen belegte Zeiten nach dem 31. Dezember 1955, in denen 
der Unternehmer das 16. Lebensjahr vollendet hatte und als 
Landwirt oder als mitarbeitender Familienangehöriger tätig war. 
Die gleiche Möglichkeit haben mitarbeitende Famlienangehörige, 
die seit mindestens zwei Jahren eine versicherungspflichtige 
Beschäftigung oder Tätigkeit ausüben. Landwirtschaftlichen Un- 
ternehmern, deren Betrieb die fünffache Mindesthöhe nach dem 
Gesetz über eine Altershilfe für Landwirte nicht überschreitet, 
gewährt der Bund bis zur Höhe der Beitragsklasse des jeweiligen 
durchschnittlichen Bruttoarbeitsentgeltes aller Versicherten einen 
Zuschuß von 70Vo, wenn die Abgabe des Unternehmens der 
Strukturverbesserung dient. 


83. Abgeordneter Ist der Bundesregierung bekannt, daß die 
Dr. Wagner Sparmaßnahmen im Bundeshaushalt verbun- 

(Trier) den mit den steigenden Baukosten zu einer 

starken Verlangsamung der Flurbereinigungs- 
maßnahmen geführt haben und noch mehr zu 
führen drohen? 

Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Logemann 
vom 2. August 1971 

Im Jahre 1970 wurde der Ansatz für die Förderung der Flurbe- 
reinigung im Bundeshaushalt um rd. 83 Millionen DM, d. h. 
um rd. 36Vo im Laufe des Jahres aufgestockt (Verstärkung aus 
Kap. 10 03 gemäß § 6 Abs. 4 Haushaltsgesetz 1970 und überplan- 
mäßige Mittel). Im Jahre 1971 wurde der Haushaltsansatz in- 
folge der verhängten Sperre relativ geringfügig gekürzt. Diese 
Kürzung bewirkt kaum eine Verlangsamung der Durchführung 
der Flurbereinigungsmaßnahmen. 


84. Abgeordneter Trifft es zu, daß von der Knappheit der Mittel 
Dr. Wagner insbesondere die besonders kostspieligen 

(Trier) Flurbereinigungsmaßnahmen im Weinbau be- 

troffen sind? 

Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Logemann 
vom 2. August 1971 

Es trifft nicht zu, daß durch die Antwort zu Frage 83 genannte 
verhältnismäßig geringe Kürzung der Bundesmittel für Flurbe- 
reinigung die Weinbergsbereinigung besonders betroffen wird, 
da die Länder selber darüber befinden, ob landwirtschaftlich ge- 
nutzte Flächen oder Weinberge bereinigt werden sollen. Soweit 
die Ausführungskosten für Weinbergsbereinigungen den Betrag 
von 75 000 DM pro Hektar übersteigen, muß allerdings die 
Zustimmung des BML eingeholt werden. 
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85, Abgeordneter Kann die Bundesregierung in Aussicht stellen, 
Dr. Wagner daß die zur Zeit sehr unbefriedigende Situa- 

(Trier) tion im Bereich der Flurbereinigung in abseh- 

barer Zeit eine Besserung erfährt? 

Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Logemann 
vom 2. August 1971 

Von einer unbefriedigenden Situation im Bereich der Flurberei- 
nigung kann keine Rede sein. Möglicherweise läßt sich sogar im 
Laufe des Jahres noch ein gewisser Ausgleich durch Einsparun- 
gen bei anderen Positionen im Haushalt erreichen. 


Gesdiäftsbereidi des Bundesministers für 
Arbeit und Sozialordnung 


86. Abgeordneter Weiß die Bundesregierung, ggf, auch nur in 
Dr. Jungmann vorläufigen Zahlen, wie hoch sich der gemäß 
§ 182 der Reichsversicherungsordnung von den 
Versicherten aufgebradite Arzneimittelanteil 
beläuft? 


87. Abgeordneter Weiß die Bundesregierung schon, wie hoch 
Dr, Jungmann sich die Rückerstattungsbeträge belaufen, die 
am Ende des Jahres 1970 von den gesetzlichen 
Krankenkassen und den Ersatzkassen insge- 
samt ausgezahlt worden sind? 

Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Rohde 
vom 7. Juli 1971 

Die Kostenbeteiligung der Versicherten bei der Abnahme von 
Arznei-, Verband- und Heilmitteln (§ 182 a RVO) ist an die 
abgebende Stelle zu zahlen. Die Rechnungsergebnisse der Träger 
der Krankenversicherung weisen deshalb nur die um den An- 
teil der Versicherten verminderten Kosten aus; die Höhe der 
Kostenbeteiligung wird nicht ermittelt. 

Im 1. Halbjahr 1970 wurde eine Repräsentativerhebung über 
die Kostenanteile bei 111 Ortskrankenkassen mit 4 150 441 Mit- 
gliedern der Allgemeinen Krankenversicherung durchgeführt. 
Der Bundesverband der Ortskrankenkassen kam bei der Aus- 
wertung dieser Erhebung zu folgenden Ergebnissen: 

a) Von den Verordnungsblättern für Mitglieder ohne Rentner 
entfielen 

30,5 V. H. auf solche mit einer Kostenbeteiligung der Ver- 
sicherten von 2,50 DM 

(durchschnittliche Kostenbeteiligung 11,5 v. H.), 

63,0 V. H. auf solche mit einer Kostenbeteiligung der Ver- 
sicherten von weniger als 2,50 DM — im Durch- 
schnitt 1,35 DM — (Kostenbeteiligung 20 v. H.)r 
6,5 V. H. an anteilfreie Verordnungsblätter (keine Kosten- 
beteiligung). 

Die Gesamtkosten für Verordnungen der Gruppe a) wurden 
im Durchschnitt zu 13,7 v. H. von den Versicherten getragen. 
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b) Von den Verordnungsblättern für Familienangehörige der 
Mitglieder ohne Rentner entfielen 

17,3 V. H. auf solche mit einer Kostenbeteiligung der Ver- 
sicherten von 2,50 DM 

(durdisdinittliche Kostenbeteiligung 11,6 v. H.)r 
31,6 V. H. auf solche mit einer Kostenbeteiligung der Ver- 
sicherten von weniger als 2,50 DM — im Durch- 
schnitt 1,37 DM — (Kostenbeteiligung 20 v. H.), 

51,1 V. H. auf anteilfreie Verordnungsblätter (keine Kosten- 
beteiligung). 

Die Gesamtkosten für Verordnungen der Gruppe b) wurden 
im Durchschnitt zu 8,4 v. H. von den Versicherten getragen. 

Die bisher vorliegenden Ergebnisse anderer Kassenarten las- 
sen erkennen, daß diese annähernd gleich sind. 

Nach den bisher vorliegenden Meldungen der Träger der Kran- 
kenversicherung über Einnahmen und Ausgaben im Jahr 1970 
sind folgende Beträge für nicht in Ansprudi genommene ärzt- 
liche Behandlung (§ 188 RVO) gezahlt worden: 
für Mitglieder ohne Rentner 

und deren Familienangehörige 270,5 Mio DM 

für Rentner und deren Familienangehörige 52,9 Mio DM 
zusammen: 323,4 Mio DM 

In diesen Beträgen sind alle auf das Jahr 1970 bezogenen Zah- 
lungen enthalten, die bis zum 31. Januar 1971 vorgenommen 
wurden. Da vermutlich em Teil der Ansprüche erst nach diesem 
Tage geltend gemacht wurde, muß insgesamt mit einer höheren 
Auszahlungssumme gerechnet werden. Darüber werden die 
amtlichen Rechnungsergebnisse der Krankenversicherung Aus- 
kunft geben, die allerdings noch nicht vorliegen. 

88. Abgeordneter Glaubt die Bundesregierung, daß die Berufung 

Schedl der neuen Kommission für wirtschaftlichen 

und sozialen Wandel geeignet ist, tiefgrei- 
fende negative Konsequenzen bis in den 
Lebensbereich des einzelnen infolge der Dyna- 
mik wirtschaftlicher und technischer Prozesse 
abzuwenden, bzw. lediglich durch Vergabe von 
Forschungsaufträgen mit hohen Geldsummen 
das Problem in den Griff zu bekommen? 

89. Abgeordneter Glaubt die Bundesregierung ferner, daß die 

Sdiedl Untersuchungen der Kommission für wirt- 

schaftlichen und sozialen Wandel durch die 
bisher berufenen Mitglieder der Kommission 
bewältigt werden können, und welche Ge- 
sichtspunkte waren insbesondere bei der Be- 
rufung der Vertreter der Wissenschaft maß- 
gebend? 

Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Rohde 
vom 8. Juli 1971 

Mit der Einsetzung der Kommission für wirtschaftlichen und 
sozialen Wandel hat die Bundesregierung Möglichkeiten zur 
Kooperation zwischen Vertretern der Arbeitnehmer, der Arbeit- 
geber und der Wissenschaft geschaffen, deren Notwendigkeit 
sich bereits in den 60iger Jahren abzeichnete. Die Kommission 
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hat die Aufgabe, den langfristigen, wirtsdiaftlidien und gesell- 
sdiaftlidien Strukturwandel, seine Voraussetzungen und seine 
Auswirkungen zu erforschen. Dabei geht es auch darum, die 
Folgen für die Lebenssituation des einzelnen zu bedenken; denn 
diese wird nachhaltig beeinflußt durch die Art und Weise, wie 
man den technischen und wirtschaftlichen Wandel bewußt mit- 
gestaltet 

Die Kommission wird gesichertes Datenmaterial erarbeiten, das 
nicht nur der Bundesregierung, sondern auch dem Parlament als 
Entscheidungsgrundlage zugänglich sein wird. Insofern werden 
für die Politik wichtige Entscheidungshilfen auf einem Felde zur 
Verfügung stehen, das durch seine Dynamik und schnelle Ent- 
wicklung in besonderem Maße längerfristiger Perspektiven be- 
darf. Die Grundzüge der Arbeit sind mit allen Beteiligten abge- 
stimmt, so daß auch eine sinnvolle Vergabe der Forschungs- 
mittel sichergestellt ist Auf diese Weise können die Aufwen- 
dungen der Bundesregierung in diesem Bereich koordiniert und 
rationell eingesetzt werden. 

Bei der Berufung der Wissenschaftler sind die sich aus dem Auf- 
trag ergebenden sachlichen Gesichtspunkte maßgeblich gewesen. 
Es wurden also die Bereiche und Wissenschaftsgebiete berück- 
sichtigt, die für die Kommissionsarbeit von Bedeutung sind. Da- 
bei handelt es sich insbesondere um die Disziplinen der Wirt- 
schafts- und Sozialpolitik, der Soziologie, Arbeitsmarktpolitik, 
Berufs- und Bildungsforschung, der Betriebswirtschaft sowie der 
Ingenieurwissenschaften. 


90. Abgeordneter Teilt die Bundesregierung die Auffassung des 
Seiters Direktors der Universitäts-Frauenklinik Tü- 

bingen, Professor Dr. Hans Roemer, die Ein- 
führung einer 6-monatigen sozialen Dienst- 
pflicht für Mädchen sei die einzige Möglich- 
keit, den akuten Mangel an Krankenschwe- 
stern zu beheben, und welche Überlegungen 
bestimmen die Haltung der Bundesregierung 
in dieser Frage? 

Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Rohde 
vom 7, Juli 1971 

Unabhängig davon, ob eine Dienstpflicht junger Mädchen mit 
dem Grundgesetz zu vereinbaren wäre, sieht die Bundesregie- 
rung darin kein geeignetes Mittel, den Mangel an Kranken- 
schwestern zu beheben. Die Tätigkeit der Krankenschwester 
erfordert eine mehrjährige Ausbildung und Erfahrung im Beruf. 
Außerdem ist zu bedenken, daß sich eine Zwangsverpflichtung 
junger Mädchen auf das Interesse an einer dauernden Berufs- 
arbeit in Krankenanstalten ungünstig auswirken kann. Neben 
den grundsätzlichen Einwänden und Bedenken, die ganz allge- 
mein gegen den Gedanken einer solchen Verpflichtung vorzu- 
bringen sind, sei schließlich noch angemerkt, daß eine Zwangs- 
verpflichtung einen unverhältnismäßig großen Verwaltungs- 
aufwand auslösen würde. 

Im übrigen darf ich darauf hinweisen, daß sich der Ausschuß für 
Arbeit und Sozialordnung des Deutschen Bundestages in nächster 
Zeit mit den Problemen und Sorgen befassen wird, die mit dem 
wachsenden Bedarf an Krankenpflegepersonal verbunden sind. 
Dabei wird u. a. zu erörtern sein, wie die vorhandenen Fach- 
kräfte noch mehr von Hilfsarbeiten auf den Stationen entlastet 
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werden können und welche Möglichkeiten sich in diesem Zu- 
sammenhang aus einer verstärkten Beschäftigung ausländischer 
Arbeitskräfte ergeben. Der Ausschuß wird im übrigen darüber 
beraten, wie das Angebot an Schwestern und Pflegern erhöht 
werden kann. Hierzu ist eine Vielzahl aufeinander abgestimm- 
ter und sich gegenseitig ergänzender Maßnahmen notwendig. 
Eine Verbesserung der Arbeitsbedingungen und Aufstiegsmög- 
lichkeiten für Krankenpflegepersonal, die Verbesserung der 
inneren Struktur der Krankenanstalten, aber auch eine Reform 
der Krankenpflegeausbildung sind Schwerpunkte, die sicherlich 
auch der Ausschuß bei seinen Beratungen behandeln wird. 

Zur Änderung der Verhältnisse bedarf es der Zusammenarbeit 
aller beteiligten Stellen. Die Verstärkung und Koordinierung 
der notwendigen Maßnahmen ist ein besonderes Anliegen der 
Bundesregierung. 


91. Abgeordneter Sind für ausländische Praktikanten, deren 
Wende Aufenthalts- und Arbeitserlaubnis nach einer 

gewissen Zeit nicht mehr verlängert wird, so 
daß sie die Bundesrepublik Deutschland ver- 
lassen müssen, gesetzliche Sonderregelungen 
über eine Erstattung der abgeführten Beiträge 
zur Rentenversicherung vorgesehen? 


92. Abgeordneter Wenn dies nicht der Fall ist und festgestellt 

Wende werden müßte, daß dies insbesondere bei 

Praktikanten aus Entwicklungsländern eine 
unbillige Härte darstellt, werden Anstrengun- 
gen zum Abschluß eines Sozialversicherungs- 
abkommens, z. B. mit Indien, gemacht? 

Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Rohde 
vom 16. Juli 1971 

Die Bundesregierung hat den Bundesminister für Arbeit und 
Sozialordnung beauftragt, eine Konzeption zur Öffnung der 
gesetzlichen Rentenversicherung auf freiwilliger Grundlage für 
weitere Bevölkerungsgruppen zu erarbeiten. 

Im Rahmen dieses Vorhabens werden auch die Regelungen 
über die Erstattung von Beiträgen zur gesetzlichen Rentenver- 
sicherung überarbeitet. Es ist vorgesehen, das von Ihnen darge- 
stellte Problem hierbei in positivem Sinne zu lösen. 


93. Abgeordneter Beabsichtigt die Bundesregierung, die freie 
Meinike Arztwahl für Rentner und Versicherte der 

(Oberhausen) Bundesknappschaft in absehbarer Zeit durch 
Vorlage eines Gesetzes einzuführen? 

Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Rohde 
vom 16. Juli 1971 

Es ist beabsichtigt, im Zuge der Weiterentwicklung der gesetz- 
lichen Krankenversicherung auch einige Fragen des Rechts der 
knappschaftlichen Krankenversicherung zu regeln. Im Zusam- 
menhang damit ist auch eine Weiterentwicklung der Beziehun- 
gen zwischen der knappschaftlichen Krankenversicherung und 
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den Ärzten vorgesehen, insbesondere um die freie Arztwahl für 
die Versicherten zu verbessern. Allerdings setzt eine solche 
Regelung die Lösung schwieriger rechtstedinischer und finan- 
zieller Probleme voraus. Sie wird daher erst vorgeschlagen 
werden können, wenn die Sachverständigenkommission zur Wei- 
terentwicklung der sozialen Krankenversicherung die Erörterung 
dieses Fragenkomplexes, den sie auf Wunsch unseres Hauses 
in ihre Beratungen einbezogen hat, abgeschlossen hat und die 
Finanzierungspoblematik geklärt ist. 


Ist die Bundesregierung bereit, insbesondere 
deshalb, weil es sich hierbei um eine Frage 
der Rechtsaufsicht im Sinne der RVO handelt 
und damit keinen Eingriff in die Rechte der 
Selbstverwaltung bedeutet, sämtliche gesetz- 
lichen Krankenkassen anzuweisen, die kiefer- 
orthopädische Behandlung als Sachleistung 
im Sinne des § 182 Abs. 1 Nr. 1 RVO mit allen 
rechtlichen Folgen und ohne jegliche Ein- 
schränkung oder Umgehung zu gewähren, um 
dem für die gesetzliche Krankenversicherung 
unwürdigen Zustand ein Ende zu bereiten, nur 
jenen Versicherten diese Art von Sachleistun- 
gen zu gewähren, die den Prozeßweg be- 
schreiten? 


Beabsichtigt die Bundesregierung, die Richt- 
linien über kieferorthopädische Behandlung, 
die der Bundesausschuß für Zahnärzte und 
Krankenkassen am 6. Mai 1971 beschlossen 
hat, in Beachtung der zwischenzeitlich ergan- 
genen Urteile der Sozialgerichtsbarkeit nicht 
zu genehmigen? 

Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Rohde 
vom 16. Juli 1971 

Nach der Reichsversicherungsordnung hat der Versicherte einen 
gesetzlichen Anspruch auf zahnärztliche (kieferorthopädische) 
Behandlung als Sachleistung, wenn im Einzelfall behandlungs- 
bedürftige Kiefer- und Zahnstellungsanomalien vorliegen. Es ist 
Aufgabe der zuständigen Aufsichtsbehörden der Länder, bei 
bundesunmittelbaren Krankenversicherungsträgern Aufgabe des 
Bundesversicherungsamtes, darauf zu achten und notfalls durch 
Aufsichtsmaßnahmen sicherzustellen, daß die Krankenkassen 
dem Gesetz entsprechend verfahren. 

Zu Ihrer zweiten Frage kann ich darauf hinweisen, daß der 
Bundesminister für Arbeit und Sozialordnung die ihm vom 
Bundes ausschuß der Zahnärzte und Krankenkassen vorgelegten 
Richtlinien über die kieferorthopädische Behandlung in der ge- 
setzlichen Krankenversicherung noch nicht hat billigen können. 
Der Bundesausschuß wird daher über Änderungen noch zu be- 
schließen haben. 

Abschließend möchte ich in diesem Zusammenhang klarstellen, 
daß die Richtlinien zwar zu einer ausreichenden kieferorthopädi- 
schen Versorgung der Versicherten beitragen sollen, jedoch 
keine Voraussetzung für die Leistungspflicht der Krankenkassen 
sind. Der Anspruch des Versicherten ergibt sich unmittelbar aus 
dem Gesetz. 


94. Abgeordneter 

Bredl 


95. Abgeordneter 

Bredl 
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96. Abgeordneter Trifft es zu, daß die Ausbildung zum Beruf 
Dr. Hubrig einer Kinderpflegerin weder durch Förde- 

rungsmöglichkeiten nach dem Ausbildungs- 
förderungsgesetz noch nach dem Arbeitsförde- 
rungsgesetz begünstigt wird, und sieht die 
Bundesregierung Möglichkeiten, im Fall der 
Bestätigung diese Gesetzeslücke zu schließen? 


Antwort des Staatssekretärs Dr. Ehrenberg 
vom 19. Juli 1971 

Wie ich auf eine ähnliche Frage des Herrn Abgeordneten Varel- 
mann zur Fragestunde des Deutschen Bundestages am 879. Juni 
1971 (Schriftliche Antwort, Stenographischer Bericht S. 7305 C) 
mitgeteilt habe, ist die Bundesanstalt für Arbeit nach dem Ar- 
beitsförderungsgesetz nur verpflichtet, die berufliche Ausbildung 
in Betrieben und überbetrieblichen Einrichtungen zu fördern, 
aber nicht die in Berufsfachschulen stattfindende Ausbildung von 
Kinderpflegerinnen. 

Die Förderung der Besucher von Berufsfachschulen ist im Aus- 
bildungsförderungsgesetz vom 19. September 1969 geregelt. Die 
Vorschrift über die Förderung des Besuchs von Berufsfachschulen 
ohne Realschulabschluß als Zugangsvoraussetzung, zu denen 
auch die Schulen für Kinderpflegerinnen gehören, ist aber noch 
nicht in Kraft gesetzt worden. Auch nach dem kürzlich vom 
Deutschen Bundestag verabschiedeten Bundesausbildungsförde- 
rungsgesetz wird die entsprechende Vorschrift noch nicht in 
Kraft gesetzt werden. Ich bedauere, daß die für eine Förderung 
aller Berufsfachschüler erforderlichen zusätzlichen finanziellen 
Mittel von rd. 65 Millionen DM im Haushalt 1971 und in der 
Finanzplanung vorerst nicht zur Verfügung stehen. 

Die Ausbildung von Kinderpflegerinnen kann auch nicht nach 
§ 242 Abs. 12 des Arbeitsförderungsgesetzes gefördert werden. 
Die Bundesanstalt für Arbeit hat auf dieser Rechtsgrundlage nur 
ausnahmsweise die individuelle Förderung der schulischen Aus- 
bildung in einigen Sozialberufen übernommen, bis in diesen 
Berufen eine Förderung nach dem Ausbildungsförderungsgesetz 
bzw. dem BundesausbilciungsfÖrderungsgesetz beginnt. Wie ich 
in meiner Antwort auf die vorgenannte Frage des Herrn Abge- 
ordneten Varelmann zum Ausdruck gebracht habe, ist der Ver- 
waltungsrat der Bundesanstalt für Arbeit, der darüber zu be- 
schließen hat, aber nicht bereit, die ausnahmsweise Förderung 
noch auf weitere Berufe wie den Kinderpflegerinnenberuf aus- 
zudehnen. 


97. Abgeordneter 

Rawe 


Hält es die Bundesregierung für gerecht und 
angemessen, daß ein Betrieb nach § 6 des Ar- 
beitsplatzschutzgesetzes in Verbindung mit § 1 
des Lohnfortzahlungsgesetzes zur Fortzahlung 
des Lohnes verpflichtet ist, wenn ein Wehr- 
dienstpflichtiger, der vor der Wehrdienstzeit 
in dem Betrieb beschäftigt war, wegen einer 
während der Wehrdienstzeit aufgetretenen 
Erkrankung, die keine Wehrdienstbeschädi- 
gung im Sinn der §§ 80, 81 des Soldatenver- 
sorgungsgesetzes ist, aus dem Wehrdienst ent- 
lassen wird? 
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98. Abgeordneter Ist die Bundesregierung bereit, durdi gesetz- 
Rawe lidie Vorschriften die Betriebe von der Lohn- 

fortzahlung in diesen Fällen zu entlasten und 
für den Unterhalt eines Wehrpflichtigen für 
den Zeitraum der Krankheit nach dem Wehr- 
dienst eine Regelung zu treffen? 

Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Rohde 
vom 19. Juli 1971 

Das Arbeitsplatzschutzgesetz soll dem Arbeitnehmer für die 
Zeit nach Beendigung des Wehrdienstes alle Rechte aus dem 
Arbeitsverhältnis erhalten. Um dieses Ziel zu erreichen, hat der 
Gesetzgeber sich für eine Regelung entschieden, nach der das 
Arbeitsverhältnis während des Wehrdienstes eines Arbeitneh- 
mers nur ruht und den Arbeitgeber nach Beendigung des Wehr- 
dienstes wieder alle Pflichten aus dem Arbeitsverhältnis treffen. 
Das gilt auch für die Pflicht zur Fortzahlung des Arbeitsentgelts 
im Krankheitsfall, wie sie zugunsten der Angestellten nach den 
Vorschriften des Bürgerlichen Rechts und des Handelsrechts 
schon seit Jahren besteht. Die Bundesregierung hält es für ange- 
messen, daß Arbeiter in gleicher Weise wie Angestellte ge- 
schützt sind, und geht deshalb auch für die Zukunft von der 
Regelung aus, die der Gesetzgeber im Arbeitsplatzschutzgesetz 
getroffen hat. 

Im übrigen möchte ich in diesem Zusammenhang noch auf die 
Antwort hinweisen, die der Parlamentarische Staatssekretär 
beim Bundesminister der Verteidigung in der Fragestunde am 
6. Mai 1970 auf eine ähnliche Frage gegeben hat (Stenografi- 
scher Bericht über die 50. Sitzung, Seite 2516 f). 


99. Abgeordneter Welche Bemühungen wird die Bundesregie- 
Dr. Schulze- rung unternehmen, um die versprochene Ein- 

Vorberg führung der Krankenversicherung für alle 

Landwirte unverzüglich zu realisieren, um so 
unsere Bauern und ihrer Familien im Fall der 
Krankheit zu schützen, zumal die katastro- 
phale Entwicklung des Preis-Kosten- Verhält- 
nisses allgemein anerkannt ist und die Bun- 
desregierung vor dem Deutschen Bundestag 
Mindereinnahmen der Landwirtschaft im Jahre 
1970 von 900 Millionen DM bekannt geben 
mußte — und zwar trotz der Aufwertungs- 
Ausgleichsmaßnahmen — , während in der 
Weiterentwicklung der letzten Jahre eigent- 
lich Mehreinnahmen von 300 Millionen DM 
hätten erwartet werden können, so daß dieser 
tatsächliche Jahresverlust von 1 200 Millio- 
nen DM für 1970 und die zu befürchtenden 
Einnahmeeinbußen auch für 1971 soziale Min- 
destsicherungen der bäuerlichen Familien im- 
mer zwingender erfordern? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Rohde 
vom 16. Juli 1971 

Wie Sie wissen, hat die Bundesregierung im vergangenen Jahr 
eine Reihe agrarsozialer Maßnahmen beschlossen. Im Zusam- 
menhang damit wurden auf Grund eines Kabinettbeschlusses 
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im Bundesministerium für Arbeit und Sozialordnung audi Vor- 
arbeiten für den Entwurf eines Gesetzes über die Krankenver- 
sicherung der Landwirte eingeleitet. Ein wichtiger Punkt eines 
solchen Gesetzentwurfs ist die Bereitstellung der Mittel für die 
Krankenversicherung der Altenteiler. Da damit wichtige Konse- 
quenzen für den Bundeshaushalt verbunden sind, bitte ich um 
Ihr Verständnis dafür, daß dieser Punkt nur im Gesamtzusam- 
menhang der bevorstehenden Beratungen der Bundesregierung 
über die Finanzplanung behandelt werden kann. 


100. Abgeordneter Ist der Bundesregierung bekannt, daß die 
Biehle Durchführung des Bundesversorgungsgesetzes 

für schwerbeschädigte Beamte bei Berechnung 
des Berufsschadensausgleichs Härten mit sich 
bringt, und durch die Einbeziehung der Weih- 
nachtszuwendung sowie auch der einmaligen 
Überbrückungszulagen in das Bruttoeinkom- 
men kriegsbeschädigte Beamte um über 
170 DM beim Weihnachtsgeld sowie über 
120 DM beim Überbrückungsgeld schlechter 
gestellt werden wie nicht schwerbeschädigte 
Berufskollegen? 


Ist die Bundesregierung bereit, diese Benach- 
teiligung durch entsprechende Initiativen und 
durch Novellierung des Bundesversorgungs- 
gesetzes bzw. der einschlägigen Gesetze 
raschestens zu beseitigen? 

Antwort des Staatssekretärs Dr. Ehrenberg 
vom 22. Juli 1971 

Der Bundesregierung ist bekannt, daß sich nach geltendem Recht 
die Gewährung von Weihnachtszuwendungen und überbrük- 
kungszulagen für Beamte auf die Höhe des Berufsschadens- 
ausgleichs aus wirkt. Die Weihnachtszuwendungen werden als 
derzeitiges Bruttoeinkommen jedoch nur insoweit berücksichtigt, 
als sie 200 DM übersteigen. Diese Regelung gilt nicht nur für 
schwerbeschädigte Beamte, sondern für alle Versorgungsbe- 
rechtigten. 

Es ist zuzugeben, daß mit dem in letzter Zeit festzustellenden 
Ansteigen der Höhe von Weihnachtszuwendungen die Frage 
wachsende Bedeutung gewinnt, ob dieser Freibetrag nicht durch 
eine andersgeartete Regelung zu ersetzen wäre. Mein Haus steht 
mit den beteiligten Ressorts in Kontakt mit dem Bemühen, eine 
für die Anspruchsberechtigten günstigere Berechnungsvorschrift 
zu schaffen. Diese Erörterungen sind noch nicht zum Abschluß 
gekommen. 


102. Abgeordneter Ist die Bundesregierung der Auffassung, daß 

Dr. Geßner es mit den Prinzipien des sozialen Rechts- 

staats vereinbar ist, wenn ein Ehegatte des- 
wegen keine Witwerrente erhält, weil diesem 
die mehrjährige Pflege seiner an Krebs er- 
krankten und inzwischen verstorbenen Ehe- 
frau als Leistung im Sinne von Einkommen 
angerechnet wird? 


101. Abgeordneter 
Biehle 
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10s3. Abgeordneter Ist die Bundesregierung bereit, in absehbarer 
Dr. Geßner Zeit eine entsprechende Gesetzesinitiative zur 

Überwindung des oben geschilderten Zustan- 
des zu ergreifen? 

Antwort des Parlamentarisdien Staatssekretärs Rohde 
vom 27. Juli 1971 

In der gesetzlichen Rentenversicherung wird dem Ehemann nach 
dem Tode seiner versicherten Ehefrau Witwerrente gewährt, 
wenn die Verstorbene den Unterhalt ihrer Familie überwiegend 
bestritten hat. Bei der Feststellung dieser Voraussetzung sind 
nicht nur die Geldleistungen der Ehegatten für den Unterhalt 
der Familie, sondern auch der wirtschaftliche Wert der von 
ihnen verrichteten Arbeiten im gemeinschaftlichen Haushalt zu 
berücksichtigen. Nach einer hierzu ergangenen grundsätzlichen 
Entscheidung des Bundessozialgerichts ist der Wert der Haus- 
haltsführung und der Betreuung von Familienangehörigen für 
jeden Einzelfall in der Weise individuell zu ermitteln, daß fest- 
gestellt wird, welche Mittel für die Haushaltsführung und für 
die Betreuung der Familienangehörigen beim Einsatz familien- 
fremder Hilfskräfte aufzuwenden gewesen wären. 

Da die individuelle Situation aus den von Ihnen gestellten 
Fragen nicht zu erkennen ist, da Sie aber — wie ich vermute — 
einen konkreten Fall im Auge haben, war ich Ihnen dankbar, 
wenn Sie mir genauere Unterlagen zukommen ließen, damit idi 
eine eingehende Prüfung in unserem Hause vornehmen lassen 
kann. 


Geschäftsbereich des Bundesministers der Verteidigung 


104. Abgeordneter Ist die Bundesregierung bereit, die Soldaten- 
Krall laufbahnverordnung zu ändern, indem sie für 

Flugzeugführer des militärfachlidien Dienstes 
die Dienstzeit zur Beförderung zum Haupt- 
mann abweichend von der bisherigen Rege- 
lung von sieben auf fünf Jahre herabsetzt? 

Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Berkhan 
vom 19. Juli 1971 

Auf Grund einer allgemeinen Ausnahme von § 30 SLV, die der 
Bundespersonalausschuß am 20. April 1971 zugelassen hat, kann 
schon jetzt ein Teil des angesprochenen Personenkreises nadi 
weniger als sieben Dienstjahren seit Ernennung zum Leutnant 
zum Hauptmann befördert werden. Diese Ausnahmeregelung gilt 
für Offiziere des militärfachlichen Dienstes, die Propellerflug- 
zeug- oder Hubschrauberführer sind und den Dienstgrad Stabs- 
feldwebel durchlaufen haben. Bei diesen Offizieren können bis 
zu zwei Jahren der Dienstzeit als Piloten auf die Regeldienstzeit 
von sieben Jahren angerechnet werden. 

Darüber hinaus wird derzeit im Zusammenhang mit der für 
Ende 1971 vorgesehenen Novellierung der Soldatenlaufbahnver- 
ordnung geprüft, ob die Regeldienstzeit für die Beförderung 
zum Hauptmann für alle Offiziere des militärfachlichen Dienstes, 
die dem fliegenden Personal angehören, verkürzt werden kann. 
Diese Prüfung ist noch nicht abgeschlossen. 
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105. Abgeordneter Ich frage die Bundesregierung, ob es zutrifft, 
Würtz daß Soldaten des Lufttransportgeschwaders 61, 

die nach dem 1. Juni 1971 zur Ausbildung 
nach Bej a/Portugal kommandiert werden, 
schlechter abgefunden werden als die Soldaten, 
die vor diesem Termin ihre Kommandierung 
an traten? 


106. Abgeordneter Talls ja, was gedenkt die Bundesregierung zu 
Würtz tun, um diese Ungerechtigkeit zu beseitigen? 

Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Berkhan 
vom 19. Juli 1971 

Es trifft nicht zu, daß Soldaten des Lufttransportgeschwaders 61, 
die nach dem 1. Juni 1971 zur Ausbildung nach Beja/Portugal 
kommandiert werden, schlechter abgefunden werden als die 
Soldaten, die vor diesem Termin ihre Kommandierung antraten. 

Der für die Verlegung und Umrüstung von Teilen des Luft- 
transportgeschwaders 61 maßgebende Befehl sieht vielmehr eine 
gleiche Abfindung vor. 


Geschäftsbereich des Bundesministers für 
Jugend, Familie und Gesundheit 


107. Abgeordnete Ist die Bundesregierung bereit, im Sinne der 
Frau Herklotz Empfehlung 609 (1970) der Beratenden Ver- 
sammlung des Europarates betr. die Rausch- 
giftsucht darauf hinzuwirken, daß das Mini- 
sterkomitee Maßnahmen beschließt, um eine 
verstärkte europäische Zusammenarbeit auf 
dem Gebiet der Rauschgiftbekämpfung in die 
Wege zu leiten? 

Antwort des Bundesministers Frau Strobel 
vom 5. Juli 1971 

Die Empfehlung 609 der Beratenden Versammlung des Europa- 
rats aus dem Jahre 1970 hat bereits das Ministerkomitee veran- 
laßt, den Generalsekretär aufzufordern, ein Symposion über 
Ursachen, Verhütung, Behandlung und Kontrolle der Rausch- 
giftsucht einzuberufen. Zur Vorbereitung dieses Symposions 
wurde ein Organisationskomitee aus 12 Personen gebildet; ver- 
treten sind darin u. a. 

das Komitee für Verbrechensprobleme, 
das Komitee für öffentliche Gesundheit, 
das Komitee für soziale Angelegenheiten, 
das Komitee für außerschulische Erziehung, 
das Komitee für pharmazeutische Fragen und 
die Weltgesundheitsorganisation. 

Das Organisationskomitee ist bereits in der Zeit vom 5. bis 
8. April 1971 in Straßburg zu einer ersten Beratung zusammen- 
getreten und hat dabei eine Tagesordnung für die Behandlung 
konkreter Fragen festgelegt. Gleichzeitig hat das Komitee Vor- 
schläge erarbeitet, welche Sachverständige für die einzelnen 
Aufgabengebiete zu dem Symposion eingeladen werden sollen. 
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Die Bundesrepublik Deutschland ist in dem Organisationskomi- 
tee durch das Bundesministerium für Jugend, Familie und Ge- 
sundheit vertreten und wird auch an dem Symposion selbst teil- 
nehmen. 

Die Bundesregierung ist der Auffassung, daß es verstärkter 
internationaler Zusammenarbeit bedarf, um dem um sich grei- 
fenden Rauschmittelmißbrauch wirksam begegnen zu können. 
Sie wird deshalb nachhaltig dafür eintreten. 


108. Abgeordnete Hat die Bundesregierung das Übereinkommen 
Frau Herklotz über Suchtstoffe der Vereinten Nationen be- 
reits unterzeichnet und ratifiziert, oder ge- 
denkt sie das in absehbarer Zeit zu tun? 

Antwort des Bundesministers Frau Strobel 
vom 5. Juli 1971 

Die Bundesregierung hat das Einheits-Übereinkommen der Ver- 
einten Nationen über Suchtstoffe von 1961 am 31. Juli 1961 
unterzeichnet. Zum rechtswirksamen Beitritt ist es jedoch erfor- 
derlich, daß dieses Abkommen durch ein Ratifizierungsgesetz 
von den gesetzgebenden Körperschaften angenommen wird. 
Gegen die Ratifizierung wurden von einem Ressort verfassungs- 
politische Bedenken erhoben, weil der Artikel 3 Abs. 7 des 
Übereinkommens eine Hoheitsrechtsübertragung beinhalte. Es 
wurde deshalb erwogen, gegen diese Bestimmung des Überein- 
kommens bei der Hinterlegung der Ratifizierungsurkunde einen 
Vorbehalt einzulegen. Nachdem nunmehr über 70 Staaten dem 
Einheits-Übereinkommen von 1961 ohne Vorbehalt gegen die 
strittige Bestimmung beigetreten sind, will auch die Bundes- 
regierung von der Einlegung eines Vorbehalts absehen. 

Der Entwurf eines Ratifizierungsgesetzes wird zur Zeit im Bun- 
desministerium für Jugend, Familie und Gesundheit vorbe- 
reitet. 


109. Abgeordneter Hält es die Bundesregierung in Anbetracht der 
Spillecke Gegebenheit, bei der Viehfütterung oftmals 

unkontrolliert Antibiotika und Hormone ver- 
schiedenster Art zu verwenden um einer 
besseren Kontrolle willen für erforderlich, 
etwa nach dem Vorbild des entsprechenden 
holländischen Gesetzes, das Arzneimittelgesetz 
zu ändern? 

Antwort des Bundesministers Frau Strobel 
vom 5. Juli 1971 

In Anbetracht der Gegebenheit, daß in der Tierhaltung oftmals 
Antibiotika und andere Arzneimittel verschiedenster Art un- 
kontrolliert verwendet werden, hält die Bundesregierung eine 
Änderung insbesondere der arzneimittelrechtlichen und lebens- 
mittelrechtlichen Vorschriften für erforderlich. Geeignete lebens- 
mittelrechtliche Vorschriften zum Schutz des Verbrauchers von 
rückstandshaltigen Lebensmitteln sind in dem dem Deutschen 
Bundestag bereits vorliegenden Entwurf eines Gesetzes zur 
Gesamtreform des Lebensmittelrechts enthalten. Diese Vorschrif- 
ten bedürfen, wie auch in der Begründung zu § 15 dieses Gesetz- 
entwurfs ausgeführt ist, einer Ergänzung durch Änderung arznei- 
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mittelrechtlicher Vorschriften. Geeignete Änderungen des Arz- 
neimittelgesetzes, die entsprechend dem Votum des Bundesge- 
sundheitsrates vom 11. März 1969 insbesondere auf die obligato- 
rische Prüfung aller zur Anwendung am Tier bestimmten Arznei- 
mittel durch das Bundesgesundheitsamt, die Festsetzung von 
Wartezeiten und eine verschärfte Kontrolle des Verkehrs mit 
diesen Arzneimitteln hinzielen, werden derzeit vorbereitet und 
sollen dem Deutschen Bundestag so rechtzeitig zugeleitet wer- 
den, daß sie zusammen mit dem Gesetzentwurf zur Gesamtre- 
form des Lebensmittelrechts beraten werden können. 


110. Abgeordneter Gibt es gesicherte wissenschaftliche Erkennt- 
Spillecke nisse darüber, ob die Verwendung von Anti- 

biotika als Beimengung zum Tierfutter für den 
Menschen keinerlei gesundheitsschädigende 
Folgen hat? 

Antwort des Bundesministers Frau Strobel 
vom 5. Juli 1971 

Antibiotika sind teils nach futtermittelrechtlichen Vorschriften 
in sogenannten „nutritiven", sehr niedrigen Dosierungen als 
Futterzusatzstoffe zugelassen, teils werden sie zu therapeutischen 
oder prophylaktischen Zwecken in höheren Dosierungen auch 
über Futtermittel eingesetzt. Nennenswerte Rückstände in Le- 
bensmittel sind bei nutritiven Dosierungen nicht zu erwarten; 
dies ist jedoch dann der Fall, wenn Antibiotika in höheren 
Dosierungen unsachgemäß, d, h. ohne Einhaltung angemessener 
Wartezeiten, bei Tieren angewendet werden. 

Das Problem der Resistenzentwicklung bei Mikrorganismen 
stellt sich demgegenüber sowohl bei-* nutritiver wie auch bei 
therapeutisch-prophylaktischer Anwendung. Die Kommission zur 
Prüfung der Zusatzstoffe in Tierernährung und Tierhaltung der 
Deutschen Forschungsgemeinschaft hat deswegen in ihrer Mit- 
teilung III vom 15. August 1968 hinsichtlich der Verwendung 
von Antibiotika als Futterzusatzstoffe bereits empfohlen, in Zu- 
kunft für die Tierernährung nur solche Antibiotika zuzulassen, 
die 

a) in der Therapie weder beim Menschen noch beim Tier ein- 
gesetzt werden und die 

b) nicht zur Selektion mehrfachresistenter Stämme von Darm- 
bakterien führen. 

Im übrigen sollten auch im therapeutischen Bereich Antibiotika 
nur bei strenger medizinischer Indikation über Futtermittel an- 
gewendet werden. 


111. Abgeordneter Ist die Bundesregierung darüber informiert, 
Spillecke daß häufig schon in der Trinkmilch Rückstände 

von Antibiotika vorhanden sind? 

Antwort des Bundesministers Frau Strobel 
vom 5. Juli 1971 

Die in den letzten Jahren auf Veranlassung des Bundesministe- 
riums für Jugend, Familie und Gesundheit durchgeführten Unter- 
suchungen über die Wertigkeit der Milch haben ergeben, daß in 
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der Anlieferungsmildi bei den Molkereien in etwa 2Vo der 
untersuchten Proben Antibiotikareste nachweisbar sind. In 
pasteurisierter Trinkmilch gelang der Nachweis in etwa 2000 
über das Bundesgebiet verteilten Proben nicht, weil die Anti- 
biotika zu einem Teil durch die Hitzewirkung zerstört werden 
können und vor allem durch die Verdünnung in der molkerei- 
mäßig bearbeiteten Trinkmilch unter die Nachweisgrenze fallen. 

Die Bundesregierung ist bemüht, dem Vorkommen von Antibio- 
tika in der Milch durch Aufklärung und gesetzgeberische Maß- 
nahmen entgegenzuwirken. 


112. Abgeordneter Sieht die Bundesregierung nicht auch eine 

Spilledce große Gefahr für die Gesundheit der Bürger 

darin, daß durch die unkontrollierte Verwen- 
dung von Antibiotika in der Tierhaltung mehr 
und mehr Bakterienstämme resistent werden, 
und die Bekämpfung von Infektionskrank- 
heiten beim Menschen künftig immer proble- 
matischer und schwieriger wird? 


Antwort des Bundesministers Frau Strobel 
vom 5. Juli 1971 

Die Bundesregierung sieht in der unkontrollierten Anwendung 
von Antibiotika in der Tierhaltung angesichts der damit ver- 
bundenen Problematik auf den Gebieten der Rückstandsbildung 
in Lebensmitteln der Resistenzentwicfclung bei Mikroorganismen 
und des Auftretens von Allergosen eine Gefahr für die Gesund- 
heit des Menschen. Die Bundesregierung ist sich bewußt, daß 
auf die Anwendung von Antibiotika bei Tieren nicht verzichtet 
werden kann, sie ist aber der Auffassung, daß die Gefahr der 
Beeinträchtigung der menschlichen Gesundheit durch geeignete 
gesetzliche Maßnahmen auf ein vertretbares Minimum reduziert 
werden kann und muß. Diesem Ziel dienen insbesondere die in 
der Antwort zu Frage 109 erwähnten Gesetzentwürfe. 


113. Abgeordneter Trifft es zu, daß die im Haushaltsplan 1971 
Dr. Reinhard vorgesehenen Bundeszuwendungen für die 
Arbeit der deutschen Hauptstelle gegen die 
Suchtgefahren und der ihr angeschlossenen 
Spitzenverbände aus konjunkturpolitischen 
Gründen nur mit 60^/o erfüllt werden sollen? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Westphal 
vom 14. Juli 1971 

Nein, nicht mehr. Eine aus konjunkturpolitischen Gründen von 
der Bundesregierung im Mai 1971 beschlossene weitgehende vor- 
läufige Verfügungsbeschränkung ist inzwischen vom Bundes- 
ministerium für Wirtschaft und Finanzen durch eine endgültige 
Regelung ersetzt worden. In deren Rahmen war eine Aufhebung 
der Verfügungsbeschränkung für die Deutsche Hauptstelle gegen 
die Suchtgefahren möglich. 
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114. Abgeordneter Ist die Bundesregierung mit mir der Meinung, 
Dr. Reinhard daß angesichts der schnell wachsenden Rausch- 
mittelsucht und der damit verbundenen ge- 
sundheitlichen Schäden und Rauschgiftdelikten 
die sehr effektive Arbeit der Hauptstelle 
gegen die Suchtgefahren und der ihr ange- 
schlossenen Verbände statt der Kürzung eine 
Aufstockung der Öffentlichen Zuwendungen 
verdiente, da bei Einschränkung ihrer Arbeit 
aus Mangel an Mitteln von staatlichen bzw. 
kommunalen Stellen noch mehr öffentliche 
Mittel aufgewandt werden müßten? 

Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Westphal 
vom 14. Juli 1971 

Für die Deutsche Hauptstelle gegen die Suchtgefahren kann 
nunmehr der für sie im Haushaltsplan 1971 vorgesehene Zu- 
schuß von 220 000 DM, der eine Erhöhung von 36 000 DM oder 
rund 20^0 gegenüber dem Vorjahr enthält, zugewiesen werden, 
wenn die dafür erforderlichen Unterlagen beim Bundesministe- 
rium für Jugend, Familie und Gesundheit eingehen. 

Daneben wird geprüft, inwieweit die Deutsche Hauptstelle 
gegen die Suchtgefahren in ihren Bemühungen, sich unabhängig 
von ihrer traditionellen Aufgabenstellung in der Bekämpfung 
des Alkoholmißbrauchs auch in den Kampf gegen den Drogen- 
und Rauschmittelmißbrauch mehr als bisher einzuschalten, unter- 
stützt werden kann. 


Geschäftsbereiche des Bundesministers für Verkehr 
und für das Post- und Fernmeldewesen 


115. Abgeordneter Teilt die Bundesregierung die Auffassung von 

Wolfram Verkehrswissenschaftlern, daß mit großvolu- 

migen Kfz-Motoren die Luftverschmutzung 

durch den privaten PKW-Verkehr leichter zu 
verhindern wäre? 

Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Börner 
vom 8. Juli 1971 

Viele Maßnahmen zur Verbesserung des Emissionsverhaltens 
führen zu einer Verminderung der spezifischen Motorleistung 
und dabei häufig zu erhöhtem Kraftstoffverbrauch. Die Ver- 
größerung des Hubraumes zum Ausgleich des Leistungsver- 
lustes erleichtert solche Maßnahmen. Insofern kann durch groß- 
volumige Motoren eine Verbesserung des Emissionsverhaltens 
erreicht werden. Da das vergrößerte Volumen eine erhöhte 
Gesamtmenge an Abgasen zur Folge hat, wird diese relative 
Verringerung der Schadstoffanteile im Abgas z. T. wieder aufge- 
wogen. Die Bedeutung des großvolumigen Motors als Mittel 
zur Verringerung der Umwelt- Verschmutzung wird daher vom 
Bundesministerium für Verkehr nicht verkannt und weiter ver- 
folgt; es sollte jedoch nicht überbewertet werden. 
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116. Abgeordneter Hat die Bundesregierung bei Diesel-Loks und 
Wolfram Bussen der Deutschen Bundesbahn bzw. der 

Deutschen Bundespost Maßnahmen gegen die 
Lufverschmutzung veranlaßt? 

Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Börner 
vom 8. Juli 1971 

Die Omnibusse der Deutschen Bundesbahn und der Deutschen 
Bundespost unterliegen wie Kraftfahrzeuge allgemein den ge- 
setzlichen Bestimmungen der Straßenverkehrs-Zulassungs-Ord- 
nung über den Bau und Betrieb der Fahrzeuge. Dies gilt auch hin- 
sichtlich der Regelungen über die Verunreinigung der Luft durch 
Abgase. Beide Unternehmen verfolgen darüber hinaus mit Inter- 
esse die technische und wirtschaftliche Entwicklung abgasarmer 
Kraftfahrzeugantriebe durch die einschlägige Industrie, 

Die Aufgabe der Vermeidung schädlicher Abgase bei Dieseltrieb- 
fahrzeugen wird durch die Deutsche Bundesbahn intensiv ver- 
folgt und bei Konstruktion und Beschaffung weitestgehend be- 
rücksichtigt. Bei allen für den Einsatz auf ihren Lokomotiven und 
Triebwagen vorgesehenen Typen von Brennkraftmaschinen er- 
folgt eine wissenschaftliche qualitative und quantitative Unter- 
suchung der anfallenden Abgase durch die Bundesbahn-Versuchs- 
anstalt München. Hierdurch ist eine genaue Überwachung des 
Emissionsgehalts gewährleistet. 


117. Abgeordnete Wird sich die Bundesregierung entsprechend 
Frau Herklotz der Empfehlung 626 der Beratenden Ver- 
sammlung des Europarates vom 21. Januar 
1971 an der Ausarbeitung eines Abkommens 
über Maßnahmen gegen die zunehmende Ver- 
schmutzung des Meeres beteiligen und sich 
um gemeinsame europäische Vorschläge be- 
mühen, die auf den kommenden internatio- 
nalen Konferenzen über dieses Problem vor- 
gelegt werden können? 

Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Börner 
vom 14. Juli 1971 

Die Bundesregierung hat sich seit Jahren in den internationalen 
Sonderorganisationen der UNO für die Schiffahrt, die Welter- 
nährung und die Ozeanographie dafür eingesetzt, Bestandsauf- 
nahmen über die Verschmutzung der See zu machen und auf 
dieser Basis möglichst bald internationale Übereinkommen zu 
schaffen. 

Auf dem Gebiete der Verhütung der Verschmutzung der See 
durch öl wurde das Übereinkommen von 1954 im Rahmen der 
IMCO inzwischen zweimal verschärft. Ferner wurde im Jahr 1969 
auf Initiative der Bundesrepublik Deutschland ein Überein- 
kommen der Nordseeanlieger zur Bekämpfung von Ölverschmut- 
zungen nach Schiffsunfällen geschaffen (siehe Bundesgesetzblatt 
Teil II Seite 2066). Hierfür ist die Bundesrepublik Deutschland 
Hinterlegungsstaat. 

Im Januar 1971 wurde den sieben Nordseeanliegerstaaten von 
der Bundesregierung vorgeschlagen, ein Übereinkommen gegen 
die Verunreinigung der Nordsee durch Industrieabfälle zu schaf- 
fen und noch Mitte 1971 zu einer ersten Besprechung zusammen- 
zukommen. Während Großbritannien, die Niederlande, Belgien 
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sofort zustimmten, haben die drei skandinavischen Staaten vor- 
geschlagen, den Kreis der Teilnehmerstaaten und damit auch den 
regionalen Geltungsbereich eines Übereinkommens auf die Mit- 
gliedsstaaten der Nordatlantischen Fischereikonvention (das 
sind außer den acht Nordseeanliegern Island, Spanien, Portugal, 
Polen, Sowjetunion) zu erweitern. Norwegen plant eine solche 
Konferenz, die am 19. Oktober 1971 in Oslo beginnen soll. 

Die Bundesregierung beabsichtigt, zu dem auf der Sitzung des 
Vorbereitenden Ausschusses „Meeresverschmutzung" („Marine 
Pollution") (Juni 1971) der UNO-Urnweltkonferenz, Stockholm, 
Juni 1972 vorgelegten Entwurf der USA für ein weltweites Über- 
einkommen zur Verhütung der Verunreingung der See durch 
Industrieabfälle in Kürze schriftlich Stellung zu nehmen. Die 
nächste Sitzung dieses Vorbereitenden Ausschusses findet im 
November statt. In diesem Ausschuß, der von der Vollver- 
sammlung der UNO direkt eingesetzt wurde, ist die Bundes- 
republik Deutschland nicht Mitglied. 

Nach Mitteilung der deutschen Vertretung beim Europarat in 
Straßburg wird der am 21. Juni beschlossene Ad-hoc-Ausschuß 
für Fragen des Meeresbodens und der Meeresverschmutzung in 
der ersten Februarwoche 1972 in Straßburg zusammentreten, um 
u. a. Fragen einer gemeinsamen europäischen Haltung für die 
UNO-Umweltkonferenz, Stockholm, Juni 1972 und für die IMCO- 
Konferenz über Meeresverschmutzung, London 1973, zu beraten. 


118. Abgeordneter Offenbart die in der schriftlichen Antwort vom 
Folger 18. Juni 1971 getroffene Feststellung, daß in 

der amtlichen Straßenverkehrsunfallstatistik 
des Statistischen Bundesamts Unfälle ausländi- 
scher Kraftfahrzeuge und Kraftfahrzeugführer 
nicht besonders ausgewiesen werden, nicht 
einen empfindlichen Mangel, der es unmög- 
lich macht, gezielte Abwehrmaßnahmen zu 
treffen? 


119. Abgeordneter Was wird die Bundesregierung unternehmen, 
Folger um diesem Mangel möglichst bald abzuhelfen? 

Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Börner 
vom 8. Juli 1971 

Das Statistische Bundesamt hatte letztmalig für das Jahr 1961 
die Unfälle ausländischer Kraftfahrzeuge und Kraftfahrzeugan- 
hänger ausgewiesen. Dabei hatte sich herausgestellt, daß der 
Anteil der ausländischen Kraftfahrzeuge an den Straßenverkehrs- 
unfällen im Bundesgebiet ohne Berlin (West) 

bei Unfällen mit Getöteten 504 von 17 086 = 2,9Vo 

bei Unfällen mit Personenschaden 8462 von 298 212 = 2,8Vo 

betrug. 

Die Aufschreibungen und die Aufbereitung der Unfälle auslän- 
discher Kraftfahrzeuge wurden daher eingestellt. 

Sollte der Wunsch bestehen, diese Unfälle wieder zu erfassen 
und auszuweisen, müßte das Gesetz zur Änderung des Gesetzes 
zur Durchführung einer Straßenverkehrs-Unfallstatistik vom 20. 
September 1965 (BGBl. I S. 1437) wieder geändert werden. Es 
ist fraglich, ob der Bundesrat seine Zustimmung dazu geben 
würde. 
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Auf eine Bitte des Bundesministers für Verkehr führt das Stati- 
stische Bundesamt aber eine Sonderuntersuchung über die Lkw- 
Unfälle des Jahres 1970 während der Gültigkeit der Verordnung 
zur Erleichterung des Ferienreiseverkehrs (Ferienreiseverord^ 
nung — Fahrverbot für Lkw) durch, bei der die ausländischen 
Lkw mit einem zulässigen Gesamtgewicht über 7,5 t besonders 
ausgewiesen werden. In dieser Sonderuntersuchung wird sich 
heraussteilen, welchen Anteil die ausländischen Kraftfahrzeuge 
— wenigstens die Lkw — am Gesamtunfallgeschehen haben und 
ob Maßnahmen gegen ausländische Kraftfahrzeuge ergriffen wer- 
den müssen. 


120. Abgeordneter Zu welchem Ergebnis führten die Prüfungen 
Ott der Bundesregierung bei der Automobilindu- 

strie zwecks einheitlicher Anbringung von 
Abschleppvorrichtungen bei Kraftwagen so- 
wohl zum Abschleppen wie zum Abgeschleppt- 
werden? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Börner 
vom 8. Juli 1971 

Es ist beabsichtigt, im Rahmen einer Verordnung zur Änderung 
der Straßenverkehrs-Zulassurigs-Ordnung den § 43 wie folgt zu 
ändern: 

Absatz 2 erhält folgende Fassung: 

„(2) Mehrspurige Kraftfahrzeuge mit mehr als einer Achse 
müssen vorn, Personenkraftwagen — ausgenommen solche, für 
die nach der Betriebserlaubnis eine Anhängelast nicht zulässig 
ist — auch hinten, eine ausreichend bemessene und leicht zu- 
gängliche Vorrichtung zum Befestigen einer Abschleppstange 
oder eines Abschleppseils haben." 

Derzeit liegt der Änderungsentwurf der Kommission der EG in 
Brüssel zur Konsultation vor; es ist zu hoffen, ihn noch in diesem 
Jahre verkünden zu können. 


121. Abgeordneter Wie weit sind die Bemühungen der Bundes- 
Ott regierung bei der Automobilindustrie zur An- 

bringung von einheitlichen Stoßstangen ge- 
diehen, damit im Fall eines Zusammenstoßes 
nicht die unterschiedliche Höhe der Stoß- 
stangen dazu beiträgt, den Unfall noch zu 
vergrößern? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Börner 
vom 8. Juli 1971 

Die Festlegung einer einheitlichen Stoßstangenhöhe für Perso- 
nenkraftwagen auf der Basis der heute üblichen Pkw-Stoßstangen 
in Verbindung mit den heute üblichen Pkw-Konstruktionen kann 
nicht als Maßnahme zur Erhöhung der Verkehrssicherheit ange- 
sehen und somit nicht im Rahmen der Ermächtigung nach § 6 des 
Straßenverkehrsgesetzes durch Rechtsverordnung erzwungen 
werden. 
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122. Abgeordneter Treffen Meldungen zu, nach denen die Bun- 
Bremor desregierung beabsichtigt, die Grundgebühr 

für den öffentlichen beweglichen Landfunk um 
über 300Vo anzuheben? 


123. Abgeordneter Wenn ja, welche Begründung wird dafür an- 

Bremer gegeben? 

Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Börner 
vom 7. Juli 1971 

Die Grundgebühr für den öffentlichen beweglichen Landfunk 
wurde vom 1. Juli 1971 an auf 270 DM neu festgesetzt. Der Funk- 
fernsprechdienst ist im Jahre 1951 als Versuchsbetrieb einge- 
führt worden. Seitdem wurde für jede bewegliche Landfunk- 
stelle bei Benutzung eines Funkverkehrsbereiches eine Funk- 
pauschgebühr von 40 DM im Monat und bei Benutzung mehrerer 
oder aller Funkverkehrsbereiche eine Funkpauschgebühr von 
60 DM im Monat erhoben. Die Genehmigungsgebühr betrug 
5 DM je Funkanlage im Monat. 

Inzwischen ist der Funkfernsprechdienst aus dem Versuchssta- 
dium herausgewachsen und als besonderer Dienst ein fester Be- 
standteil des Leistungsspektrums der Deutschen Bundespost ge- 
worden. Es dürfte verständlich sein, daß Gebühren, die aus- 
schließlich für den Zeitraum einer Versuchsphase konzipiert 
wurden, nach Beendigung dieser Phase neu festgesetzt und an- 
nähernd kostendeckend gestaltet werden müssen. Wegen der 
Besonderheiten und des relativ geringen Umfanges dieses Dien- 
stes waren eine verhältnismäßig lange Zeitspanne und ein be- 
stimmter Ausbaustand erforderlich, um zu gültigen Ergebnissen 
über den Betrieb und die Kosten dieses Bereiches zu kommen. 

Die Gebührenmaßnahmen im Bereich des Fernsprechfunkdienstes 
dienen nicht dazu, die Verluste der Vergangenheit auszugleichen 
oder einen Selbstfinanzierungsbeitrag für die notwendigen 
Investitionen zu erzielen. Sie waren erforderlich, weil die Ko- 
stenunterdeckung in diesem Sonderdienst der Deutschen Bundes- 
post ein nicht länger vertretbares Ausmaß erreicht hatte imd 
daher eine annähernd kostendeckende Anpassung der Gebühren 
zugunsten aller Fernsprechteilnehmer erfolgen mußte. Dabei 
möchte ich betonen, daß die Gebührenanhebung keine Einnahme- 
steigerung über die kostenbedingte Gebührenhöhe hinaus bringt. 


124. Abgeordneter Bleibt die Bundesregierung bei ihrer Absicht, 
Dr. Jungmann entsprechend dem Vorbild anderer europäi- 
scher Länder und der USA den Einbau von 
Dreipunkt-Sicherheitsgurten in fabrikneuen 
Personenkraftwagen vorzuschreiben (vgl. 
Stenographischen Bericht der 49. Sitzung des 
Deutschen Bundestages am 30. April 1970, 
S. 2466)? 


125. Abgeordneter Wenn ja; Kann die Bundesregierung nunmehr 
Dr. Jungmann endlich einen Zeitpunkt für die Vorlage einer 
entsprechenden Änderungsverordnung zur 
Straßenverkehrs-Zulassungs-Ordnung nennen? 
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Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Börner 
vom 20. Juli 1971 

Der Entwurf einer Änderungsverordnung zur Straßenverkehrs- 
Zulassungs-Ordnung (StVZO) ist fertiggestellt. Er sieht u. a, 
folgende Regelung vor; 

In Personenkraftwagen müssen die unmittelbar hinter der 
Windschutzscheibe befindlichen Außensitze mit Dreipunkt- 
gurten ausgerüstet sein. Für Fahrzeuge mit offenem Aufbau 
genügen Zweipunktgurte. 

Diese Vorschrift wird für Neufahrzeuge gelten und sie wurde 
inzwischen mit der Kommission der Europäischen Gemeinschaf- 
ten abgestimmt. Nach noch ausstehender Abstimmung mit den 
Ressorts, den obersten Landesbehörden und den Verbänden 
sowie nach Zustimmung des Bundesrates kann die Änderung 
der StVZO voraussichtlich noch in diesem Jahr verkündet wer- 
den. 


126. Abgeordneter 

Dr. Schmitt- 
Vockenhausen 


Ist es richtig, daß es neue Unterlagen über 
Kraftfahrzeugunfälle gibt, die ausweisen, in 
welchen Altersgruppen eine besondere Unfall- 
häufigkeit festzustellen ist? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Börner 
vom 20. Juli 1971 

Das Statistische Bundesamt hat in seinen Veröffentlichungen 
(Jahresausgabe) „Straßenverkehrsunfälle" schon immer u. a. 
auch die an Straßenverkehrsunfällen beteiligten Fahrzeugführer 
und Fußgänger nach dem Alter (und Geschlecht) ausgewiesen. 

Bei den in der Frage angesprochenen „neuen Unterlagen" han- 
delt es sich vermutlich um Sonderuntersuchungen. Das Statisti- 
sche Bundesamt hat für die Zeit von Januar bis September 1970 
festgestellt, daß die relativ kleine Bevölkerungsgruppe der 21- 
bis 24jährigen (die 6,2% der am Kraftverkehr teilnehmenden 
Bevölkerung ausmachen) 17,7% aller Unfälle verursacht hat. 

Außerdem hat das Hessische Statistische Landesamt in einer 
anderen Sonderuntersuchung festgestellt, daß von den 66 327 im 
Jahre 1970 in schwere Straßenverkehrsunfälle verwickelten 
Kraftfahrzeugführern 8044 oder 12,lVo ihre Führerscheine noch 
kein ganzes Jahr besaßen (Führerscheinneulinge). Diese Zahlen 
beziehen sich auf Führerscheinneulinge aller Altersgruppen. Der 
Anteil der 21- bis 24jährigen Führerscheinneulinge betrug etwa 
Vt (= 14,6%). Eine entsprechende Bundesstatistik über Führer- 
scheinneulinge liegt nicht vor. 


127. Abgeordneter Ist der Bundesregierung bekannt, daß sich am 
Baeuchle gefährlichen Verkehrsknotenpunkt (Straßen- 

kreuzung) der B 311, B 312 und L 275 am 
Ortseingang der Stadt Riedlingen (Kreis Saul- 
gau) beim Gasthaus zum „Deutschen Kaiser" 
von Oktober 1968 bis heute insgesamt 67 Ver- 
kehrsunfälle mit 26 Verletzten und rund 
150 000 DM Sachschaden ereignet haben sol- 
len? 
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128. Abgeordneter Mit welchen geeigneten Sofortmaßnahmen, um 
Baeuchle diesen Verkehrsknotenpunkt sicherer zu ma- 

chen, darf seitens der Bundesregierung gerech- 
net werden, nachdem auch das zuständige 
Regierungspräsidium Südwürttemberg-Hohen- 
zollern in Tübingen schon vor Monaten ein 
Ingenieurbüro mit der Klärung der verkehrs- 
und signaltechnischen Problematik an dieser 
Kreuzung beauftragt haben soll? 

Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Börner 
vom 20. Juli 1971 

Die Situation an dem Verkehrsknotenpunkt der B 311/B 312 und 
L 275 am Ortseingang der Stadt Riedlingen ist der Bundesregie- 
rung bekannt. 

Ein Ingenieurbüro arbeitet zur Zeit im Aufträge des zuständigen 
Regierungspräsidiums Südwürttemberg-Hohenzollern einen Vor- 
schlag für die Bereinigung am Ort aus. Das Ergebnis soll in den 
nächsten Wochen dem Regierungspräsidium vorgelegt werden. 
Von diesem Ergebnis wird es abhängen, welche Sofortmaßnah- 
men getroffen werden sollen. Danach wird auch die Frage der 
Finanzierung zu klären sein. 


129. Abgeordneter Kann davon ausgegangen werden, daß die bis- 

Dr. Dittrich herigen Verlautbarungen aus dem Bundes- 

ministerium für Verkehr und für das Post- und 
Fernmeldewesen, daß die Oberfinanzdirektion 
Regensburg erhalten bleibt, nach wie vor 
Gültigkeit besitzen? 

Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Börner 
vom 16. Juli 1971 

Die bisherigen Stellungnahmen, daß die Oberpostdirektion 
Regensburg erhalten bleibt, besitzen nach wie vor Gültigkeit, 
Anderslautende Pressemeldungen sind unzutreffend und wurden 
durch entsprechende Gegendarstellungen in der örtlichen Presse 
richtiggestellt. 

130. Abgeordneter Ist der Bundesregierung bekannt, daß der 

Dr. Riedl Olympiablock der Deutschen Bundespost in- 

(München) nerhalb kurzer Zeit infolge Aufkaufs eines 

Großteils der Auflage durch Spekulanten ver- 
griffen war, und was gedenkt die Bundes- 
regierung zu tun (z. B. Erhöhung der Auflage), 
um die Philatelisten davor zu schützen, daß 
sie für reguläre Postwertzeichen spekulative 
Preise bezahlen müssen, nachdem ihnen der 
normale Kauf der Olympia-Blocks an den 
Schaltern der Deutschen Bundespost nicht 
möglich war? 

Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Börner 
vom 20. Juli 1971 

Der Bundesregierung ist bekannt, daß der „Olympia-Block 1971" 
an einigen Orten bereits kurz nach seiner Herausgabe vergriffen 
war. 
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Bei der Ermittlung des Bedarfs konnte nicht auf genaue Ver- 
kaufsziffern zurückgegriffen werden, weil ein Zusdilagsblock 
für das Bundesgebiet bisher nicht ausgegeben worden war. Von 
den Jugendmarken des Jahres 1970 wurden 6,9 Millionen Stück, 
vom Beethoven-Block des Jahres 1959 4,3 Millionen Stück und 
von dem 1964 herausgegebenen Widerstandsblock 6,9 Millionen 
Stück verkauft. Der 1969 erschienene Block „50 Jahre Frauen- 
wahlrecht“ konnte bei einer Auflage von 12 Millionen Stück 
nicht voll abgesetzt werden. 

Die Deutsche Bundespost hat unter Berücksichtigung der vorge- 
nannten Zahlen die Auflagenhöhe für den „Olympia-Block 1971“ 
auf 7,5 Millionen festgelegt. Ein voller Verkaufserlös ist nur 
dann zu erwarten, wenn Auflage und Bedarf sich decken. Die 
feste Auflage wurde gewählt, weil nur damit gewährleistet ist, 
daß der Block in einem relativ kurzen Zeitraum abgesetzt wer- 
den kann. Dies war besonders beim „Olympia-Block 1971“ das 
Ziel, um den Zuschlagerlös der Deutschen Sporthilfe e. V. über 
die Stiftung zur Förderung der Olympischen Spiele in München 
1972 noch im Jahre 1971 in voller Höhe zur Verfügung stellen zu 
können. Die Deutsche Bundespost hat die auf 7,5 Milionen fest- 
gesetzte Auflagenhöhe für den „Olympia-Block 1971“ im Amts- 
blatt öffentlich bekanntgegeben. Eine nachträgliche Erhöhung 
ist nicht möglich; sie würde zu einer Belastung des Vertrauens- 
verhältnisses zwischen der Deutschen Bundespost und ihren 
Kunden führen. 

Künftig wird die Deutsche Bundespost bei festen Auflagen bis 
zu 10 Millionen Stück die Abgabe der Marken und Blockaus- 
gaben am ersten Tag des Schalterverkaufs auf zehn Stück je Post- 
kunde beschränken. Kunden, die einen größeren Bedarf haben, 
müssen ihre Bestellung an eine der Versandstellen für Sammler- 
marken richten oder nach Freigabe des Verkaufs zu zusätzlich 
gewünschten Neuausgaben am Schalter kaufen. 


131. Abgeordneter Wie ist die Verkehrssicherheitsüberwachung 

Krockert für die privaten Kraftfahrzeuge von Ange- 

hörigen amerikanischer Streitkräfte in der 
Bundesrepublik Deutschland gewährleistet, so- 
lange diese ihre Fahrzeuge nicht zur regel- 
mäßigen technischen Überwachung vorführen 
müssen? 


132. Abgeordneter 

Krockert 


Gedenkt die Bundesregierung, eine Änderung 
des gegenwärtigen Zustands herbeizuführen? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Börner 
vom 20. Juli 1971 

Private Kraftfahrzeuge von Mitgliedern der Stationierungsstreit- 
kräfte und von deren Angehörigen können nach Artikel 10 Abs. 1 
des Zusatzabkommens zum NATO-Truppenstatut vom 3. Au- 
gust 1959 (BGBl. 1961 II S. 1218) von den Behörden der Truppe 
registriert und zugelassen werden. Davon machen die amerika- 
nischen Streitkräfte in der Bundesrepublik Deutschland Ge- 
brauch. Nach Artikel 10 Abs. 5 des genannten Zusatzabkommens 
treffen die Behörden der Truppe hinsichtlich dieser Fahrzeuge 
die angemessenen Sicherheitsmaßnahmen. 
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Auf Grund dieser Vorschrift obliegt den Behörden der Truppe 
die Verantwortung u. a. auch dafür, daß die von ihnen registrier- 
ten und zugelassenen privaten Kraftfahrzeuge der Mitglieder der 
Streitkräfte und deren Angehörigen den für diese Fahrzeuge 
geltenden Bau- und Betriebsvorschriften entsprechen, insbeson- 
dere dafür, daß sie verkehrssicher sind. Welche Maßnahmen die 
Behörden dazu ergreifen, obliegt ihrer eigenen Entscheidung. 
Soweit hier bekannt, überprüfen die amerikanischen Streitkräfte 
die von ihnen zugelassenen Fahrzeuge jedes Jahr. Diese Routine- 
untersuchungen schließen gezielte Untersuchungen nicht aus. 
Die einschlägigen Dienstvorschriften der amerikanischen Streit- 
kräfte sehen z. B. vor, daß der Kommandeur einer Einheit die 
Überprüfung eines privaten Fahrzeugs verlangen kann, wenn 
er der Ansicht ist, daß es nicht den Sicherheitsanforderungen 
entspricht. 

Wie in anderen Fällen steht mein Haus auch auf diesem Sach- 
gebiet mit den Stationierungsstreitkräften in Verbindung. Dort 
wo Mißstände bekannt werden, wenden wir uns an die zustän- 
digen Behörden der Streitkräfte mit dem Verlangen nach Abhilfe. 
Voraussetzung hierfür ist jedoch, daß uns entsprechendes kon- 
kretes Material vorgelegt wird. 

Eine Änderung des Rechtszustandes mit dem Ziel, die privaten 
Fahrzeuge der Mitglieder der Streitkräfte und deren Angehöri- 
gen in das deutsche Verfahren nach § 29 der Straßenverkehrs- 
Zulassungs-Ordnung einzubeziehen, ist nicht beabsichtigt. Sie 
würde die Änderung des vorstehend genannten Zusatzabkom- 
mens voraussetzen. Dazu besteht m. E. weder sachlich Anlaß, 
noch glaube ich, daß dies durchsetzbar wäre. 


133. Abgeordneter Wann rechnet die Bundesregierung mit der 
Leidit — vom Staatssekretär des Bundesverkehrs- 

ministeriums im Haushaltsausschuß nach mei- 
ner Erinnerung bereits für April 1971 ange- 
kündigten — Fertigstellung der Nutzen- 
Kosten-Untersuchung über den Bau eines 
Saar-Pfalz-Rhein-Kanals und mit der Veröf- 
fentlichung dieser Untersuchung? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Börner 
vom 20. Juli 1971 

Der Arbeits-, Zeit- und Kostenplan für die vom Bundesverkehrs- 
ministerium vergebene „Kosten-Nutzen-Untersuchung Wasser- 
straßenanschluß für das Saarland" sah nach dem Stand vom 
25. August 1970 eine Bearbeitungszeit von acht Monaten \md 
damit als Fertigstellungstermin den 30. April 1971 vor. Diese 
Zeitvorstellung bestand auch noch bei der Beratung des Einzel- 
plans 12 im Haushaltsausschuß am 19. Dezember 1970, so daß in 
dem Bericht, der dem Ausschuß als Drucksache Vorgelegen hat, 
auf Seite 21 u. a. festgestellt wurde: „Das Ergebnis soll zum 
30. April 1971 vorgelegt werden." 

Infolge nicht vorhersehbarer Schwierigkeiten bei der Datenbe- 
schaffung und der Absicherung der Ausgangsüberlegungen in 
Gesprächen mit den Beteiligten — u. a. mit den Vertretern der 
zuständigen Ministerien des Saarlandes und in Rheinland- 
Pfalz — mußte der o. a. Zeitplan auf Bitten der bearbeitenden 
Institute revidiert werden. 
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Es ist nunmehr zu erwarten, daß die Institute den Forschungs- 
bericht nach der Sommerpause fertigstellen können. Die Bundes- 
regierung wird bemüht sein, die Frist bis zur Veröffentlichung 
des Gutachtens, die allein aus technischen Gründen einige Zeit 
in Anspruch nehmen wird, so weit wie möglich zu verkürzen. 


134. Abgeordneter Welche Überlegungen werden bei der Bundes- 
Sdiedl regierung hinsichtlidi der Auflösung der Ober- 

postdirektion Regensburg angestellt, über die 
viel Unruhe in der Öffentlichkeit entsteht, 
veranlaßt durch eine Pressemeldung, daß die 
Grundstücksverhandlungen betreffend Errich- 
tung eines Neubaues für die Oberpostdirek- 
tion Regensburg abgebrochen worden sind? 

Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Börner 
vom 16. Juli 1971 

Die Pressemeldungen, nadi denen die Auflösung der Oberpost- 
direktion Regensburg geplant sei, sind unzutreffend. Entspre- 
chende Gegendarstellungen wurden bereit in der örtlichen Presse 
veröffentlicht. 

Vom Erwerb eines Grundstückes für den Neubau der Oberpost- 
direktion muß unter den gegebenen wirtschaftlichen Aspekten 
abgesehen werden. Die Bereitstellung von Mitteln für Grund- 
erwerbe und Bauvorhaben ist gegenwärtig nur solchen Maßnah- 
men Vorbehalten, die der Verbesserung des Betriebes und der 
dafür notwendigen Anlagen dienen. 


135. Abgeordneter Wie erklärt die Bundesregierung die Verzöge- 
Dr. Schulze- rung bei der Aufstellung eines Füllsenders 

Vorberg (Umsetzer) zur Verbesserung des Fernseh- 

empfangs, vor allem für das Zweite Programm, 
im Raum Kitzingen/Main, der von der Deut- 
schen Bundespost bereits 1969 für das Jahr 
1970 in Aussicht gestellt worden war? 

Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Börner 
vom 16. Juli 1971 

Zur Verbesserung der Fernsehversorgung im Raum Kitzingen 
war vorgesehen, einen Füllsender im „Klosterforst" zu errichten. 
Dieser funktechnisch günstige Standort mußte aufgegeben wer- 
den, weil die Regierung von Unterfranken wegen etwaiger berg- 
baulicher Nutzung dieses Gebietes ihre Zustimmung versagte. 

Bei positivem Ausgang der derzeit laufenden Bemühungen um 
einen anderen geeigneten Standort kann im nächsten Jahr mit 
dem Aufbau des Füllsenders begonnen werden. 


136. Abgeordneter Hält die Bundesregierung daran fest, daß die 
Dr. Fuchs Oberpostdirektion Regensburg erhalten bleibt, 

und ist sie bereit, ein geeignetes Grundstück 
für den Neubau einer Oberpostdirektion in 
Regensburg zu erwerben? 
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Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Börner 
vom 16. Juli 1971 

Eine Auflösung der Oberpostdirektion Regensburg ist bisher 
nicht in Betracht gezogen worden. Anderslautende Pressemel- 
dungen sind unzutreffend und wurden in der örtlichen Presse 
durch Gegendarstellungen richtiggestellt. 

Vom Erwerb eines Grundstücks für den Neubau der Oberpost- 
direktion muß unter den gegenwärtigen wirtschaftlichen Ge- 
sichtspunkten abgesehen werden, weil die Bereitstellung von 
Mitteln für Grunderwerbe und Bauvorhaben z. Z. nur solchen 
Maßnahmen Vorbehalten bleiben kann, die der Verbesserung des 
Betriebes und der hierfür notwendigen Anlagen dienen. 


137. Abgeordneter Wann kann das dritte deutsche Fährschiff für 
Storm den Einsatz auf der Vogelfluglinie (Puttgarden 

auf Fehmarn-Rödbyhavn) in Betrieb gestellt 
werden, und welchen Namen soll dieses Schiff 
erhalten? 

Antwort des Staatssekretärs Wittrock 
vom 28. Juli 1971 

Der Neubau eines weiteren Fährschiffes der Deutschen Bxmdes- 
bahn für die Vogelfluglinie wurde im Juni 1971 bei der Nobis- 
krug-Werft in Rendsburg auf Kiel gelegt. Die Ablieferung ist 
vertragsmäßig für den Juni 1972 vereinbart. Mit Beginn des 
Hochsaisonverkehrs Juli/August 1972 ist der Betriebseinsatz 
von der Deutschen Bundesbahn beabsichtigt. 

Die Überlegungen der Deutschen Bundesbahn zur Namensge- 
bimg sind noch nicht abgeschlossen. 


138. Abgeordneter Hat die Bundesregierung während der Som- 
Dr. Schachtschabeimermonate Vorsorge dafür getragen, daß die 
ausländischen Personenkraftfahrer, insbeson- 
dere des Fremdenverkehrs, an den Grenzüber- 
^ gängen, vor allem an denjenigen, die unmittel- 

bar "ZU Bundesautobahnen führen, ausreichend 
über die neue Straßenverkehrs-Ordnung in- 
formiert werden? 

Antwort des Staatssekretärs Wittrock 
vom 28. Juli 1971 

Ja. Es werden Handzettel mit entsprechenden Hinweisen an den 
Grenzübergängen verteilt, obgleich das Bedürfnis nach Infor- 
mation geringer geworden ist. Die Straßenverkehrs-Ordnung 
vom 16. November 1970 entspricht nämlich völlig den Vorschrif- 
ten des weltweiten Übereinkommens über den Straßenverkehr 
vom 8. November 1968 und dem weltweiten Übereinkommen 
über Straßenverkehrszeichen vom gleichen Datum. Damit ist die 
Frage der Unterrichtung der in die Bundesrepublik Deutschland 
einreisenden ausländischen Verkehrsteilnehmer über die hier 
geltenden Verhaltensregeln im Straßenverkehr nicht mehr von 
so großer Bedeutung wie zu der Zeit, als die alte Straßenver- 
kehrs-Ordnung noch Gültigkeit hatte. Zumindest die europäi- 
schen Verhaltensregeln im Straßenverkehr sind nunmehr weit- 
gehenci angeglichen. 
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139. Abgeordneter Ist in diesem Zusammenhang dafür Sorge ge- 
Dr, Sdiaditsdiabel tragen worden, daß Verkehrsstörungen über 
Rundfunk auch in holländischer, dänischer und 
englischer Sprache bekanntgegeben werden? 

Antwort des Staatssekretärs Wittrock 
vom28. Juli 1971 

Ja. Bereits seit der Ferienreisezeit 1970 verfügt die Meldestelle 
der Polizei für das Bundesgebiet beim Regierungspräsidenten in 
Köln über vorbereitete Meldungen in französischer, flämischer 
und dänischer Sprache, um die ausländischen Verkehrsteilneh- 
mer bei Bedarf durch den Rundfunk über die Verkehrslage auf 
den Autobahnen und den Bundesstraßen zu unterrichten. Diese 
Meldungen sind mit Hinweisen für das richtige Verhalten auf 
Autobahnen verknüpft, weil die Ausländer erfahrungsgemäß 
immer gegen die gleichen Vorschriften verstoßen (Halte- und 
Parkverbot auf den Seitenstreifen, Sicherheitsabstand, Rechts- 
fahren). 

Schwierigkeiten beim Senden der fremdsprachlichen Meldungen 
sind 1970 teilweise bei den deutschen Rundfunkanstalten ent- 
standen, weil sprachkundige Sprecher nicht kurzfristig zur Ver- 
fügung standen. Im Jahre 1971 sind bis jetzt noch keine Schwie- 
rigkeiten aufgetreten. Der Norddeutsche Rundfunk verbreitete 
am ersten Ferienwochenende (2. Juli bis 4. Juli) unvorhergesehen 
einen Verkehrslagebericht in dänischer Sprache. Während des 
zweiten Ferienwochenendes wurden im deutschsprachigen Pro- 
gramm von Radio Luxemburg am 11. Juli in flämischer Sprache 
die belgischen und niederländischen Kraftfahrer mit Wohnwa- 
genanhängern aufgefordert, nur dann auf den Seitenstreifen der 
Autobahn Frankfurt — ^Würzburg zu parken, wenn sie eine Panne 
an ihren Fahrzeugen erlitten haben. 


140. Abgeordneter Trifft es zu, daß die Autobahnämter beim Neu- 

Dr, Jenninger bau von Bundesautobahnen grundsätzlich 

keine Lärmschutzmaßnahmen für Anlieger in 
Aussicht stellen dürfen und nach der gegen- 
wärtigen Rechtslage auch nicht gewähren kön- 
nen? 

Antwort des Staatssekretärs Wittrock 
vom 28, Juli 1971 

Es trifft nicht zu, daß Autobahnämter von Bundesautobahnen 
grundsätzlich keine Lärmschutzmaßnahmen für Ahlieger in Aus- 
sicht stellen dürfen. Die Anlieger haben nur in der Regel keinen 
Anspruch auf Herstellung von Lärmschutzmaßnahmen gegenüber 
der Straßenverwaltung. Nach den Urteilen des Bundesgerichts- 
hofes können nur in solchen Ausnahmefällen Entschädigungen 
geleistet werden, in denen die Beeinträchtigungen unter Anle- 
gung eines sehr strengen Maß Stabes über das zumutbare Maß 
hinausgehen. 

Im Februar dieses Jahres hat der Bundesminister für Verkehr in 
einem Schreiben an die obersten Straßenbaubehörden der 
Länder zum Ausdruck gebracht, daß es eine gesellschaftspoliti- 
sche Aufgabe hohen Ranges sei, der zunehmenden Lärmbelästi- 
gung nach Möglichkeit entgegenzuwirken. Es wurde darauf hin- 
gewiesen, daß die Ausschaltung aller mit dem Straßenverkehr 
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verbundenen Lärmeinwirkungen bei den in unserem Lande vor- 
herrschenden Situationen nicht zu erreichen und wirtschaftlich 
auch nicht zu realisieren sei. Die Bemühungen können sich nur 
darauf richten, die Lärmeinwirkungen unter Abwägung aller 
Umstände möglichst in Grenzen zu halten, was ein Zusammen- 
wirken aller beteiligten Behörden und der Betroffenen selbst 
erfordert. Die obersten Straßenbaubehörden haben gleichzeitig 
besondere Hinweise erhalten, wie — auch durch planerische 
Maßnahmen — zur Minderung der Lärmbelästigung aus straßen- 
baulicher Sicht beigetragen werden kann. 


141. Abgeordneter Ist es nach Meinung der Bundesregierung für 
Dr. Jenninger den Anlieger an einer geplanten Autobahn, 
dessen Anwesen 16 m von der Trasse entfernt 
liegt, zumutbar, den zu erwartenden Lärm von 
der Autobahn ohne Schutz hinzunehmen oder 
auf eigene Kosten entsprechende Maßnahmen 
vornehmen zu lassen? 

Antwort des Staatssekretärs Wittrock 
vom 28. Juli 1971 

Für die Beurteilung einer zu erwartenden Belästigung durch 
Verkehrslärm ist die Entfernung eines Wohnhauses von der 
Trasse einer geplanten Autobahn allein nicht ausreichend. In- 
sofern kann nicht beurteilt werden, ob in dem von Ihnen zitierten 
Fall die Grenze des Zumutbaren, die für etwaige Schutzmaß- 
nahmen oder Entschädigungen wichtig ist, überschritten wird. 


142. Abgeordneter Wie beurteilt die Bundesregierung die in der 
Dr. Schneider Öffentlichkeit geübte Kritik an der langen 
(Nürnberg) Beförderungsdauer von Eilsendungen durch 

die Deutsche Bundespost, und sieht sie Mög- 
lichkeiten für eine wirksame Abhilfe? 

Antwort des Staatssekretärs Gscheidle 
vom 30. Juli 1971 

Nach den Bestimmungen der Postordnung werden gegen Entrich- 
tung einer Eilzustellgebühr Briefe, Postkarten, Büchersendungen 
und Postanweisungen auf Verlangen des Absenders durch Eil- 
boten, Päckchen wie Schnellpaketsendungen zugestellt. Die Eil- 
zustellung ist auf die Zeit von 6 Uhr bis 22 Uhr beschränkt. 
Gegen einen weiteren Zuschlag von 1 DM wird die Zustellung 
auch nachts durchgeführt, wenn bei dem für die Eilzustellung 
zuständigen Amt durchgehender Dienst eingerichtet ist. Die Ver- 
pflichtung der Post erstreckt sich lediglich auf die besondere 
Zustellung der Eilsendungen. Sie wird unmittelbar nach Eingang 
der Sendungen ausgeführt, und zwar auch an Sonn- und Feier- 
tagen, an denen die normale Zustellung ruht. Lediglich wenn auf 
einen Sonn- oder Feiertag ein weiterer folgt, wird im Landbe- 
reich am ersten dieser beiden Tage keine Zustellung von Eil- 
sendungen durchgeführt. Obwohl der Vermerk „Eilzustellung" 
die Post nur zu besonderen Zustelleistungen verpflichtet, besteht 
die Anordnung für alle an der Beförderung beteiligten Dienst- 
stellen, diese Sendungen vorrangig zu behandeln. Auch in neuen, 
in Vorbereitung befindlichen Dienstvorschriften ist die Bedeu- 
tung und Behandlung der Eilsendungen besonders hervorgeho- 
ben. 
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Die Postverbindungen sind grundsätzlich so gestaltet, daß — die 
rechtzeitige Einlieferung vorausgesetzt — Briefe und Postkarten 
mit der Zustellung des nächsten Werktages ausgeliefert werden 
können. Für Eilsendungen ein besonderes Beförderungsnetz an 
verkehrsschwachen Tagen einzurichten, würde wegen der damit 
verbundenen hohen Personal- und Sachkosten einen Verstoß 
gegen die Verpflichtung zu wirtschaftlicher Betriebsführung 
bedeuten. 

Die von der Öffentlichkeit geübte Kritik an der Beförderungs- 
dauer von Eilsendungen ist nach meiner Beobachtung auf eine 
Verallgemeinerung bedauerlicher Einzelfälle zurückzuführen. 


143. Abgeordneter Wird die Bundesregierung dafür Sorge tragen, 
Dr. Hauff daß bei der Berechnung der Telefongebühren 

die ab 1. Juli 1971 geltenden Tarife tatsäch- 
lich ab 1. Juli 1971 berechnet werden und 
nicht — wie von der Deutschen Bundespost 
in gedruckten Rundschreiben angekündigt — 
zu einem früher gelegenen Zählerablesetag 
als dem 10. Juli 1971? 

Antwort des Staatssekretärs Gscheidle 
vom 30. Juli 1971 

Die Gebührensätze für Gespräche im Orts- und Selbstwählfern- 
dienst sind vom 1. Juli 1971 an geändert worden. Um sicherzu- 
stellen, daß die bis zum 30. Juni 1971 registrierten Gesprächs- 
einheiten zu den bis .dahin gültigen Gebührensätzen berechnet 
werden, habe ich angeordnet, daß in der Zeit vom 1. bis 3. Juli 
1971 die Gesprächszähler aller Fernsprechteilnehmer abgelesen 
werden mußten. 

Die bei dieser Sonderablesung ermittelten und zu den bisherigen 
Gebührensätzen berechneten Gebühren wurden von den Teil- 
nehmern mit der Juli-Rechnung erhoben. 

Dadurch, daß im Juli anstelle der regelmäßigen Ablesung — in 
dem von Ihnen genannten Fall am 10. Juli 1971 — die Sonder- 
ablesung getreten ist, ergeben sich kürzere Berechnungszeit- 
räume für die Juli-Rechnung und längere für die August- und 
September-Rechnung. 

Der gewohnte Rechnungsrhythmus wird mit der Fernmelderech- 
nung Oktober 1971 wieder erreicht werden. Das vorübergehende 
Abweichen von den üblichen Rechnungszeiträumen beeinträch- 
tigt nicht das richtige Erfassen und Berechnen der Gebühren. 
Darauf wurde in dem von Ihnen erwähnten Rundschreiben hin- 
gewiesen. 


144. Abgeordneter Teilt die Bundesregierung die Auffassung, daß 
Dr. Riedl die Einführung des Auslandstarifs für den 

(München) innerdeutschen Postverkehr von Ost nach 

West durch die DDR und die damit verbun- 
dene prohibitiv wirkende Gebührenerhöhung 
dem Kostenerstattungsvertrag mit der Post- 
verwaltung der DDR die Geschäftsgrundlage 
entzogen hat, und was gedenkt die Bundes- 
regierung daraufhin zu tun? 
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Antwort des Staatssekretärs Gsdieidle 
vom 3. August 1971 

Die von der DDR für ihren Bereich einseitig angeordnete Ein- 
führung von Auslandsgebühren für den innerdeutschen Post- 
und Fernmeldeverkehr von Ost nach West stellt offenbar den 
Versuch dar, die These von den Auslandsbeziehungen zwischen 
den beiden Teilen Deutschlands zu erhärten. Mit ihrem Vorgehen 
setzt sich die DDR in Widerspruch zu ihrem bisherigen Verhal- 
ten in mehr als 20 Jahren, in denen auch die DDR den gegen- 
seitigen Post- und Fernmeldeverkehr stets wie Inlandsverkehr 
behandelt hat. 

Gleichwohl muß die Frage, ob die Einführung des Auslandstarifs 
für den innerdeutschen Postverkehr von Ost nach West dem 
Kostenerstattungsvertrag mit der Postverwaltung der DDR die 
Geschäftsgrundlage entzogen hat, verneint werden. Die Verein- 
barung, die am 29. April 1970 zwischen dem Bundesministerium 
für das Post- und Fernmeldewesen und dem DDR-Postministe- 
rium abgeschlossen worden ist, hat — abgesehen von der ver- 
einbarten Vermehrung der innerdeutschen Fernmeldeleitun-^ 
gen — die Abgeltung der betrieblichen Leistungen zum Gegen- 
stand, die beide deutsche Postverwaltungen im Post- und Fern- 
meldedienst wechselseitig erbringen. Die Pauschale berücksich- 
tigt sowohl die Leistungen der DDR-Postverwaltung als auch der 
Deutschen Bundespost im Brief-, Paket-, Fernsprech-, Tele- 
gramm-, Telex-, Seefunk- und Rundfunkübertragungsverkehr 
sowie die Aufwendungen für Ersatzleistungen und für Fern- 
meldelinien. Daß sich hierbei ein erheblicher Betrag zugunsten 
der DDR-Postverwaltung ergibt, beruht darauf, daß in vielen 
Verkehrsbeziehungen, insbesondere im Paketverkehr, der Ver- 
kehrsstrom in östlicher Richtung stärker ist als in westlicher 
Richtung. Ein solcher Verkehrsüberhang wird — unabhängig 
von der bedauerlichen Tatsache, daß die DDR im Verfolg ihrer 
Abgrenzungsbestrebungen für den innerdeutschen Post- und 
Fernmeldeverkehr dieselben Gebühren wie für ihren abgehenden 
Auslandsverkehr eingeführt hat — auch in Zukunft bestehen 
bleiben. 


145. Abgeordneter 

Dr. Jobst 


Beabsichtigt die Deutsche Bundespost ihre 
Verwaltungsorganisation zu zentralisieren? 


146. Abgeordneter Wird die Bundesregierung bei der Zusammen- 
Dr, Jobst legung von Dienstzweigen ihre Maßnahmen 

darauf ausrichten, daß die wirtschaftlichen 
Ballungsräume nicht noch weiter belastet wer- 
den, und wird sie aus diesem Grund bei einer 
Zentralisierung von Dienstbereichen in Bayern 
zur Entlastung der Großräume München und 
Nürnberg solche zentrale Stellen in Regens- 
burg einrichten? 

Antwort des Staatssekretärs Gsdieidle 
vom 3. August 1971 

Die Deutsche Bundespost ist stets dann bemüht, Dienste zu zen- 
tralisieren, wenn diese Maßnahme für den betreffenden Verwal- 
tuhgszweig wirtschaftlich ist. Dabei wird stets geprüft, ob 
Gründe vorliegen, die gegenüber der Wirtschaftlichkeit eine 
vorrangige Berücksichtigung verlangen. 
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Die Probleme der wirtschaftlichen Ballungsräume werden bei 
allen einschlägigen Maßnahmen der Deutschen Bundespost be- 
rücksichtigt. Konkrete Vorhaben in den von Ihnen angesproche- 
nen Räumen sind gegenwärtig jedoch nicht geplant. 


147. Abgeordneter Trifft es zu, daß bei Selbstwählferngesprächen 
Flämig der Anschluß des Angerufenen so lange 

blockiert ist, bis der Anrufer den Telefon- 
hörer auflegt, und was geschieht, um zu ver- 
meiden, daß aus Bosheit oder aus Versehen 
dem Angerufenen Schaden entsteht, weil sein 
Anschluß längere Zeit besetzt, also nicht ver- 
fügbar ist? 


Antwort des Staatssekretärs Gscheidle 
vom 3. August 1971 

Legt nach einer Gesprächsverbindung im Selbstwählferndienst 
der Anrufer den Hörer seines Fernsprechapparates nicht auf, so 
wird der Anschluß des angerufenen Teilnehmers blockiert. Diese 
Blockade dauert jedoch nur 1 bis 2 Minuten, dann sorgt ein ent- 
sprechendes Schaltkennzeichen beim angerufenen Teilnehmer 
für das Aufhören der Verbindung und damit für ein Selbstfrei- 
schalten. Dieses Selbstfreischalten erfolgt nicht bzw. wird ver- 
zögert, wenn der Angerufene vorzeitig — also vor Ablauf der 
obenerwähnten Zeitspanne — seinen Hörer wieder abhebt. 

Das Vorgenannte gilt mit folgender Einschränkung: Die Selbst- 
freischaltung ist nur bei Anrufen im normalen Netz des Selbst- 
wählferndienstes — Ortsnetzkennzahlen mit 0 beginnend — ^ 
möglich. Bei Anrufen über den sogenannten vereinfachten Selbst- 
wählferndienst — Ortsnetzkennzahlen mit 9 beginnend — der 
z. Z. noch rund 15Vo des gesamten Selbstwählferndienstes aus- 
macht, und bei Anrufen aus dem gleichen Ortsnetz kann der 
Anschluß des Angerufenen tatsächlich über längere Zeit (u. U. 
über ein ganzes W^ochenende hinweg) blockiert werden. Stellt 
der angerufene Fernsprechteilnehmer eine solche Dauerblockade 
fest, so hat er zur Freischaltung nur die Möglichkeit, von einem 
anderen Fernsprechapparat (auch Münzfernsprecher) aus die Ent- 
störungsstelle unter der Rufnummer 1 17 bzw. 01 17 zu ver- 
ständigen. Dieser Anruf ist gebührenfrei. Die Entstörungsstelle 
veranlaßt sodann das Freischalten des blockierten Fernsprech- 
anschlusses. 


148. Abgeordneter 

Rainer 


149. Abgeordneter 

Rainer 


Wie beurteilt die Bundesregierung die Initia- 
tive der Deutschen Postgewerkschaft (Ham- 
burg), die Postkunden mittels einer Postwurf- 
sendung zu veranlassen, durch eine Erklä- 
rung auf die Postzustellung an Samstagen 
freiwillig zu verzichten? 


Ist der Bundesregierung bekannt, ob die 
Deutsche Postgewerkschaft dem zuständigen 
Postamt die Gebühren für diese Postwurf- 
sendung überwiesen hat? 
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Antwort des Staatssekretärs Gscheidle 
vom 3. August 1971 

Schon bevor verschiedene Hamburger Amtsgruppen der Deut- 
schen Postgewerkschaft die Postkunden mittels Handzettel auf- 
forderten, durch eine entsprechende Erklärung gegenüber dem 
zuständigen Zustell-Postamt auf die Postzustellung zu verzichten, 
war samstags eine Zustellung an viele Empfänger nicht möglich. 
Die Gründe hierfür (z. B. Betriebsruhe) waren stets von diesen 
Empfängern zu vertreten. 

In meinem Auftrag im vergangenen Jahr durchgeführte Ermitt- 
lungen haben ergeben, daß in einzelnen Zustellbezirken bis zu 
25Vo der samstags vorliegenden Sendungen auf die Montags- 
zustellung zurückgestellt werden mußten. 

Die Amtsgruppen der Deutschen Postgewerkschaft in Hamburg 
versuchen nun, den Anteil der samstags künftig nicht mehr zuzu- 
stellenden Postsendungen merklich zu erhöhen, indem sie sich 
bemühen — was rechtlich zulässig ist — die Postkunden ent- 
sprechend zu beeinflussen, ohne dabei jedoch in die Rechtsbe- 
ziehungen zwischen diesen Postempfängern und der Deutschen 
Bundespost einzugreifen. Die Postkunden werden lediglich ge- 
beten, durch Abgabe der vorgenannten Erklärungen gegenüber 
ihrem zuständigen Zustell-Postamt selbst rechtsgestaltend tätig 
zu werden. Eine solche einmal abgegebene Willenserklärung 
kann jederzeit widerrufen werden. 

Es besteht deshalb kein Grund, die freiwillig abgegebenen Ver- 
zichtserklärungen nicht zu beachten, zumal das Zurückstellen 
samstags vorliegender Sendungen auf die Montagszustellung 
nach der von meinem Haus herausgegebenen Dienstanweisung 
für den Postbetrieb zulässig ist. 

Die Gebühren für die als Wurfsendungen eingelieferten Hand- 
zettel sind ordnungsmäßig entrichtet worden. 


Geschäftsbereich des Bundesministers für 
innerdeutsche Beziehungen 


150. Abgeordneter Ist dem Bundesminister für Jugend, Familie 
Baier und Gesundheit bekannt, daß im Land Baden- 

Württemberg eine drastische Einschränkung 
der Berlinfahrten von Schulklassen vorgenom- 
men wird, weil angeblich nicht genügend 
öffentliche Mittel für die Bezuschussung bereit- 
stehen? 

Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Herold 
vom 21. Juli 1971 

Dem Bundesminister für innerdeutsche Beziehungen, der für die 
Zuteilung von Bundesmitteln an die Länder zur Förderung von 
Reisen Jugendlicher nach Berlin — nicht an die DL — zuständig 
ist, ist nicht bekannt, daß im Land Baden-Württemberg eine 
drastische Einschränkung der Berlin-Reisen von Schulklassen 
vorgenommen wird. 
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Das Land Baden-Württemberg erhält im Jahre 1971 Bundesmittel 
in derselben Höhe wie im Jahre 1970, und zwar 535 000 DM, die 
dem Kultusministerium Baden-Württemberg antragsgemäß am 
19. März 1971 zugeteilt wurden. Die Mittel sind inzwischen in 
voller Höhe an das Kultusministerium überwiesen worden. Dem 
Bundesminister für innerdeutsche Beziehungen ist zur Zeit nicht 
bekannt, in welcher Höhe sich das Land Baden-Württemberg an 
der Förderung von Reisen Jugendlicher nach Berlin aus Landes- 
mitteln beteiligt. 

151. Abgeordneter Ist der Bundesminister für Jugend, Familie 
Baier und Gesundheit der Auffassung, daß Berlin- 

fahrten und Fahrten in das Zonenrandgebiet 
von Schulklassen nach wie vor eine besondere 
Priorität haben sollten, und was gedenkt er 
zu tun, um auch künftighin in gleicher Zahl 
wie früher diese Fahrten zu ermöglichen? 

Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Herold 
vom 21. Juli 1971 

Nach dem bisherigen Ablauf der Berlin-Besuche im Jahre 1971 
ist im Vergleich zum Vorjahr kein Rückgang der Besucherzahlen 
zu verzeichnen. Der BMB hat dem federführenden Referat in 
Berlin durch Einsparung aus einem anderen Titel den notwendi- 
gen Mehrbedarf für Berlin- und DL-Reisen von Erwachsenen 
(ab 25 Jahren) zur Verfügung gestellt. Inwieweit die Länder 
ihrerseits, insbesondere für Schulklassen, für die seitens des 
BMB keine Zuständigkeit besteht, durch Erhöhung der Mittel 
entsprochen hat, ist hier nicht bekannt. Die Förderung von 
Jugendlichen (bis zu 25 Jahren) fällt in die Zuständigkeit der 
Länder. Die Förderung erfolgt aus Mitteln, die das BMB (ab 
1. Januar 1971) anstelle des BMJFG den Ländern in Höhe von 
4,2 Millionen DM zur Verfügung stellt und Mitteln der Länder 
in etwa gleicher Höhe. Für das Jahr 1971 sind angesichts der 
Haushaltstage des Bundes und der Länder keine entscheidenden 
Veränderungen zu erwarten. Der Wunsch nach Steigerung der 
Besucherzahlen muß berücksichtigen, daß die Betreuungseinrich- 
tungen und Unterbringungsstätten nur eine begrenzte Aufnah- 
mefähigkeit haben. 


Geschäftsbereich des Bundesministers für 
Bildung und Wissenschaft 


152. Abgeordneter Welche Universitäten werden von der Strei- 
Dr. Probst chung von ca. 4 Millionen DM für den Bau 

von Studentenwohnheimen betroffen? 

Antwort des Bundesministers Frau Strobel 
vom 5. Juli 1971 

Die Bundesregierung hält die Förderung des Studentenwohn- 
heimbaues für eine vordringliche Aufgabe und hat deshalb die 
zunächst vorgesehene Verfügungsbeschränkung der Haushalts- 
mittel so reduziert, daß anstatt 18,4 Millionen DM nunmehr 23 
Millionen DM für Bewilligungen bereitstehen. 
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Die Vergabe der Mittel für die einzelnen Projekte richtet sich 
nach den Vorschlägen der Länder. Aussagen darüber, welche 
Studentenwohnheime auf Grund der Verfügungsbeschränkung 
vorläufig zurückgestellt werden müssen, sind daher nicht 
möglich. 


153. Abgeordneter Glaubt die Bundesregierung, daß die Ein- 

Dr. Probst schränkung der Mittel für den Bau von Stu- 

dentenwohnheimen oder die Beschneidung der 
öffentlichen Mittel für den Bundesjugendplan 
ihrer Zusage entspricht, dem Bildungssektor 
und der Jugend eine besondere Priorität ein- 
zuräumen? 

Antwort des Bundesministers Frau Strobel 
vom 5. Juli 1971 

Die Bundesregierung ist der Ansicht, daß weder die Förderung 
des Studentenwohnheimbaus noch der Allgemeine Bundesju- 
gendplan von den konjunkturpolitisch unabweisbaren Ein- 
schränkungen, die den gesamten Bundeshaushalt betreffen, aus- 
genommen werden können. Es ist jedoch — insbesondere auch 
im Hinblick auf den Bildungs-Charakter der Programme des 
Bundesjugendplans — gelungen, die Beschränkungen wesentlich 
zu mildern, so daß im Allgemeinen Bundesjugendplan (Einzel- 
plan 1502 Tit. 884 11 und 652 11) nunmehr lediglich eine Ver- 
minderung des Ansatzes in Höhe von etwa lOVo erfolgt. 


Ist damit zu rechnen, daß die geplanten Aus- 
gabensperrungen in Höhe von 30Vo bis 40Vo 
im Etat des Bundesministers für Wissenschaft 
und Forschung sich in gleicher Höhe auch auf 
die laufenden Ausgaben bei Forschungsvorha- 
ben im Kernenergieforschungszentrum Geest- 
hacht auswirken werden, oder, wenn nicht, in 
welchem Umfang sind Kürzungsmaßnahmen 
zu erwarten? 

Antwort des Bundesministers Leussink 
vom 7. Juli 1971 

Die auf Grund des Beschlusses der Bundesregierung vom 9. Mai 
1971 über binnenwirtschaftliche Stabilisierungsmaßnahmen zu- 
nächst vorsorglich verfügten Ausgabesperren bei Forschungs- 
einrichtungen werden nunmehr in Zuschußkürzungen geringeren 
Umfangs umgewandelt werden. Die dem Forschungszentrum 
Geesthacht der Gesellschaft für Kernenergieverwertung in Schiff- 
bau und Schiffahrt mbH (GKSS), Hamburg, im Jahre 1971 zur 
Verfügung stehenden Mittel verringern sich bei Ausklammerung 
der nicht in die Sperre einbezogenen Personalmittel hierdurch 
nur um rund 3Vo. Bei den anderen Forschungseinrichtungen lie- 
gen die Kürzungen etwa in der gleichen Größenordnung. 


154. Abgeordneter 

Baron 

von Wrangel 


155. Abgeordneter 

Baron 

von Wrangel 


Teilt die Bundesregierung die Meinung, daß 
— abgesehen von der Gefährdung von Ar- 
beitsplätzen, wie von Werkangehörigen be- 
fürchtet — die Forschung der Bundesrepublik 
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Deutschland auf dem für die Zukunft äußerst 
wichtigen Sektor der Kernenergie durch solche 
Maßnahmen entscheidend beeinträchtigt und 
im internationalen Wettbewerb stark benach- 
teiligt wird? 

Antwort des Bundesministers Leussink 
vom 7. Juli 1971 

Kürzungen in dieser Höhe führen — wie auch mit den betrof- 
fenen Einrichtungen in einer gemeinsamen Besprechung am 
16. Juni 1971 erörtert — nicht zu einer einschneidenden Beein- 
trächtigung der Forschungs- und Entwicklungsarbeiten. 


156. Abgeordneter In welchem Umfang und in welcher Weise 
Tönjes fördert die Bundesregierung Modellvorhaben 

und Versuchsbauten, die zu einer Rationali- 
sierung des Hochschulbaus führen sollen? 

Antwort des Bundesministers Leussink 
vom 7. Juli 1971 

Eine Förderung des Bundes von Modellvorhaben und Versuchs- 
bauten der Länder kann zur Zeit nur indirekt durch die Mitfinan- 
zierung nach dem Hochschulbauförderungsgesetz erfolgen. Das 
gemeinsame Schnellbauprogramm des Bundes und der Länder 
hat durch die Bereitstellung zusätzlicher Mittel ebenso einen 
Beitrag zur Baurationalisierung geleistet. Darüber hinausgehende 
Möglichkeiten des Bundes zur Förderung von Modell- und Ver- 
suchsbauten nach bestimmten Auswahl- und Bewertungskrite- 
rien — etwa entsprechend den Modellvorhaben des Bundesmini- 
sters für Städtebau und Wohnungswesen im sozialen Wohnungs- 
bau — werden zur Zeit von der Bundesregierung geprüft. 


157. Abgeordneter Konnten bereits Projekte fristgemäß durchge- 
Tönjes führt werden, bei denen die Kostenrichtwerte, 

die der Planungsausschuß nach dem Hochschul- 
bauförderungsgesetz festgelegt hat, eingehal- 
ten oder unterschritten wurden, und wie ge- 
denkt die Bundesregierung, die Erfahrungen 
aus einzelnen Bauvorhaben generell nutzbar 
zu machen? 

Antwort des Bundesministers Leussink 
vom 7. Juli 1971 

Eine generelle Auswertung der Hochschulbaumaßnahmen im 
Hinblick auf Kostenrichtwerte und Bauzeiten liegt der Bundes- 
regierung zur Zeit nur für die im Rahmen des Schnellbaupro- 
gramms des Bundes und der Länder geförderten Bauten vor. 
Dort sind zum Teil, unter anderem durch die Anwendung indu- 
strieller Fertigungsmethoden, die Kostenrichtwerte unterschrit- 
ten worden, zum Beispiel: 

Kategorie I: Richtwert des Planungsausschusses für den Hoch- 
schulbau 1700 DM pro Quadratmeter Hauptnutz- 
fläche (nach DIN 276; 2.1 und 2.4) bei Instituten 
mit niedrigem Installationsanteil (geisteswissen- 
schaftliche Institute) 
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- Hohenheim - Verfügungsgeb. Biologie 1375 DM/qm HNF 

- Frankfurt - Mehrzweckgeb. Geisteswiss. 1379 DM/qm HNF 

- Mainz - Unterrichtsgeb. Chemie, Biologie 1314 DM/qm HNF 

Kategorie II: Richtwert des Planungsausschusses für den Hoch- 
schulbau 2050 DM pro Quadratmeter Hauptnutz- 
fläche (nach DIN 276; 2.1 und 2.4) für Institute mit 
mittlerem Installationsanteil (Physik. Institute) 

- Marburg - Mehrzweckgeb. Naturwiss. 1390 DM/qm HNF 

- Gießen - Kursraumgeb. Chemie 1665 DM/qm HNF 

- Dortmund - Verfügungsgeb. Mathem., Physik 1383 DM/qm HNF 

- Bonn - Verfügungsgeb. Naturwiss. 1747 DM/qm HNF 

- Braunschweig - Verfügungsgeb. Naturwiss. 1660 DM/qm HNF 

- Braunschweig - Praktikumsgeb. Biologie 1830 DM/qm HNF 

Kategorie III: Richtwert des Planungsausschusses für den Hoch- 
schulbau 2900 DM pro Quadratmeter Hauptnutz- 
fläche (nach DIN 276; 2.1 und 2.4) für hochinstal- 
lierte Institute (Chemische Institute) 

- Bonn - Verfügungsgeb. Chemie 2601 DM/qm HNF 

Die als Voraussetzung für die Förderung festgesetzten kurzen 
Bauzeiten wurden in der Regel eingehalten. 

Bei der Beurteilung von Hochschulgebäuden sind Kosten und 
Bauzeiten wichtige, aber nicht die einzigen Kriterien. Ebenso 
muß zum Beispiel die Anpassungsfähigkeit der Bauten an künf- 
tige Veränderungen der Hochschulstruktur beachtet werden. In 
Zusammenarbeit mit den Ländern werden die Erfahrungen und 
Erkenntnisse auf diesem Gebiet gesammelt, ausgewertet und 
allgemein zugänglich gemacht. So habe ich bereits in meiner 
Presseinformation vom 8. April 1971 über die Neubauten der 
Universität Marburg „Auf den Lahnbergen'' als ein Beispiel 
für rationalisierten Hochschulbau berichtet. Eine in Kürze er- 
scheinende Dokumentation soll dazu beitragen, die dortigen 
Erfahrungen generell nutzbar zu machen. 


158. Abgeordneter Treffen Berichte zu, wonach Bundesminister 
Dr. Probst Leussink in einem Gespräch mit der Frank- 

furter Rundschau bestätigte, daß die eigent- 
lichen Bildungsreformen, die hohe finanzielle 
Aufwendungen erfordern, erst in den Jahren 
nach 1975 durchgeführt werden sollen, und 
ihr in der Regierungserklärung abgegebenes 
Versprechen, grundlegende Reformen im Bil- 
dungsbereich durchzuführen, einzuhalten? 


159. Abgeordneter Entspricht es dem Gesprächsinhalt mit der 

Dr. Probst Frankfurter Rundschau, und ist es sachlich 

richtig, daß der finanzielle Rahmen für die 
Bildungsausgaben praktisch schon festliegt und 
inwiefern glaubt die Bundesregierung, damit 
diese Finanzplanung den „Personalsektor bis 
1975 fixiert"? 
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Antwort des Bundesministres Leussink 
vom 9. Juli 1971 

In der Meldung der Frankfurter Rundschau vom 9. Juni 1971 
wird eine Äußerung von mir wiedergegeben, die auch jetzt noch 
durchaus zutreffend ist: es können keine Bildungsreformen 
durchgeführt werden, die nicht finanziell abgesichert sind. Eine 
zeitliche Staffelung der Maßnahmen ergibt sich schon allein dar- 
aus, daß die sich abzeichnende Verbesserung im Personalbereich 
— eine Folge des verstärkten Hochschulausbaus — erst nach 
1975 voll zum tragen kommt. Ebenso sind für den Aus- und 
Neubau von Bildungseinrichtungen nicht nur vom Etat, sondern 
auch von der Baukapazität her gewisse Grenzen vorgegeben. 

Es ist jedoch irrig, von einer Identität zwischen Mehrkosten und 
„grundlegenden Reformen" nach den Vorstellungen der Bun- 
desregierung — z. B. Einführung der integrierten Gesamtschule 
als Regelschule, curriculare Reformen im beruflichen und im 
allgemeinen Bildungswesen — auszugehen. Ich habe in meiner 
Rede vor dem Deutschen Bundestag am 9. Juni 1971 hierzu aus- 
geführt, daß die Kostendifferenz zwischen einer Weiterentwick- 
lung des Bildungssystems im Sinne der Opposition und Reform- 
maßnahmen, wie sie die Bundesregierung anstrebt, zwischen 
3®/o für 1975 und etwa 6Vo für 1980 liegt. 

überdies können Reformen im Bildungswesen durchaus auch zu 
einer Einsparung oder zu erhöhter Effizienz bei gleichem 
Kostenaufwand führen (z. B. verbesserte Nutzung von räumli- 
cher, personeller und technischer Kapazität), 

Selbstverständlich gibt es für die Bildungsreform auch finan- 
zielle Grenzen, die eine zeitliche Streckung nahelegen können. 
Die Länder beklagen bekanntlich nicht ohne Grund die wachsen- 
de Last der Personalkosten vor allem im Bildungsbereich} diese 
Kosten ergeben sich aus den bisherigen — vor der „eigentlichen" 
Bildungsreform eingeleiteten — Entwicklungen zwangsläufig. 
Auch beim Bund wird es hinsichtlich der Fortschreibung der 
Finanzplanung bis 1975 wegen zahlreicher wichtiger Aufgaben 
(auch Reform- und Gemeinschaftsaufgaben auf anderen Gebie- 
ten) Grenzen geben. 

Eine umfassende strukturelle und inhaltliche Reform des Bil- 
dungswesens kann nur als längerfristiger Prozeß angesehen 
werden. Die Bundersegierung versteht es als ihre vordringliche 
Aufgabe, hier in Gesetzgebung und gemeinsamer Bildungspla- 
nung die notwendigen Entscheidungen zu treffen und neuen 
Konzeptionen den Weg zu bereiten. 


160. Abgeordneter Wie beurteilt die Bundesregierung die Vor- 

Dr. Gölter gänge an der Heidelberger Universität, die 

den Historiker Professor Dr. Werner Conze 
veranlaßt haben, seine Vorlesungen für dieses 
Semester nunmehr endgültig einzustellen? 

Antwort des Bundesminister Leussink 
vom 7. Juli 1971 

Die von Ihnen angesprochenen Vorgänge an der Universität 
Heidelberg sind der Bundesregierung durch Presseberichte sowie 
durch die Pressemitteilung Nr. 127/1971 des Kultusministeriums 
Baden- Württemberg vom 23. Juni 1971 bekanntgeworden. Da- 
nach richteten sich die wochenlangen Störungen, denen Prof. 
Conze ausgesetzt war, gegen die Freiheit der wissenschaftlichen 
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Geschichtslehre und gegen eine ordnungsmäßige Ausbildung in 
den historischen Studienfächern. Die Bundesregierung hält der- 
artige Aktionen für eindeutige Verstöße gegen die Freiheit der 
Lehre. Sie geht davon aus, daß die zuständigen Organe der 
Universität Heidelberg und der zuständige Kultusminister des 
Landes Baden-Württemberg die notwendigen Schritte zur Ver- 
meidung der Vorlesungsstörungen in dem hier angesprochenen 
Fall unternehmen. Eine entsprechende Verpflichtung des Landes 
wird auch im Regierungsentwurf eines Hochschulrahmenge- 
setzes hervorgehoben (vgl. insbesondere § 8 erster Absatz der 
Begründung). Danach hat das Land darüber zu wachen und 
darauf hinzuwirken, daß die Mitglieder der Hochschule ihre 
Aufgaben in der durch Artikel 5 Abs. 3 des Grundgesetzes ver- 
bürgten Freiheit erfüllen können. 


Geschäftsbereich des Bundesministers für 
wirtschaftliche Zusammenarbeit 


161. Abgeordneter Wie hält es die Bundesregierung mit dem 
Werner Subsidiaritätsprinzip auf dem Gebiet der wirt- 

schaftlichen Zusammenarbeit? 

Antwort des Bundesministers Dr. Eppler 
vom 19. Juli 1971 

Entwicklungspolitik erfordert die aktive Beteiligung aller gesell- 
schaftlichen Kräfte. Die Bundesregierung unterstützt entwidc- 
lungspolitische Aktivitäten aller Gruppen durch ein umfassendes 
Förderungsinstrumentarium. Die Leitlinien hierfür sind im Kabi- 
nettsbeschluß vom 11. Februar 1971 niedergelegt. 


162. Abgeordneter Um welche Zeitspanne wird der Bundesmini- 
Roser Ster für wirtschaftliche Zusammenarbeit durch 

die auf seinen Haushalt entfallene Sperre von 
80 Millionen DM in seinem Bestreben zurück- 
geworfen, die Leistungen der Bundesrepublik 
Deutschland auf dem Gebiet der Entwicklungs- 
hilfe an den von der Bundesregierung ins 
Auge gefaßten Vomhundertsatz des Brutto- 
sozialprodukts heranzuführen? 

Antwort des Bundesministers Dr. Eppler 
vom 19. Juli 1971 

Wie hoch im Jahre 1971 der Anteil der öffentlichen Entwick- 
lungshilfe am Bruttosozialprodukt sein wird, hängt nicht nur 
vom Baransatz im Bundeshaushalt ab, sondern auch von den 
Abflüssen im Bereich der Kapitalhilfe, von der Ausnutzung der 
bereitgestellten ERP-Mittel und der Rückflüsse. Daher kann im 
Augenblick nicht gesagt werden, ob und in welcher Weise sich 
die Kürzung des Baransatzes auf den Anteil der Entwicklungs- 
hilfe am Bruttosozialprodukt auswirkt. 
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163. Abgeordneter Ist der Bundesregierung bekannt, daß das 
Dr. Beermann deutsch-indische Abkommen über die Durch- 
führung des gemeinschaftlichen Landwirt- 
schaf tprojektes in Mandi am 31. März 1971 
auslief und seither nicht verlängert wurde, 
obwohl die Verlängerung einer indischen Re- 
gierungsdelegation im vergangenen Jahr zuge- 
sagt wurde? 

Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Frau Freyh 
vom 2. August 1971 

Das Auslaufen des Mandiabkommens zum 31. März 1971 und der 
gegenwärtige vertragslose Zustand sind in meinem Hause be- 
kannt. 

Es entspricht den Tatsachen, daß im Sommer 1970 einer indischen 
Regierungsdelegation die Weiterführung des Vorhabens zuge- 
sagt wurde, allerdings unter folgenden Voraussetzungen: 

a) Die indische Regierung stellt einen Antrag auf Verlängerung 
des Projektes. 

b) Auf der Grundlage dieses Regierungswunsches wird das Vor- 
haben durch eine deutsche Sachverständigengruppe geprüft. 

Der indische Antrag auf Projektverlängerung ging am 28. April 
1971, d. h. etwa einen Monat nach Auslaufen des Abkommens, 
in meinem Hause ein. Unabhängig von dem offiziellen Regie- 
rungsantrag zur Verlängerung des Vorhabens waren bereits 
unmittelbar nach den Besprechungen mit der indischen Regie- 
rungsdelegation die Entsendung der deutschen Gutachtergruppe 
in meinem Hause vorbereitet und erste Arbeitsgespräche ge- 
führt worden. Obwohl zu dieser Zeit noch kein indischer Regie- 
rungsantrag vorlag, wurde am 7. Januar 1971 eine Gutachter- 
gruppe mit der Erarbeitung einer Konzeption für die Weiter- 
führung des Vorhabens beauftragt. Die Vorlage des Gutachter- 
berichts, auf dessen Grundlage die Projektverlängerung im 
Interministeriellen Referentenausschuß für Technische Hilfe be- 
schlossen werden sollte, war für den 23. Juli 1971 vorgesehen. 
Dieser Termin konnte jedoch nicht eingehalten werden, da der 
Leiter der Gutachtergruppe und ein weiteres Mitglied in Indien 
erkrankten. Das Gutachten ist mir für die nächsten Tage zugesagt 
worden. 


164. Abgeordneter Weiß die Bundesregierung, daß, bedingt durch 
Dr. Beermann diesen Schwebezustand, alle Maschinen- und 
Ersatzteilbestellungen seit Juni 1970 bisher 
nicht ausgeliefert wurden, und daß die Arbeits- 
verträge von sechs der zehn deutschen Exper- 
ten zwar bis zum 31. Juli 1971 verlängert 
wurden, diesen Mitarbeitern jedoch bis heute 
keine Auskunft über ihr weiteres Schicksal 
gegeben wurde? 

Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Frau Freyh 
vom 2. August 1971 

Seit Juni 1970 sind Materiallieferungen im Werte von 
1 050 000 DM durchgeführt worden. Alle Materialanforderungen 
des Projektes wurden damit erfüllt. 
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Die Arbeitsverträge der deutschen Experten wurden bis zum 
31. Oktober 1971 verlängert. Ihnen wurde gleichzeitig die Be- 
reitschaft der Bundesregierung, das Vorhaben weiterzuführen, 
mitgeteilt und die weitere Verlängerung ihrer Verträge nach 
endgültiger Entscheidung im Interministeriellen Referentenaus- 
schuß für Technische Hilfe zugesichert. 


165. Abgeordneter Welche Maßnahmen gedenkt die Bundesre- 
Dr. Beermann gierung zu unternehmen, damit solche Miß- 
stände bei der bundeseigenen GAWI-GmbH 
in Zukunft unterbunden werden und damit 
verhindert wird, daß qualifizierte Mitarbeiter 
den Entwicklungsdienst verlassen und das 
Verhältnis zu dem Partnerland in nicht zu 
verantwortender Weise verschlechtert wird? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Frau Freyh 
vom 2. August 1971 

Wie aus der Stellungnahme zu Fragen 163 und 164 hervorgeht, 
ist die eingetretene Verzögerung nicht auf die GAWI zurück- 
zuführen. 

Eine Verschlechterung im Verhältnis zu Indien ist nicht einge- 
treten. Der indischen Regierung ist die Bereitschaft der Bundes- 
regierung bekannt, das Mandiprojekt weiterhin zu fördern. 


Bonn, den 5. August 1971 



